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Bei der geplanten Offensive
im Wohnungsbau sieht sich
der Bürgermeister mit meh-
reren konkreten Problemen
konfrontiert. Neben dem lie-
ben Geld ist das die immer
stärkere Bürgerbeteiligung,
die manche Projekte verzö-
gert oder sogar ganz verhin-
dern kann. Es hilft nichts:
Das Problem muss in Angriff
genommen werden. Seite 15
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KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss in München:

Mammutaufgabe
Flüchtlingskrise

Bei der jüngsten Sitzung des KPV-Landesvorstandes
und Hauptausschusses in München unter Leitung von
Landesvorsitzendem Landrat Stefan Rößle sprachen
Bayerns Sozialministerin Emilia Müller, MdL und
Passaus Landrat Franz Meyer Klartext. Beide Politi-
ker plädierten energisch für eine massive Begrenzung
des Flüchtlingsstroms. Nur so sei Integration im Lan-
de überhaupt möglich. 

Landrat Meyer wies darauf hin,
dass bei aller Herausforderung
dieses Megathemas auch andere
Aufgaben der Kreispolitik zu be-
wältigen seien. Gleichwohl habe
sich das Passauer Landratsamt
wie viele andere im Freistaat in
den vergangenen Monaten vor-
nehmlich zu einer Flüchtlings-
behörde entwickelt.

Meyer zufolge sind im Land-
kreis derzeit über 2.000 Asylbe-
werber untergebracht. In den
nächsten Monaten müssen etwa
zusätzlich 1.000 Plätze geschaffen
werden – Kapazitätsengpässe
nicht ausgeschlossen. Derzeit
herrsche freilich noch „Ruhe vor
dem Sturm“. 

Situation in der Grenzregion

Nach wie vor bekommt der
Landkreis 40 bis 50 Asylbewer-
ber zugeteilt. Niederbayern hat
10 % der ankommenden Asylbe-
werber in Bayern aufzunehmen,
der Landkreis Passau davon 15,5 %.
2015 sind in der Grenzregion
zwischenzeitlich 8.000 bis 10.000
Flüchtlinge am Tag eingetroffen.

Wie sich die Situation an einem
Oktoberwochenende in der Nähe
von Wegscheid darstellte, zeigte
Bürgermeister Josef Lamperstor-
fer anhand von Bildmaterial auf.
700 Flüchtlinge tauchten an einem
Samstagabend plötzlich am bis-
lang ungenutzten alten Grenzüber-
gang zur B 388 bei Wegscheid auf
– angeliefert von 13 österreichi-
schen Bussen, die umgehend wie-
der wegfuhren. In Neuhaus am
Inn, ebenfalls im Landkreis Pas-
sau, drängten sich innerhalb kurzer
Zeit 400 Menschen auf der alten
Innbrücke. Dasselbe Bild bot sich
auf der Grenzbrücke in Simbach

am Inn (Landkreis Rottal-Inn).
Dort zählte die Polizei sogar 700
Menschen. Und über die Passauer
Innstadt marschierten ca. 250
Flüchtlinge in die Innenstadt.

Unter Hochdruck organisierte
das Landratsamt gemeinsam mit
der Bundespolizei Busse und
Schlafplätze für die vielen Men-
schen. Die Unterbringungsmög-
lichkeiten in Passau und auch die
Warteraum-Plätze des Landkrei-
ses waren am Ende voll belegt.

Der Landkreis Passau hatte laut
Meyer in den vergangenen Mona-

V.l.: Alois Rainer, Franz Meyer, Emilia Müller, Stefan Rößle, Jörg Kunstmann und Georg Hu-
ber bei der Sitzung des KPV-Landesvorstandes und Hauptausschusses in München. 

ten eine dreifache Herausforde-
rung zu bewältigen: „Erstens die
Aufnahme der uns zugeteilten
Asylbewerber, zweitens die Auf-
nahme an der grünen Grenze und
drittens den Umgang mit unbe-
gleiteten minderjährigen Jugend-
lichen, von denen uns im vergan-
genen Jahr etwa 3.800 von der
Bundes- bzw. Landespolizei an
der Grenze übergeben wurden“.
Ministerin Müller sei deshalb ge-
beten worden, für eine bayernwei-
te Verteilung zu sorgen, was sehr
schnell umgesetzt worden sei. Der
Landkreischef brachte in diesem
Zusammenhang seine „Dankbar-
keit für die Solidarität in der kom-
munalen Familie in Bayern“ zum
Ausdruck. Zufrieden zeigte er
sich damit, dass seit 1. November
die bundesweite Verteilung der
Flüchtlinge erfolgt.

„In 2016 müssen wir vor dem
Hintergrund einer höheren Aner-
kennungsquote neben der Unter-
bringung weiter ankommender
Asylbewerber den Fokus auf die
Wohnungssuche für sogenannte
Fehlbeleger richten“, führte Franz
Meyer weiter aus. Im Bezirk setze
man die Hoffnung auf sozialen
Wohnungsbau. Das Interesse von
Baugenossenschaften, privaten
Bauträgern und Architekten sei

grundsätzlich hoch; es müsse Auf-
gabe des Staates sein, sich um Un-
terkünfte zu kümmern. 

Großartige Unterstützung
durch den Freistaat

Den Freistaat Bayern bezeich-
nete Meyer insgesamt als „groß-
artig in der Unterstützung“, wies
aber auch darauf hin, dass Perso-
nal- und Sachkosten nicht erstat-
tet würden. Ganz anders fiel sein
Urteil über Europa aus: „Der
Kontinent hat in der Flüchtlings-
frage total versagt.“ Europa stehe
am Scheideweg und sei nicht in
der Lage, dieses Thema zu re-
geln. Meyers Appell: „Wir brau-
chen eine europäische Quotenre-
gelung!“ Der Landkreis Passau
habe mehr Asylbewerber aufge-
nommen als so manches europäi-
sche Land. Ein Unding in den
Augen des Landrats. 

Sozialen Frieden erhalten

Mit Blick auf Grenzkontrollen
meinte Meyer: „Wenn Europa
scheitert, wird eine nationale Lö-
sung unumgänglich sein. Wir
müssen auch aus Sicherheits-
gründen wissen, wer ins Land

(Fortsetzung auf Seite 4)

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags:

Integration 
fördern 

In der Flüchtlingsdiskussion werden die Rufe der
Kommunen nach Hilfe von Bund und Ländern stetig
lauter. Eindringlich haben nun die Spitzengremien des
Deutschen Städtetages bei ihren Beratungen in Schwe-
rin an die Bundesregierung appelliert, alles zu unter-
nehmen, damit die Zahl derAsylbewerber und Flücht-
linge, die nach Deutschland kommen, sinkt und ein
neuerAnstieg im Frühjahr vermieden wird. 

Um den Zuzug besser bewälti-
gen zu können, muss es nach
Auffassung des Deutschen Städ-
tetags gelingen, dass Flüchtlinge
in den Nachbarländern der Kri-
senstaaten bleiben können. Auch
sei der Fokus darauf zu richten,
die Wanderungsbewegungen in-
nerhalb Europas wirkungsvoller
zu steuern und die EU-Außen-
grenzen besser zu schützen. 

Beschleunigte Verfahren

Wie die Präsidentin des Deut-
schen Städtetages, Oberbürger-
meisterin Dr. Eva Lohse aus Lud-
wigshafen, betonte, „tun die Städ-
te und viele Ehrenamtliche ihr
Bestes, um den Menschen, die
lange bei uns bleiben, ihr Ankom-
men zu erleichtern und ihre Inte-
gration zu fördern. Sollten die
Flüchtlingszahlen erneut anstei-
gen, würden allerdings die Auf-
nahme- und Integrationskapazitä-
ten der Kommunen überfordert.
Neben den internationalen An-
strengungen müssen Bund und
Länder die vorgesehenen be-
schleunigten Asylverfahren zügig
in die Praxis umsetzen und Men-
schen ohne Bleibeperspektive
anschließend konsequent in ihre
Heimatländer zurückführen. Das
ist nötig, damit den Kommunen
nur noch Flüchtlinge zugewiesen
werden, die als Bürgerkriegs-
flüchtlinge und politisch Verfolg-
te unseren Schutz brauchen.“

Die Städte begrüßen grundsätz-
lich die Gesetzes-Vorschläge der
Bundesregierung, die dazu beitra-
gen sollen, den Flüchtlingszuzug
besser zu steuern und zu reduzie-
ren sowie eine erfolgreiche Inte-
gration der bei uns bleibenden
Menschen zu unterstützen. Dazu
zählen neben beschleunigten Asyl-
verfahren in besonderen Aufnah-
meeinrichtungen unter anderem
auch das Einführen des einheitli-
chen Ankunftsausweises (Flücht-
lingsausweis) sowie der Gesetzent-
wurf zur erleichterten Ausweisung
von straffälligen Asylbewerbern.

Die Aufnahme und angemesse-
ne Unterbringung der laufend
weiter Zuflucht suchenden Men-
schen stellt laut Deutschem Städ-
tetag die Kommunen in Deutsch-
land, deren finanzielle Situation
ohnehin zum Teil extrem ange-
spannt ist, vor eine kaum mehr
tragbare Belastung. Die Städte
fordern deshalb Bund und Länder
auf, die Kommunen nachhaltig fi-
nanziell zu unterstützen und da-
durch die kommunale Selbstver-
waltung zu sichern.

Damit die Aufgabe der Integra-
tion gemeistert werden kann, hal-
ten die Städte es weiterhin für
sinnvoll, auch nach der Anerken-
nung von Flüchtlingen und Asyl-
bewerbern ihre Verteilung auf die
Städte und Regionen zu wahren,
jedenfalls solange sie Soziallei-
stungen beziehen und noch kei-
nen Arbeitsplatz gefunden haben.
Der Deutsche Städtetag fordert
deshalb die Bundesregierung er-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerische Bauindustrie:

Günstig und 
passgenau bauen

Interaktiver Erlebnisraum präsentiert 
innovative Lösungsvorschläge

Die aktuelle Flüchtlingsthematik bringt maximale
Sichtbarkeit für das Thema „Mangel an bezahlbarem
Wohnraum“. Jetzt drängt die Zeit. Der Bedarf nach
zusätzlichem sozialem Wohnungsbau existiert jedoch
schon sehr lange. Bestimmt wird das Thema durch die
Kostenfrage. Ein Großteil der Kostentreiber steht in
direktem Bezug zu Vorgaben bzw. Anforderungen
durch Bund, Länder und Kommunen.  

Inzwischen herrscht an vielen
Stellen Einigkeit, dass bestimmte
Prozesse zu kompliziert sind und
zu lange dauern. So nehmen Ge-
nehmigungsverfahren zu viel Zeit
in Anspruch, sind Vergaben zu
komplex, schaffen rechtliche
Standards zu komplizierte Pro-
zesse, fehlt Planungssicherheit für
die Initiatoren.

Neue technische Errungen-
schaften des Innovationstreibers
Bauindustrie erlauben eine zu-
sätzliche Effizienzsteigerung und
Ökonomisierung. Die Bedingun-
gen müssen allerdings für die An-
wendung angepasst werden, da-

mit diese Potenziale auch ausge-
schöpft werden können. Es
kommt auf die Nutzung von In-
novationen in den Bereichen
Modularisierung, Produktion und
Logistik an. Wichtig ist dafür eine
flächendeckende Anwendbarkeit
der Planungswerkzeuge des
Building Information Mode-
ling (BIM) und weiteren Visuali-
sierungsmethoden.

Virtuelle Realität

Die Bayerische Bauindustrie
präsentiert ihre konkreten und in-
novativen Lösungsvorschläge zur

Schaffung von schnellem und be-
zahlbarem Wohnraum mittels ei-
nes interaktiv gestalteten Erleb-
nisraums im Foyer ihrer Ge-
schäftsstelle in München. 

Mit Hilfe von Virtual Reality
Brillen werden Bauprojekte auf
völlig neue Weise erlebbar. Die
Präsentationen der Firmen
Dreßler Bau, Max Bögl und Fer-
dinand Tausendpfund stehen ex-
emplarisch für eine Branche, die
mit neuen Technologien und
Ideen voranschreitet. Durch Vi-
sualisierungen günstig und pass-
genau bauen und durch  Design
Thinking Bauvorhaben beschleu-
nigen, lautet die Maxime. Letzt-
lich gilt es, die Innovationskraft
bauindustrieller Bauweisen aus-
zuschöpfen.

Innovative Konzepte der Bauin-
dustrie zur Wohnraumbeschaffung
zeichnen sich durch eine einfache
Bauweise und eine gleichzeitig an-
sprechende Gestaltung aus. Um
auch die nachhaltige Quartiersent-
wicklung zu unterstützen, wird bei
den Bauprojekten schon bei der
Planung die flexible Nachnutzung
berücksichtigt. 

Folgende Aspekte wirken sich
direkt auf die Bauwerkskosten
aus: Keine Unterkellerungen, kei-
ne Aufzüge bei Gebäuden bis zu
vier Stockwerken, keine Tiefgara-
gen, Streifenfundamente anstatt
Fundamentplatte, barrierefreies

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Werner Friedrich

91489 Wilhelmsdorf
am 17.3.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Etterer

95506 Kastl
am 14.3.

Bürgermeister Hans Schönauer
83737 Irschenberg

am 21.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alois Salzeder

84544 Aschau a. Inn
am 15.3.

Bürgermeister Manfred Hammer
94081 Fürstenzell

am 19.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Heinrich Stadlbauer
85777 Fahrenzhausen

am 11.3.

Bürgermeister Fritz Raab
94146 Hinterschmiding

am 15.3.

Bürgermeister Michael Baumann
63763 Hösbach

am 17.3.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Roland Grillmeier

95666 Mitterteich
am 18.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Gerold Noerenberg, Oberbürgermeister der Stadt Neu-Ulm 
(2. v. r.), Dr. Franz Dirnberger, Geschäftsführer des Bayerischen
Gemeindetags (r.) und Dr. Bernhard Gmehling, Oberbürgermeis-
ter der Stadt Neuburg an der Donau (l.), erläuterten Bayerns 
Sozialministerin Emilia Müller die aktuellen Herausforderungen
der bayerischen Kommunen zur Bewältigung der Flüchtlings-
situation im Freistaat. 

Bayerischer Gemeindetag zur Flüchtlingsproblematik:

Auf Willkommen
folgt Ankommen

Sobald die Asylsuchenden ihren endgültigen Aufenthaltsstatus er-
halten haben, stehen auch die bayerischen kreisangehörigen Städ-
te, Märkte und Gemeinden in der Verantwortung. „Die Kommu-
nen sind es dann, die für die AsylbewerberWohnungen, aber auch
Plätze in Kindergärten und Schulen bereitstellen müssen. Ebenso
müssen sie sich um die Rahmenbedingungen für die Schaffung
von Arbeitsplätzen kümmern. Eine weitere große Herausforde-
rung ist daneben die Integration. Das können nur die Kommunen
vor Ort leisten“, sagte Dr. Franz Dirnberger, Geschäftsführer des
Bayerischen Gemeindetags am Rande der Sitzung derArbeitsge-
meinschaft der Großen Mitglieder des Bayerischen Gemeindetags
in Neuburg an der Donau.

Die kreisangehörigen Kommu-
nen sind ihrer Mitwirkungspflicht
weitestgehend nachgekommen
und benennen gegenüber den
staatlichen Behörden geeignete
Unterkünfte. Zu unterscheiden ist
dabei zwischen größeren und
kleineren Gemeinden, die regel-
mäßig kaum vergleichbare Vor-
aussetzungen haben, was die Zur-
verfügungstellung von leerste-
hendem Wohnraum angeht. Der
Bayerische Gemeindetag appel-

lierte an die kommunale Solida-
rität, damit alle Gemeinden im
Rahmen ihrer Möglichkeiten
Flüchtlinge aufnehmen. „Weg-
ducken gilt nicht“, so Dr. Dirn-
berger in einem deutlichen Appell
an alle kreisangehörigen Gemein-
den in Bayern.

Nach Abschluss der Asylver-
fahren brauchen die anerkannten
bzw. geduldeten Flüchtlinge
Wohnraum. Sofern sie selbst kei-
ne geeigneten Unterkünfte fin-

den, fallen sie in die Obdachlosig-
keit und damit formalrechtlich in
die Verantwortung der jeweiligen
Gemeinde. Im Rahmen des Ob-
dachlosenrechts hat die Gemein-
de entsprechende Unterkünfte zur
Verfügung zu stellen. „Das ist
nicht zu schaffen. Das Obdachlo-
senrecht ist für die tausenden von
anerkannten Flüchtlingen nicht
gedacht“, so Dr. Dirnberger. 

Viele Flüchtlinge kommen mit

ihren Familien nach Bayern. Da-
her werden nicht nur entspre-
chende Unterkünfte, sondern
auch die notwendigen Kapazitä-
ten in Kindertageseinrichtungen
und Schulen benötigt. Ein Wohn-
raumzuweisungsgesetz könnte ei-

Regionalförderung 2015:

Gleichwertige 
Lebensverhältnisse

Im vergangenen Jahr hat der Freistaat 155 Millionen Euro für die
Regionalförderung bereitgestellt. Von den Zuwendungen gingen
mehr als 86% in den ländlichen Raum. Dies trage entscheidend
zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in Bayern bei‚
erklärte Wirtschaftsministerin Ilse Aigner anlässlich der Präsen-
tation der Bilanz zur Regionalförderung 2015.

Mit den Mitteln habe man wirk-
sam Investitionsmaßnahmen klei-
ner und mittlerer Unternehmen in
den ländlichen Gebieten unterstützt.
Dabei seien durch 568 Einzelmaß-
nahmen 2.000 neue Arbeitsplätze
geschaffen und 16.000 bestehende
Arbeitsplätze gesichert worden. Vor
allem die Schaffung und Sicherung
von Arbeitsplätzen in struktur-
schwächeren Räumen sei eine
wichtige Voraussetzung für den
Verbleib der Menschen in ihrer Hei-
mat, betonte die Ministerin. Darü-
ber hinaus habe die Regionalförde-
rung zum Beschäftigungsrekord in
Bayern im vergangenen Jahr beige-
tragen, wo 7,27 Millionen Men-
schen erwerbstätig gewesen seien.

Mit Hilfe der regionalen För-
dermittel seien Investitionen von

ca. 1,2 Milliarden Euro ange-
stoßen worden. Dabei hätten die
Unternehmen zur Verbesserung
ihrer Wettbewerbsfähigkeit vor-
nehmlich in neue Gebäude und
Maschinen investiert, erklärte
Aigner weiter. 

Staatliche Zuschüsse

Für Investitionen zur Schaf-
fung und Sicherung von Arbeits-
plätzen könnten Unternehmer
staatliche Zuschüsse von 10 %
bis 30 % erhalten. Die Höhe hän-
ge von Standort und Größe der
Firma ab. „Die Regionalförde-
rung ist das erfolgreiche Mittel,
um die bayerischen Unternehmen
zukunftsfest zu machen“, erklärte
die Ministerin abschließend. rm

Straßenausbaubeiträge
ändern sich

Bayerns Kommunen können künftig Straßenausbaubeiträge
auch in Form von sogenannten wiederkehrenden Beiträgen von
privaten Grundstückseigentümern in eng umrissenen Gebieten
erheben. Einen entsprechenden CSU-Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Kommunalabgabengesetztes(KAG) hat der Landtag
jüngst gebilligt.

Die Änderung des KAG im
Hinblick auf das Straßenausbau-
beitragsrecht war notwendig ge-
worden aufgrund der rechtlichen
und tatsächlichen Entwicklungen
und den Bedürfnissen in der Praxis
in den letzten Jahren. Auch hat
sich die Rechtsprechung hierzu
ständig fortentwickelt. Das seit
1974 existierende Gesetz befasst
sich mit kommunalabgabenrecht-
lichen Vorschriften, zu denen u.a.
die Beitragsfinanzierung von Er-
neuerungen und Verbesserungen
gemeindlicher Straßen gehört. Da-
durch sollen diejenigen Grund-
stückseigentümer einen finanziel-
len Anteil an den Baukosten über-
nehmen, die durch den Ausbau ei-
nen besonderen Vorteil haben.
Dies sind in der Regel Anlieger,
deren Grundstücke nach den Bau-
maßnahmen besser zu erreichen
sind.

Wiederkehrende Beiträge
jetzt möglich

Bisher konnten Gemeinden die
Grundstückseigentümer als An-
lieger von zu erneuernden bzw.
zu verbessernden Straßen nur zu
einem einmaligen Beitrag heran-

ziehen. Jetzt haben die Kommu-
nen die Möglichkeit eines immer
wiederkehrenden Beitrags, den
sie jährlich erheben können. Hin-
gegen fällt künftig eine Höchst-
forderung mit bis zu fünfstelligen
Beiträgen weg. Auch besteht für
die Gemeinden keine Pflicht zur
Beitragserhebung in dieser Form.

Gemeindlicher
Entscheidungsspielraum

Die Gesetzesänderung dient
vor allem der Erweiterung der ge-
meindlichen Entscheidungsspiel-
räume in verschiedenen Berei-
chen und damit auch der Stär-
kung der kommunalen Selbstver-
waltungs- und Abgabenhoheit.
Darüber hinaus wird die Transpa-
renz bei der Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen verbes-
sert und die Akzeptanz eines bei-
tragsorientierten Systems sowie
der Vertrauensschutz der Bürger
gestärkt. Eine völlige Abschaf-
fung von Beiträgen, wie biswei-
len von Gemeinderäten und Be-
troffenen gefordert, sei für alle
Parteien nie in Frage gekommen,
erklärte Innenminister Joachim
Herrmann im Landtag. rm

Breitbandausbau im Freistaat:

87 Millionen Euro 
Fördersumme

247 Förderbescheide für Kommunen aus allen sieben Regierungsbezirken

DerAusbau von schnellem Internet in ganz Bayern ist das wichtig-
ste Infrastrukturprojekt der Bayerischen Staatsregierung. Ziel sind
hochleistungsfähige Breitbandnetze mit Übertragungsraten von
mindestens 50 Mbit/s. Hierfür stellt der Freistaat Bayern bis zu 1,5
Milliarden Euro zur Verfügung – eine bundesweit einzigartige
Summe. Das Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat hat eine erhebliche Verbesserung der Breitband-
förderung erreicht. Über 94 Prozent der bayerischen Gemeinden
sind bereits aktiv im Förderprogramm. Finanz- und Heimatmini-
ster Dr. Markus Söder hat nun 247 Gemeinden aus allen Regie-
rungsbezirken Förderbescheide zum Breitbandausbau ausgehän-
digt und über die Fortschritte beim Breitbandausbau berichtet.

Mittelfranken: 37 Gemeinden
aus Mittelfranken erhielten insge-
samt rund 14,3 Millionen Euro
Förderung“, freute sich Finanz-
und Heimatminister Dr. Markus
Söder. Gemeinsam mit Staatsse-

kretär Albert Füracker überreichte
er in Nürnberg die Breitband-
Förderbescheide an die Kommu-
nen. „95 Prozent aller mittelfrän-
kischen Gemeinden sind bereits
im Förderverfahren, 97 Kommu-
nen haben bereits einen Förderbe-
scheid erhalten“, teilte Söder mit.
„Mehr als 35 Millionen Euro sind
für schnelles Internet nach Mittel-
franken geflossen.“ Gleichzeitig
betonte der Heimatminister, dass
für Mittelfranken insgesamt
148,65 Millionen Euro Förder-
gelder reserviert sind – ein Groß-
teil somit noch zur Verfügung
steht.

Oberfranken: Aus Oberfranken
erhielten 57 Gemeinden insge-
samt rund 23,5 Millionen Euro
Förderung. „99 Prozent aller
oberfränkischen Gemeinden sind
bereits im Förderverfahren, 160
Kommunen haben bereits einen
Förderbescheid erhalten“, teilte
Söder mit. „Mehr als 74,5 Millio-
nen Euro sind für schnelles Inter-
net nach Oberfranken geflossen.“
Für Oberfranken seien insgesamt
154,4 Millionen Euro Fördergel-
der reserviert. auch hier also steht
ein Großteil noch zur Verfügung.
Unterfranken: 35 Gemeinden
aus Unterfranken erhielten insge-
samt mehr als 7,4 Millionen Euro
Förderung“, sagte Finanz- und
Heimatminister Dr. Markus Sö-
der. „92 Prozent aller unterfränki-
schen Gemeinden sind bereits im
Förderverfahren, 131 Kommu-
nen haben bereits einen Förderbe-
scheid erhalten“, teilte Söder mit.
„Mehr als 37 Millionen Euro sind
für schnelles Internet nach Unter-
franken geflossen.“ Hier seien
insgesamt 192,25 Millionen Euro
Fördergelder reserviert, also stehe

nen wesentlichen Beitrag dazu
leisten, dass die Gemeinden vor
Ort planen können. Denn nur
wenn sichergestellt ist, dass die
Menschen vor Ort bleiben, rentie-
ren sich Investitionen in den so-
zialen Wohnungsbau, in den Kita-
Bereich und in die Schulen. Der
Bayerische Gemeindetag appel-
lierte an die Bundes- und Landes-
politik: Finanzielle und struktu-
relle Unterstützung – jetzt. 

Flüchtlinge sind auch eine Chan-
ce für den ländlichen Raum. Der
Bayerische Gemeindetag forderte
daher ein stärkeres Engagement
des Bundes und des Landes zur
Förderung von Wohnungsbau und
Schaffung von Arbeitsplätzen. „Die
Menschen bleiben nur dort woh-
nen, wo sie auch entsprechende Ar-
beit finden“, sagte Dr. Dirnberger.
Die Großstädte werden diese große
Herausforderung alleine nicht
schaffen. Sozialer Wohnungsbau,
der Ausbau von Kindertagesein-
richtungen und der Ausbau von
Schulen kosten Geld. Die Gemein-
den erwarten hier neben einem

Strukturprogramm entsprechende
finanzielle Unterstützung von Sei-
ten des Bundes und des Landes.

Neuburg an der Donau beheima-
tet seit mehr als 40 Jahren eine der
größten Gemeinschaftsunterkünfte
in ganz Bayern. „Eine funktionie-
rende Stadtgemeinschaft mit einer
Vielzahl von Flüchtlingen ist bei
uns in Neuburg seit jeher Realität“,
betonte Oberbürgermeister Dr.
Bernhard Gmehling und ergänzte:
„Bei einer Aufnahmequote von
mittlerweile knapp drei Prozent,
stoßen wir jedoch mittlerweile an
unsere Belastungsgrenze.“

Tatsächlich bringen die Mixtur
aus Wirtschaftswachstum mit ein-
hergehendem starkem Bevöl-
kerungszuwachs sowie der große
Flüchtlingszustrom infrastrukturel-
le Probleme mit sich. So sind
Wohnraumnot, massiv steigende
Mieten und ein Mangel an Betreu-
ungsplätzen zu verzeichnen.
„Schwierigkeiten, mit denen wir als
Kommune ohne staatliche Unter-
stützung kaum zurecht kommen“,
bilanzierte OB Dr. Gmehling. 

Dr. Markus Söder bei der Überreichung der Breitband-Förderbescheide an die Kommunalvertreter
aus Oberbayern, Schwaben und Niederbayern. 

hier ebenfalls ein Großteil noch
zur Verfügung.
Oberpfalz: Aus der Oberpfalz
erhielten 30 Gemeinden insge-
samt mehr als 12,2 Millionen
Euro Förderung“, betonte der Mi-
nister. „98 Prozent aller Gemein-
den der Oberpfalz sind bereits im
Förderverfahren, 131 Kommunen
haben bereits einen Förderbe-
scheid erhalten“, teilte Söder mit.
Mehr als 56 Millionen Euro seien
schon für schnelles Internet in die
Oberpfalz geflossen. Da für die
Oberpfalz insgesamt 180 Millio-
nen Euro Fördergelder reserviert
seien stehe aber auch hier ein
Großteil noch zur Verfügung.
Oberbayern: 30 Gemeinden aus
Oberbayern erhielten insgesamt
rund 8,7 Millionen Euro Förde-
rung“, bestätigte Dr. Markus Sö-
der. „91 Prozent aller oberbayeri-
schen Gemeinden sind bereits im
Förderverfahren, 123 Kommunen
haben bereits einen Förderbe-
scheid erhalten. Fast 35 Millionen
Euro sind für schnelles Internet
nach Oberbayern geflossen.“, so
der Minister weiter. Für Oberbay-
ern seien insgesamt 365,73 Mil-
lionen Euro Fördergelder reser-
viert – ein großer Teil stehe somit
noch zur Verfügung.
Schwaben:Aus Schwaben haben
26 Gemeinden jüngst rund 9,6
Millionen Euro Förderung erhal-
ten, führte der Minister seine Auf-
zählung fort. „90 Prozent aller
schwäbischen Gemeinden sind
bereits im Förderverfahren, 109
Kommunen haben bereits einen
Förderbescheid erhalten“, sagte
Söder. „Mehr als 36 Millionen
Euro sind für schnelles Internet
nach Schwaben geflossen.“ Für
Schwaben seien insgesamt 232,95
Millionen Euro Fördergelder re-
serviert, weshalb auch hier ein
Großteil noch zur Verfügung
stehe.
Niederbayern: „Insgesamt 32
Gemeinden aus Niederbayern er-
hielten rund 11,1 Millionen Euro
Förderung“, erwähnte Finanzmi-
nister Dr. Markus Söder absch-
ließend. „99 Prozent aller nieder-
bayerischen Gemeinden sind be-
reits im Förderverfahren, 188
Kommunen haben bereits einen
Förderbescheid erhalten“, so Sö-
der weiter. „Mehr als 69 Millio-
nen Euro sind für schnelles Inter-
net nach Niederbayern geflos-
sen.“ Auch hier betonte der Heim-

atminister, dass für Niederbayern
insgesamt 216,67 Millionen Euro
Fördergelder reserviert sind – ein
Großteil somit noch zur Verfü-
gung stehe.

Über 94 Prozent
im Förderverfahren

Bayernweit engagieren sich
bereits über 94 Prozent (1.937)
aller Kommunen im Förderver-
fahren. Mit den jüngst überge-
benen Bescheiden starten nun
schon 940 Kommunen mit einer
Gesamtfördersumme von über
345 Millionen Euro in den
Breitbandausbau. „Mehr als ein
Drittel aller bayerischen Ge-

meinden hat bereits einen För-
derbescheid erhalten“, fasste
Söder zusammen. Dafür wur-
den über 6.700 Beratungsge-
spräche vor Ort mit den Kom-
munen geführt. Allein bei den in
Ausbau befindlichen Projekten
werden über 9.900 km Glasfa-
serleitungen neu verlegt. Seit
Übernahme der Verantwortung
durch das StMFLH verbesserte
sich die Versorgung mit schnel-
lem Internet in ländlichen Ge-
meinden Bayerns von unter 16
auf 30 Prozent. Die Kommunen
profitieren vom neuen, deutlich
verbesserten und 1,5 Milliarden
Euro schweren Breitband-För-
derprogramm des Freistaats. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

als Mitglied im Haushalts-
ausschuss des Bundestages ist
man derzeit in einer prekären
Lage. Auf der einen Seite steht
der Bundesrechnungshof, der
vor einer Überlastung des Bun-
deshaushaltes durch Unterstüt-
zungsleistungen an Länder und
Kommunen warnt. Auf der an-
deren Seite treten Länderver-
treter mit erheblichen finanziel-
len Forderungen an den Bund
heran und verweisen auf die
Belastung angesichts der wachsenden Zahl Asyl-
suchender und der großen Schere zwischen 
finanzstarken und -schwachen Kommunen. 

Klar ist, dass das Grundgesetz die Länder für
eine ausreichende Finanzausstattung ihrer

Kommunen in die Pflicht nimmt. Doch gleich-
zeitig macht es den Bund als Garanten für die
verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern,
Kreisen und Gemeinden auch für den Bestand
der kommunalen Selbstverwaltung verantwort-
lich. Diese kann nur mit soliden Finanzen funk-
tionieren und bedarf einer kommunalfreundli-
chen Bundespolitik, die sich – wie gehabt – für
eine ausreichende Finanzkraft der Städte,
Landkreise und Gemeinden einsetzt. 

Die Anmerkung des Bundesrechnungshofs ist
jedoch weit mehr als nur eine Kritik. Vielmehr
zeigt sich, dass die Bundespolitik den Stellenwert
starker Kommunen erkennt und ihrer gesamt-
staatlichen Aufgabe gerecht wird. Immerhin be-

trägt das finanzielle Engage-
ment des Bundes zugunsten von
Ländern und Kommunen von
2010 bis 2019 über 150 Mrd.
Euro. Allein für 2016 summie-
ren sich die Entlastungen auf
über 20 Mrd. Euro. Ein Betrag,
der im komplizierten Finanzge-
flecht der Bundesrepublik nicht
einfach zu erkennen ist und oft
mit Länderhilfen verwechselt
wird. 

Sehr deutlich entlastet der
Bund die Kommunen mit der
Übernahme der Kosten für die
Grundsicherung im Alter und

stellt dafür 6,5 Mrd. Euro in den Bundeshaus-
halt. Für bayerische Kommunen ergeben sich
daraus 767 Mio. Euro, die durch den Bund zur
Verfügung gestellt werden; weitere 196 Mio.
Euro für kommunale Verkehrswege, 120 Mio.
Euro jeweils für Hochschulbau und Wohnraum-
förderung sowie 112 Mio. Euro für die Kommu-
nalentlastung. Massiv fördert der Bund zudem
den Ausbau der Kleinkinderbetreuung, obgleich
er in die eigentliche Zuständigkeit der Länder
fällt. Für mich ist die Anmerkung des Bundes-
rechnungshofes daher weniger Kritik, sondern
Bestätigung, dass die haushaltspolitischen Wei-
chen richtig gestellt wurden. 

Bei all den zusätzlichen Ausgaben, die der
Bund für die Kommunen bereitstellt, dürfen wir
das Ziel eines ausgeglichenen Haushaltes nicht
außer Acht lassen. Der dauerhafte Verzicht auf
neue Schulden und die Prämisse, die Steuern
nicht zu erhöhen, sind angesichts der aktuellen
Herausforderungen der Flüchtlingskrise kein
Selbstläufer, sondern setzen kluge haushaltspoli-
tische Entscheidungen voraus. Dabei steht für
mich eines fest: Starke Kommunen sind Aus-
gangsposition einer positiven Entwicklung unse-
res Landes und damit Kernanliegen des Bundes. 

Ihr Alois Rainer
MdB, Stellv. KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Alois Rainer

Starke Kommunen
als Kernanliegen

des Bundes

Bayern Mobilität 2030 in München: 

Konzepte für eine moderne
Verkehrsinfrastruktur

Mobilitätskongress von vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V., 
Bayerischem Innenministerium und Bayerischem Bauindustrieverband 

Die aktuellen Anforderungen und künftigen Bedarfe im Güter-
und Personentransport, die Nutzung digitaler Technologien für
das automatisierte Fahren und intelligente Leitsysteme sowie zu-
sätzliche Finanzierungsmöglichkeiten für Straßen, Schiene, Luft-
und Wasserwege standen im Mittelpunkt eines gemeinsamen Mo-
bilitätskongresses von vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirt-
schaft e. V., Bayerischem Innenministerium und Bayerischem
Bauindustrieverband in München. Vertreter aus Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Kommunen setzten sich mit einer lei-
stungsstarken und zukunftsgerechten Verkehrsinfrastruktur im
Freistaat auseinander.

Laut BBIV-Präsident Josef
Geiger fordert das Konzept Bay-
ern Mobilität 2030 für das bayeri-
sche Verkehrssystem ein umfas-
sendes, alle Verkehrsträger inte-
grierendes Konzept zu erarbeiten
und umzusetzen. Das Straßennetz
in Bayern sei so zu vollenden,
dass es sowohl der Verknüpfung
von Stadt und Land als auch der
neuen zentralen Lage Bayerns in
Europa dient.

Als konkrete Beispiele führte
Geiger die Entzerrung der Ver-
kehrsströme rund um den Fla-
schenhals München und andere
regionale Verkehrsbrennpunkte
durch Ausbau der Ostparallelen
B15neu, B12 (Allgäuschnell-
weg), A8, A94 und A3 sowie Vor-
alpenstraße B472 an. Darüber
hinaus forderte er unter anderem
die konsequente flächendeckende
Vernetzung von Stadt und Land
durch Entwicklungsachsen in
Form von Bundesfernstraßen,
Staatsstraßen und Kommuna-
len Straßen sowie begleiten-
den Schienentrassen sowie den 
Bau von leistungsfähigen Er-
schließungsachsen nach Osteuro-
pa, vor allem den Ausbau der
B173, B303neu, B20 und B85.

Mit Blick auf das Schienennetz
erachtet Geiger sowohl die 2. S-
Bahn-Stammstrecke in München
als auch den durchgehenden Aus-
bau der ABS 38 München –
Mühldorf – Freilassing mit Ab-
zweigung nach Burghausen für
unverzichtbar. Außerdem müsse
der Fokus auf den Ausbau der
Schienenstrecke Augsburg – Ulm
gerichtet sein. Diese Strecke habe
neben ihrer regionalen eine hohe
überregionale Bedeutung, sei sie
doch Teil des TEN-Korridors
Rhein – Donau.

Des Weiteren werde baldmög-
lichst eine leistungsfähige An-
bindung an den Mitte des näch-
sten Jahrhunderts fertiggebauten
Brennerbasistunnel benötigt. Zu-
dem sei dringend die Elektrifizie-
rung der Schienenstrecken Mün-
chen – Lindau und Regensburg –
Hof erforderlich. Als wichtiges
Regionalbahnprojekt - stellvertre-
tend für viele andere in Bayern -
nannte Geiger die Realisierung
einer Regionalbahn von Oberst-
dorf bis Memmingen mit dem
Allgäu-Airport. „Damit sie mög-
lichst viel Verkehr weg von der
Straße auf die Schiene bringt,
sollte sie im Halbstundentakt fah-
ren“, stellte der Präsident fest.

Ein modernes Verkehrskonzept
Bayern Mobilität 2030 müsse
nicht nur den dringend erforderli-
chen Ausbau der einzelnen Ver-
kehrsträger umfassen, sondern
auch die Verkehrsträger verknüp-
fen und moderne Betreiberkon-
zepte entwickeln. In Bayern gebe
es viel zu wenige leistungsfähige
Verkehrsverbünde, verglichen so-
wohl mit anderen Bundesländern
wie auch im europäischen Ver-
gleich. Als Vorbilder nannte Gei-
ger den Karlsruher und den Zür-
cher Verkehrsverbund. Kernbe-
standteile beider Verbünde sind ein
zuverlässiger und alle Verkehrs-
knoten bedienender Taktfahrplan
(60, 30 und 15 Minuten-Takt),
einheitliche Fahrkarten und ein
Höchstmaß an Service bis 24 Uhr. 

Geiger forderte von der Staats-
regierung ein grundlegendes

Durch- und Neudenken des
bayerischen Mobilitätssystems,
am besten durch eine unabhängi-
ge Expertenkommission. Zudem
sollte dabei Wert auf eine Finan-
zierung aus „einem Guss“ gelegt
werden. Heutiges Denken in ge-
trennten Haushaltstiteln sei nicht
mehr zeitgemäß, urteilte der
BBIV-Präsident. Vor allem müsse
neben den öffentlichen Haus-
haltsmitteln auch privates Kapital
zum Zuge kommen können. Ge-
rade für die Pensionsfonds sei In-
frastruktur eine interessante und
lukrative Anlage. 

Schlüsselprojekte

Nach Auffassung von vbw
Hauptgeschäftsführer Bertram
Brossardt „brauchen wir dauerhaft
höhere Investitionen in die Ver-
kehrsinfrastruktur, und die digitale
Vernetzung aller Verkehrsträger“.
Bayern müsse Leitregion für auto-
nomes Fahren und die Umsetzung
von Schlüsselprojekten, wie die
dritte Start- und Landebahn am
Münchner Flughafen, sein.  

Bei der Mobilität der Zukunft
gehe es freilich nicht nur um In-
vestitionen, sondern auch um In-
novationen. Eine moderne Infra-
struktur ermöglicht neue Ge-
schäftsmodelle – für die bayeri-
sche Wirtschaft eine enorme
Chance. Beispiel Elektromobi-
lität: Rund 40.000 Elektroautos
fahren Brossardt zufolge derzeit
über Deutschlands Straßen, Ten-
denz steigend. Bayerische Unter-
nehmen könnten bei der Entwick-
lung alternativer Antriebe ihre
technologische Kompetenz zei-
gen. Um den Marktanteil von
Elektroautos zu erhöhen, würden
staatliche Investitionen in Infra-
struktur und Forschung benötigt.
Nur so werde es gelingen, bis
2020 eine Million Elektrofahr-
zeuge auf die deutschen Straßen
zu bringen. Das Fahrzeug der Zu-
kunft sei jedoch nicht nur emissi-
onsarm, sondern auch vernetzt.
Brossardt: „Digitalisierung ist der
Megatrend unserer Zeit. Sie wirkt
sich auch auf die Mobilität aus.
Digitalisierung ist die Basis für
ein intermodales Gesamtver-
kehrssystem, in dem sich alle
Verkehrsträger gemäß ihrer Stär-
ken ergänzen.“ 

Der Gesetzgeber sei hier gefor-
dert, um die richtigen infrastruktu-
rellen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen zu setzen. In Bayern
diene das digitale Testfeld A9 der
Erprobung von Innovationen. Seit
Mai 2015 sei ein vernetztes
LKW-Parkleitsystem in Betrieb.
Grundlage für die Nutzung digita-
ler Technologien sei jedoch der
flächendeckende Breitband-
ausbau. Mit dem bayerischen
Breibandförderprogramm ist laut
Brossardt Bewegung in die Sache
gekommen, aber: „Viele Unter-
nehmen benötigen höhere Band-
breiten. Deshalb fordern wir
flächendeckend 100 Mbit/s bis
2020. Und auch für das automati-
sierte Fahren brauchen wir die
richtigen Rahmenbedingungen –
von rechtlichen Fragen der Zulas-
sung und Haftung zu Infrastruktur
und IT-Sicherheit“, machte Bros-
sardt deutlich. 

Nach den Worten von Bayerns
Innen- und Verkehrsminister Joa-

chim Herrmann müssen Projekte
mit großem verkehrlichen und
verkehrswirtschaftlichen Nutzen
auch weiterhin intensiv vorange-
trieben werden. „Ich setze mich
deshalb auch tatkräftig ein, für
solche Projekte Baurecht zu
schaffen. Wir haben bisher in
Bayern eine Bilanz, die sich se-
hen lassen kann. Die A 8 zwi-
schen München und Ulm ist ein
gutes Beispiel. Die Strecke ist
nun sechsspurig, Verkehrsfreiga-
be war im September 2015. Und
auch auf der Schiene können wir
uns sehen lassen. Die Strecke
Nürnberg – Erfurt – Berlin wird
Ende 2017 in Betrieb genommen.
Eine gute Verkehrsinfrastruktur
ist Voraussetzung für eine gut
funktionierende Wirtschaft – sie
in Bayern auf höchstem Niveau
zu halten, hat für mich oberste
Priorität.“ 

Eine zentrale Weichenstellung
ist für Herrmann insbesondere die
Fortschreibung des Bundesver-
kehrswegeplans. So habe der
Freistaat 398 Straßenprojekte mit
Gesamtkosten von rund 17 Milli-
arden Euro für den Bundesver-
kehrswegeplan angemeldet. Im
Bereich ‘Schiene’ sind 30 Neu-
und Ausbauprojekte auf der Liste
und im Bereich ‘Wasserstraße’
der Ausbau der Donau zwischen
Straubing und Vilshofen, sowie
die Vertiefung des Mains zwi-
schen Aschaffenburg und der
Landesgrenze nach Hessen.

Prof. Heiner Monheim von der
Universität Trier wies auf Skandi-
navien als Vorbild für einen renta-
blen Busverkehr in den ländlichen
Räumen hin. Dort transportierten
Kombibusse Personen und Güter.
Zudem plädierte er dafür, nach
holländischem Vorbild auch in
Deutschland an den ÖPNV-Halte-

stellen und den Bahnhöfen Rad-
stationen mit Service einzurichten.

Christian Bernreiter, Präsident
des Bayerischen Landkreistags
und Landrat des Landkreises
Deggendorf, zeigte sich skep-
tisch, ob dieses Konzept auf den
Bayerischen Wald übertragen
werden könne. „Das Auto wird
dort dem Bus vorgezogen, weil es

immer verfügbar ist. Daher loh-
nen sich Linienbusse bei uns
nicht.“ Für Ulrich Maly, Vorsit-
zender des Bayerischen Städte-
tages, hat die Reduzierung des
Autoverkehrs in den Städten
oberste Priorität. Neben dem
Ausbau des ÖPNV müsse der
Fußgänger- und Radverkehr ge-
fördert werden. DK

Hauptausschuss des Bayerischen Bezirketags in Berching:

Schutz für psychisch Kranke 
Ein aktueller Sachstandsbericht zur Europäischen Flüchtlingspo-
litik – unter besonderer Berücksichtigung der Situation der Fi-
nanzierung und der Kosten der unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlinge in Bayern - sowie der aktuelle Sachstand für ein neu-
es Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) im Hinblick auf
die Unterbringung betroffener Patienten in den psychiatrischen
Kliniken und Einrichtungen der Bezirke standen im Mittelpunkt
der jüngsten Hauptausschuss-Sitzung des Bayerischen Bezirketa-
ges im oberpfälzischen Berching.

Die Regierungsbezirke in Bay-
ern fordern eine Übernahme der
Kosten auch für unbegleitete
Flüchtlinge über 18 Jahre. Etwa
3.000 Migranten dieser Alters-
gruppe - wie auch minderjährige
unbegleitete Flüchtlinge - sind
nach Angaben von Josef Mede-
rer, Präsident des Bayerischen
Bezirketags, in Jugendhilfeein-
richtungen untergebracht. Seiner
Ansicht nach muss der Freistaat
die Kosten von derzeit 100 Mil-
lionen Euro pro Jahr überneh-
men, weil es eine gesamtstaatli-
che Aufgabe sei, diese Menschen
zu betreuen und keine kommuna-
le. Insgesamt betreuten die Kom-
munen derzeit etwa 15.500 junge
unbegleitete Flüchtlinge. 

Entgegen der Auffassung von
Sozialministerin Emilia Müller
sei hier noch nicht das letzte Wort
gesprochen, unterstrich Mederer.
„Wenn die Ministerin sagt, dass
es einen Kabinettsbeschluss gebe,
demzufolge junge Volljährige
über 18 Jahre nicht mehr in die
Jugendhilfe gehörten und diese in
andere Leistungsbereiche über-
führt werden müssten, muss
schon darauf hingewiesen wer-
den, dass es zu eben dieser Über-
führung bislang keinerlei gesetz-
liche Steuerungsmöglichkeiten
gibt.“ Diese müsse dann aber die

Staatsregierung auf den Weg
bringen, „wenn man unserer un-
verändert geltenden Forderung,
dass der Freistaat auch für alle
Kosten der über 18-jährigen un-
begleiteten Flüchtlinge aufzu-
kommen hat, nicht entsprechen
sollte“.

Ein weiterer Schwerpunkt der
Arbeit der Bezirke in diesem Jahr
werde es sein, das neue Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetz zu
einem Erfolg in der Psychiatrie zu
machen. Rund 90 Prozent der Pa-
tienten in psychiatrischen Ein-
richtungen suchten diese auf eige-
nen Wunsch auf, so Mederer.
Dennoch gebe es Situationen und
Konfliktlagen, in denen manche
Menschen auch gegen ihren Wil-
len psychiatrisch behandelt wer-
den müssen. Vor allem auf Initia-
tive der Bezirke habe daher seit
Sommer 2014 die Debatte um ein
PsychKHG deutlich an Fahrt auf-
genommen. In naher Zukunft
wolle das Bayerische Staatsmini-
sterium für Gesundheit und Pfle-
ge Eckpunkte für ein solches Ge-
setz vorlegen. Die Bezirke wer-
den hier Mederer zufolge ein ge-
wichtiges Wort mitreden.

Benötigt werde ein Gesetz, das
von den betroffenen Menschen
akzeptiert wird, weil es ihre
Rechte schützt und den Hilfe-

Aspekt entscheidend berücksich-
tigt. Oberbayern und Mittelfran-
ken gingen hier bereits in Form
eines  psychiatrischen Krisen-
diensts mit gutem Beispiel voran.
Je niederschwelliger die Hilfen
angesiedelt seien, desto effektiver
wirkten sie. Zu klären sei dabei
aber vor allem die Finanzierung
derartiger Krisendienste auf Dau-
er und bayernweit. Wichtig wäre,
die Krankenkassen hier stärker
einzubinden, betonte Mederer. 

In diesem Zusammenhang
machte der Kommunalverband
auch auf Engpässe in der Jugend-
und Kinderpsychiatrie aufmerk-
sam. Fast jede sechste Neuauf-
nahme sei ein Flüchtlingskind,
stellte Mederer fest und ergänzte:
„Die Betreuung benötigt auch
wegen der sprachlichen Barrieren
fast die doppelte Zeit. Wir sind
am Anschlag und brauchen mehr
Personal und mehr Betten.“

Beratungen zur derzeitigen La-
ge des Pflegestärkungsgesetzes II
auf Bundesebene standen eben-
falls auf der Agenda der Bezirke-
tagssitzung. Mit dem Entwurf für
das Pflegestärkungsgesetz II hat
das Bundeskabinett eine neue
Grundlage für die Versorgung al-
ter und kranker Menschen verab-
schiedet. Herzstück ist dabei die
Einführung eines neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs. So soll es ab
2017 besser möglich sein, die In-
dividualität in der Pflege, die
Selbstständigkeit der Pflegebe-
dürftigen und die Ansprüche von
Menschen mit Demenz nachhal-
tig zu stärken. DK

„Anerkannte Asylbewerber
gerecht auf ganz Bayern verteilen“

Landkreistagspräsident Christian Bernreiter mahnte angesichts
des Zehn-Punkte-Papiers der Arbeitsgruppe Demografie der
CSU-Landtagsfraktion eine ausgewogene Verteilung der Flücht-
linge mit Bleibeperspektive auf alle Regionen Bayerns an. „We-
der Stadt noch Land können die Integration von Flüchtlingen al-
leine schaffen“, erklärte Bernreiter. In dem Papierwird angeregt,
Flüchtlinge mit gezielten Programmen verstärkt in ländlichen
Räumen anzusiedeln, auch um die Ballungsräume zu entlasten. 

Dafür brauche es aber Maßnahmen mit Hand und Fuß. „Ohne ei-
ne zweite Verteilschiene mit einer temporären Residenzpflicht wird
es nicht gehen“, so der Landkreistagspräsident. Sprich: Um für Ge-
meinden und Investoren die notwendigen Reize zu setzen, nachhal-
tige Unterbringungsmöglichkeiten zu schaffen, müssen Sicherheiten
geschaffen werden, dass diese auch genutzt werden. „Wir wissen,
dass es viele Flüchtlinge in die Ballungsräume zieht, weil sie dort Ar-
beitsmöglichkeiten vermuten und oft bereits Sozialkontakte haben.
Ohne zumindest für einen Übergangszeitraum den Erhalt von Sozi-
alleistungen an die Pflicht zu koppeln, an einem zugewiesenen Ort
zu bleiben, könnten neu geschaffene Wohnungen leer bleiben“, stell-
te Bernreiter fest. 

Mit der Forderung der Arbeitsgruppe (Mehr Infos unter: bit.ly/
1TEnCYZ), einzelne Kommunen und Regionen auch im Fall einer
neu geregelten Verteilung auf den ländlichen Raum nicht zu überfor-
dern, stimmte Bernreiter vollends überein. „Bayerns Landkreise sind
bereits am Limit. Es gilt, niemanden zu übervorteilen.“ 
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(Fortsetzung von Seite 1)
kommt und sich bei uns aufhält.
Dies ist auch für den sozialen
Frieden von Vorteil.“

„Wir hätten die gewaltige Auf-
gabe nicht stemmen können,
wären die Landräte und Bürger-
meister nicht an unserer Seite ge-
standen“, bedankte sich Sozial-
ministerin Emilia Müller. Letzt-
lich habe das Zusammenspiel al-
ler – Hilfsorganisationen, Helfer-
kreise, Ehrenamtliche, Kirchen –
eine „humanitäre Visitenkarte“
abgegeben.

Zuwanderung begrenzen

Bayern habe die Situation „gut
gemanagt“, so die Ministerin. Die
Zahl der Asylbewerber habe bun-
desweit im vergangenen Jahr alle
Rekorde gebrochen. Fast 1,1 Mil-
lionen Asylbewerber seien nach
Deutschland gelangt, 860.000 al-
lein in Bayern angekommen.
Grund hierfür sei seine Lage an
den zwei Hauptfluchtpunkten Bal-
kan-Route und Brenner-Route.

Seit 1. Januar 2016 sind 116.000
Flüchtlinge im Freistaat ange-
kommen. Im selben Zeitraum des
vergangenen Jahres waren es le-
diglich 30.000 Neuzugänge.
Dringender denn je werde nun-
mehr eine wirksame Begrenzung
der Zuwanderung benötigt,
machte Müller deutlich. Derzeit
seien etwa 155.000 Menschen in
winterfesten Unterkünften unter-
gebracht. In allen sieben Regie-
rungsbezirken verfüge Bayern
zudem über voll funktionsfähige
Erstaufnahmeeinrichtungen mit
über 40.000 regulären Plätzen.

Ministerin Müller ist besorgt
darüber, „dass die Kosten aus dem
Ruder laufen“. Insgesamt steigen
die Asyl-Ausgaben im Staats-
haushalt 2015/16 auf 4,5 Mrd.
Euro an. Zwar erstatte der Bund
seit 1.1.2016 pro Asylbewerber
670 Euro, doch reiche diese Sum-
me bei weitem nicht, monierte sie.

Europa setze die Mängelliste

(Fortsetzung von Seite 1)
neut auf, die Zulässigkeit einer
Residenzpflicht (Wohnsitzaufla-
ge) für Asylbewerber und Flücht-
linge zu prüfen und hierzu geeig-
nete Vorschläge vorzulegen.

Mit Blick auf die Einstellung
gegenüber Flüchtlingen in der
Gesellschaft erklärte Städtetags-
präsidentin Lohse: „Wir wollen
eine Stimmung in der Bevölke-
rung erhalten, die gegenüber
Flüchtlingen von Verständnis,
Wohlwollen und Hilfsbereitschaft
geprägt ist. Das wird uns nur ge-
lingen, wenn wir Probleme offen
ansprechen. Übergriffe gegen
Flüchtlingsunterkünfte und
Flüchtlinge sind eine Schande.
Sie müssen konsequent geahndet
werden. Genauso müssen Strafta-
ten von Asylbewerbern entschie-
den verfolgt werden, auch durch
Ausweisungen. Und wir müssen
deutlich machen, was in unserem
Land nicht verhandelbar ist, etwa
das Recht jedes Einzelnen auf die
freie Entfaltung seiner Persön-
lichkeit, die Gleichberechtigung
von Frauen und Männern, die
Akzeptanz unterschiedlicher Le-
bensformen und sexueller Orien-
tierungen und die Glaubensfrei-
heit. Integration kann nur gelin-
gen, wenn wir uns auf diesen
Grundwertekatalog als Basis für
ein gutes Zusammenleben ver-
ständigen.“

Der Deutsche Städtetag weist
darauf hin, dass unter den Flücht-
lingen auch viele alleinstehende
Frauen und ihre Kinder sind. Be-
sonders traumatisierte Frauen und
Minderjährige, die Gewalt erlei-
den mussten oder Opfer von
Menschenhandel wurden, be-
nötigten besonderen Schutz und
niedrigschwellige Beratung, Be-
treuung und Therapie. „Alle Län-
der sollten deshalb Mittel bereit-
stellen für die Schulung von Per-
sonen, die sich besonders um die
Betreuung von Flüchtlingsfrauen
und geflüchteten Minderjährigen
kümmern. In einigen Ländern
gibt es dazu bereits geförderte
Projekte“, so Lohse.

Der Verband hält es zudem für
dringend notwendig, die Anstren-
gungen zur Integration der
Flüchtlinge mit Bleibeperspekti-
ve in die Gesellschaft zu verstär-
ken. Die Städte sehen sich bei
dieser Aufgabe mit Bund und
Ländern in einer Verantwortungs-
gemeinschaft und erwarten, dass
Bund und Länder die zusätzli-
chen Kosten durch den Flücht-
lingszuzug für Integration und so-
ziale Leistungen maßgeblich mit-
tragen. 

In den Städten seien zusätzliche
Plätze in Kindergärten und Schu-
len nötig, mehr bezahlbare Woh-
nungen, ausreichende Angebote
für Sprachunterricht und Integra-
tionskurse sowie Hilfen für den
Einstieg ins Arbeitsleben. Nur
wenn die Finanzierungsfragen
gelöst werden, könnten die Kom-
munen die Integrationsangebote
bereitstellen, ohne ihre Dienstlei-

(Fortsetzung von Seite 1)
Bauen nur im Erdgeschoss, ein-
facher Schallschutz nach DIN-
Norm, abgehängte Decken für
Stauraum, Fertigteilwände- und
Decken unbehandelt, aber farb-
lich gestaltet. Auf diese Weise
werden Bauwerkskosten von
1.000 Euro/qm angestrebt. In-
vestitionen in ein Bauwerk, das
werthaltig genug ist, um über
Jahrzehnte weiter genutzt wer-
den zu können. 

Nach Auffassung des bbiv soll-
ten auch industrielle Fertigungs-
methoden wie Fertigteilbau-
weisen oder die industrielle Vor-
fertigung von Bauteilen sowie der
Einsatz von Modulbauweisen
verstärkt zugelassen werden. Da-
durch könnten Neubauten um ein
Vielfaches beschleunigt werden,
da geringere Planungs- und Bau-
zeiten notwendig sind. DK

fort. Dort fehle es an „Solidarität
bei einer fairen Lastenvertei-
lung“, unterstrich die Ministerin
und ergänzte: „Wenn ein europa-
weites Kontingent von 160.000
Asylbewerbern benannt wird und
davon derzeit nicht einmal 1.000
verteilt sind, ist das ein desaströ-
ser Zustand für eine Europäische
Union mit ihren 28 Mitgliedsstaa-
ten.“ Solange auf europäischer
Ebene keine vernünftigen Lösun-
gen gefunden werden, seien na-
tionale Maßnahmen zu treffen
und eine Obergrenze, wie von
Ministerpräsident Seehofer gefor-
dert, zu definieren. 

Wie die Ministerin weiter an-
merkte, werden die Kosten der
Unterkunft in Bayern nach wie
vor zu 100 % erstattet. Zudem se-
he der Haushalt 632 Mio. Euro
für unbegleitete Minderjährige
vor. „Exorbitant gestiegen“ sei
deren Zahl – 67.000 bundesweit,
davon 15.400 allein in Bayern.

Unbegleitete Minderjährige

Der Freistaat habe sich als ehr-
geiziges Ziel gesetzt, keine unbe-
gleiteten minderjährigen Flücht-
linge mehr in den Erstaufnahme-
Einrichtungen unterzubringen.
Bereits heute lebten 100 Prozent
der unter 16-Jährigen und 95 Pro-
zent der 16- bis 18-Jährigen in 
Jugendhilfeeinrichtungen.
Dort blieben allerdings auch
noch zahlreiche volljährige
Flüchtlinge – ein Umstand, den
die Ministerin ablehnt: „Wir leh-
nen eine Rundum-Versorgung
und ein Wohlfühlpaket für Voll-
jährige, die in die Selbständigkeit
wollen, ab. Sie müssen für ihren
Lebensunterhalt kämpfen. Wir
werden hier nicht für die Kosten
aufkommen.“ 

Wie Ministerin Müller weiter
mitteilte, schafft der Bund derzeit
10.000 Plätze in sogenannten
Wartezentren in Bayern – 5.000
in Erding und 5.000 in Feldkir-
chen. Dort liegt derzeit bereits ei-

ne Kapazität von circa 2.500 win-
terfesten Unterkunftsplätzen vor.
Von beiden Wartezenten aus sol-
len die Flüchtlinge direkt auf alle
Bundesländer verteilt werden.

Die eigentliche Aufgabe des
Jahres 2016 liegt jedoch in der In-
tegration der Menschen mit Blei-
beperspektive. Müller: „Wir wol-
len, dass Integration gelingt.
Denn nur eine gelingende Inte-
gration führt dazu, dass die Ar-
beitslosigkeit niedrig bleibt, der
Wohlstand in Deutschland erhal-
ten bleibt und die Gesellschaft zu-
sammenhält. Die Balance in un-
serer Wertegemeinschaft zu hal-
ten ist ungemein wichtig, um den
sozialen Frieden zu bewahren.“

Drei Säulen der Integration

Die Staatsregierung setze bei
der Integration auf die drei Säulen
Sprache, Arbeit und Wertever-
mittlung. 548 Millionen Euro
würden investiert, damit Flücht-
linge schnell und eigenständig im
Alltag zurechtkommen und eine
Arbeit finden. 

Um die Kinder und Jugendli-
chen mit Fluchthintergrund unter-
richten zu können, hat der Bayeri-
sche Landtag gut 160 Millionen
Euro im Nachtragshaushalt bereit-
gestellt. Auf dieser Basis – verbun-
den mit 1.079 Planstellen sowie
mehreren hundert Beschäftigungs-
möglichkeiten – hat das Kultusmi-
nisterium die Unterrichtsangebote
massiv ausgeweitet und kann sie
im Laufe des Jahres flexibel und
nach dem Bedarf vor Ort weiter
ausbauen. Darüber hinaus wird in
den Wohnungsbau investiert. 

Bayern geht außerdem mit
bundesweit einzigartigen Pro-
grammen voran: Das Sozialmi-
nisterium hat das Modellprojekt
„Deutschkurse zur sprachlichen
Erstorientierung für Asylbewer-
ber“ entwickelt. Im Jahr 2015
wurde bereits an mehr als 150
Standorten Deutschunterricht an-
geboten. Für 2016 ist eine Ver-
doppelung der Standorte vorgese-
hen. Der Freistaat stockt die För-
dermittel von 3,75 Millionen Eu-
ro im Jahr 2015 auf 16,8 Millio-
nen Euro für 2016 auf. Neben den
hauptamtlichen Deutschkursen
werden vom Freistaat ehrenamtli-
che Kurse mit bis zu 500 Euro
pro Kurs gefördert.

Die berufliche Integration von
Asylsuchenden wird ebenfalls
forciert. Dazu hat die Bayerische
Staatsregierung mit der Wirt-
schaft und der Bundesagentur für
Arbeit die Vereinbarung „Integra-
tion durch Ausbildung und Ar-
beit“ unterzeichnet. Diese sieht
für Flüchtlinge sowie für Asylbe-
werber und Geduldete mit guter
Bleibeperspektive Bildungs- und
Qualifikationsprojekte und Hilfe
bei der Berufsorientierung sowie
eine altersgerecht passgenaue
Unterstützung der Integration
durch Ausbildung und Arbeit vor.

Wie groß die Herausforderung
ist, zeigen folgende Zahlen:
Laut Müller „gehen wir davon
aus, dass zehn Prozent eine aka-
demische Ausbildung, 60 Prozent
keine abgeschlossene Berufsaus-
bildung haben und bis zu 20 Pro-
zent Analphabeten sind“. 

Wie Müller abschließend her-
vorhob, benötige Integration die
Bereitschaft und die eigenen An-
strengungen der Zuwanderer.
„Wir fordern von den Asylbewer-
bern ein klares Bekenntnis zu un-
serer Rechts- und Werteordnung.
Dazu gehört auch, dass die
Gleichstellung von Mann und
Frau vorbehaltlos akzeptiert wird.
Wir setzen zuerst auf Wertever-
mittlung.“ 

Grundvoraussetzung sei, „dass
wir respektvoll und tolerant mit-
einander umgehen. Ich erwarte
zum Beispiel, dass sich im Kran-
kenhaus ein Mann selbstver-
ständlich auch von einer Frau un-
tersuchen lässt und umgekehrt.
Und wenn sich jemand dagegen
sperrt, dann muss er die Konse-
quenzen selbst tragen. Es ist doch
keine Frage, wer sich hier nach
wem richten muss“, bekräftigte
die Ministerin. DK

Resolution des Bezirksverbandes Oberpfalz der KPV:

Förderwesen im Freistaat
Mit einer „sehr nachhaltigen und zukunftsweisenden Angele-
genheit für die Kommunen“ hat sich für den Bezirksverband
Oberpfalz der KPV dessen Vorsitzender Bürgermeister Alois
Scherer in einem Schreiben an Ministerpräsident Horst See-
hofer gewandt. Konkret geht es um EU-Fördermittel nach
LEADER-Programmen.

Wie in dem Brief dargelegt, konnten in der Vergangenheit be-
sonders innovative und gemeindeübergreifende Projekte in aller
Regel über LEADER-Mittel gefördert werden. Der Weg, Mittel zu
erreichen, sei jedoch meist sehr schwierig und vor allem arbeits-
intensiv gewesen. So musste u. a. eine ausführliche Bürgerbeteili-
gung durchgeführt werden, die natürlich sinnvoll ist. Zudem wur-
den gemeindeübergreifende Konzepte wie z.B. „ILEK’s“ gefordert.

Neuerdings werden bei typisch bayerischen Programmen von
den Ministerien ähnliche und in Teilbereichen noch kompliziertere
bzw. umfangreichere Förderverfahren gewählt. Beispielhaft werden
das Programm „IRE“ im Rahmen der Städtebauförderung beim In-
nenministerium und das Programm „ELER“ bei den Ämtern für
ländliche Entwicklung im Landwirtschaftsministerium genannt.

Um an Fördermittel zu gelangen, müsse gegenüber den früheren
Programmen ein umfangreicheres Konzept mit detaillierten Pla-
nungen erstellt werden. Zudem sei ein Beschluss der jeweiligen
Gemeinderatsgremien erforderlich. Selbstverständlich sei dann
auch eine intensive Bürgerbeteiligung notwendig. 

Laut Scherer „beginnen die Probleme leider schon bei der Ein-
reichung des Projektes“. Eine Jury wählt Projekte aus und in aller
Regel kommen nur 50 % zum Zuge – so z. B. bei „IRE“. Hier un-
terscheiden sich diese Programme von der bisherigen schon auf-
wändigen Leader-Förderung.

Nicht nur, dass die Kommune Geld und Zeit in das Projekt in-
vestiert hat – insbesondere die Tatsache, dass das Projekt trotz in-
tensiver Anstrengungen womöglich nicht umgesetzt werden kann,
ist aus Sicht des Bezirksverbandes Oberpfalz „vor allem für die be-
teiligten Bürger, die Mitarbeiter der Verwaltungen, die Gemein-
deräte und den (Ober-)Bürgermeister in höchstem Maße demoti-
vierend“. Sollte eine derartige Ablehnung mehrmals stattfinden,
werde sicherlich kein Antrag mehr gestellt.

„Das Gefühl, dass Ministerien im Wettbewerb untereinander ste-
hen, könnte einen beschleichen und dort wo EU-Mittel Verwen-
dung finden, ist dieser Drang nach den neuen Förderkriterien be-
sonders ausgeprägt“, heißt es weiter. An dieser Stelle wird darauf
hingewiesen, „dass die bisherige Praxis der Fördermittelausrei-
chung wie z. B. bei FAG - GVFG - Städtebau usw. hervorragend
zur Zufriedenheit der Kommunen funktioniert hat“. Darum die Bit-
te, die Förderverfahren wie in der Vergangenheit weiter anwenden
zu lassen. „Dies hat für alle Kommunen große Vorteile gehabt und
die vom Freistaat zur Verfügung gestellten Steuermittel konnten
sinnvoll eingesetzt werden.“ DK

stungen für die Bürgerinnen und
Bürger stark einzuschränken oder
Einnahmen massiv zu erhöhen.

Laut dem Vizepräsidenten des
Deutschen Städtetages, Nürn-
bergs Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly, „verlangt Integration
Anstrengungen von den Men-
schen, die sich in unsere Gesell-
schaft mit unseren bewährten
Freiheitsrechten, unseren Werten
von Demokratie, Religionsfrei-
heit und Gleichberechtigung ein-
fügen. Und Integration ist auch
anstrengend für die aufnehmende
Gesellschaft. Deshalb müssen wir
für die schon lange hier lebenden
Menschen die gleiche Aufmerk-
samkeit zeigen wie für Flüchtlin-
ge. Bei allen Schritten zur Inte-
gration darf es keine Konkurren-
zen zwischen Einheimischen und
Flüchtlingen geben.“

Volle Kostenübernahme

Lohse und Maly forderten
kommunale Integrations- und So-
zialleistungen, den Ausbau von
Kindertagesstätten und Schulen
sowie eine bessere Förderung für
den Wohnungsbau. Konkret soll
der Bund die zusätzlichen Kosten
der Unterkunft im Sozialgesetz-
buch II (Hartz IV) voll überneh-
men, die durch den Flüchtlings-
zuzug entstehen. Der Deutsche
Städtetag rechnet in diesem Be-
reich im Jahr 2016 mit bis zu 1,5
Milliarden Euro zusätzlichen
Ausgaben der Kommunen für an-
erkannte Asylbewerber. Damit
die Leistungen dort ankommen,
wo sie benötigt werden, könnte
der Weg einer Sonderbedarfs
Bundesergänzungszuweisung ge-
wählt werden. Dieses Verfahren
wurde bereits in den ostdeutschen
Ländern angewandt, um Sonder-
lasten im Bereich der Arbeitslo-
sigkeit auszugleichen. Die Län-
der müssten dabei verpflichtet
werden, die Bundesmittel gezielt
an die betroffenen Kommunen
weiterzuleiten.

Mehrbedarf werde zudem im
Bereich Jugendhilfe anfallen,
zum Beispiel für Leistungen für
Familien, Hilfen zur Erziehung
sowie Beratungsangebote. Zur
gezielten Finanzierung sei eben-
falls der Weg über die Sonderbe-
darfs-Bundesergänzungszuwei-
sung geeignet. Das Bildungs- und
Teilhabepaket für Kinder und Ju-
gendliche sollte auch für Integra-
tionsleistungen gelten, zum Bei-
spiel für Sprachunterricht von
nicht schulpflichtigen Kindern
oder Nachhilfe. Hierbei müsse si-
chergestellt werden, dass auch die
Betreuungseinrichtungen selbst
solche Leistungen anbieten kön-
nen.

Die Länder blieben aufgefor-
dert, die Ausgaben für unbegleite-
te ausländische Kinder und Ju-
gendliche vollständig zu finanzie-
ren. Eine regional ausgewogene
Verteilung dieser Flüchtlinge soll-
te erreicht werden. Die Städte for-
dern den Bund auf, die Mittel für

Integrationskurse noch stärker
aufzustocken, um dem hohen Be-
darf Rechnung zu tragen.

In der Kinderbetreuung geht
das Bundesfamilienministerium
aktuell von einem zusätzlichen
Bedarf von 80.000 Plätzen aus.
Deshalb sollte der Bund ein ange-
messenes Investitionsprogramm
auflegen und dafür das Sonder-
vermögen „Kinderbetreuungs-
ausbau“ aufstocken. Die Länder
sind dem Deutschen Städtetag zu-
folge gefordert, ihre Beteiligung
an den laufenden Betriebskosten
der Kitas zu erhöhen. Der Ver-
band fordert die Länder auf, Son-
dermittel für den Bau und die
Ausstattung von Schulräumen
zur Verfügung zu stellen und Pro-
gramme dafür aufzulegen. Die
Länder sollten im Rahmen ihrer
Verantwortung für Bildung auch
die Mittel für das dringend
benötigte zusätzliche schulische
Ergänzungspersonal wie Sozial-
pädagogen, Schulpsychologen
und Dolmetscher sichern.

Von Bund und Ländern ge-
meinsam erwartet der Städtetag,
dass sie die durch den Bevölke-
rungszuwachs erforderlichen In-
vestitionen bei der ohnehin unter-
finanzierten kommunalen Infra-
struktur sowie im sozialen Woh-
nungsbau finanzieren. Vor allem
in Ballungszentren mit starker
Wohnungsnachfrage werde mehr
bezahlbarer Wohnraum benötigt. 

Die Städte begrüßen, dass der
Bund für den Zeitraum von 2016
bis 2019 zusätzliche Mittel zur
Förderung des sozialen Woh-
nungsbaus in Höhe von jährlich
500 Millionen Euro bereitstellt.
Diese Bundesmittel müssten von
den Ländern für die Wohnraum-
förderung eingesetzt und darüber
hinaus durch eigene Mittel aufge-
stockt werden. Bund und Länder
blieben aufgefordert, die Höhe der
Mittel dem faktischen Bedarf in
den Regionen mit knappem Woh-
nungsangebot anzunähern. DK

Günstig und ...

Integration fördern...

Mammutaufgabe... Kleiner Parteitag der BayernSPD:

Familie ist Vielfalt
Mit neuen Arbeitszeitmodellen und einem Rechtsanspruch auf ei-
ne Ganztagsbetreuung will die BayernSPD den Menschen in Bay-
ern helfen, Familie und Beruf besser unter einen Hut zu bringen.
Einstimmig beschlossen die Delegierten des Kleinen Parteitags in
Aschaffenburg den Leitantrag „Familie ist Vielfalt“ mit kleinen
Änderungen. Nötig für eine moderne Familienpolitik sind dem-
nach: Zeit, Geld und eine bessere Infrastruktur. 

Der Landesvorsitzende der
BayernSPD, Florian Pronold,
führte aus: „In der Familienpolitik
unterscheiden wir uns fundamen-
tal von den Anderen. Wir stehen
für ein umfassendes Betreuungs-
angebot, damit Frauen nicht zu
Hause bleiben müssen, wenn sie
nicht wollen. Und zu dieser Frei-
heit gehört auch, dass es die best-
mögliche Kinderbetreuung gibt,
am besten kostenlos. Familie ist
dort, wo Menschen sich umeinan-
der kümmern. 

Die Generalsekretärin der Bayern-

SPD, Natascha Kohnen forderte
neben der Familienarbeitszeit von
30 Stunden vor allem Investitio-
nen in den Ausbau der Kinderbe-
treuung sowie ein flächendecken-
des Ganztagsangebot an den
Schulen. Nur dann könnten Frau-
en arbeiten gehen und landeten
nicht in der Teilzeitfalle und später
in der Altersarmut. Kohnen sagte:
„Familienpolitik heißt: Wir müs-
sen in die Lebenswirklichkeit der
Menschen hinein. Männer wollen
weniger, Frauen mehr arbeiten.
Eine Familienarbeitszeit von 30

Stunden ist eine Antwort auf die
Lebenswirklichkeiten der Men-
schen.“ 

Kinderbetreuung

Der Vorsitzende der SPD-Land-
tagsfraktion, Markus Rinderspa-
cher, betonte: „Die höchsten Kin-
derbetreuungsquoten in Bayern
gibt es in sozialdemokratisch re-
gierten Städten in Bayern. Öffent-
liche Kinderbetreuung organisie-
ren, das kann die SPD besser als
jede andere Partei. In Bayern feh-
len 30.000 Kitaplatze, es fehlen
11.000 Erzieherinnen und Erzie-
her. Deshalb sagen wir: nein zum
Betreuungsgeld, ja zu besseren
Bildungschancen, für eine mo-
derne und solidarische Familien-
politik.“
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Der stärkste
Energiemix

Wir sind da, wo unsere Kunden sind

www.erdgas-schwaben.de

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom

Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

Bauminister Herrmann
veröffentlicht

Energiebericht 2015
680 energetisch sanierte staatliche Gebäude in Bayern und da-
durch rund 1,3 Millionen Tonnen eingespartes CO2. Das sind die
beachtlichen Eckpunkte des 7. Energieberichts der Bayerischen
Staatlichen Hochbauverwaltung, den Bayerns Innen- und Baumi-
nister Joachim Herrmann veröffentlicht hat.

„2008 haben wir das Sonder-
programm zur energetischen Sa-
nierung staatlicher Gebäude ge-
startet und bisher insgesamt 240
Millionen Euro zusätzlich inve-
stiert“, erläuterte dazu der Mini-
ster. Damit sei der Freistaat Vor-
bild und Vorreiter bei der Ener-
gieeinsparung. ‘Energie, die gar
nicht gebraucht wird, muss auch
nicht erzeugt werden’, ist laut
Herrmann die Devise.

Wie der Bauminister erklärte,
werden in Bayern seit 2011 neue
Verwaltungsgebäude und ausge-
wählte Sondergebäude im Passiv-
hausstandard errichtet. „Das be-
trifft 31 staatliche Gebäude, von
denen bereits zwölf fertiggestellt
sind“, so Herrmann. „Sechs wer-
den gerade gebaut und 13 sind
noch in der Planungsphase.“ Bei-
spielhafte Projekte seien die Er-
weiterung des Bayerischen Land-
tags, der Neubau eines Unter-
kunftsgebäudes an der Fachhoch-
schule Herrsching sowie die Neu-
bauten der Polizeidienststellen in
Nürnberg Süd und Grafenau.

„Die Palette der Staatsbauver-
waltung zum energieeffizienten
Bauen und Betreiben der staatli-
chen Gebäude ist vielfältig“, so
der Bauminister weiter. „Sie geht
vom Einsatz geeigneter LED-Be-
leuchtung bis hin zum Einbau von

innovativen Heizanlagen.“ Ein
Erfolg sei beispielsweise auch die
sogenannte ‘Contracting-Initiati-
ve Bayern’. Es handelt sich dabei
um verschiedene Modelle öffent-
lich-privater Partnerschaften, die
durch Modernisierungsmaßnah-
men an bestehenden Gebäuden

„Abwrackprämie“ für
Heizungsmumien im Keller

Neue Heizung mit Geld vom Staat

Eine neue Heizung lohnt sich immer! Finanziell, da sie Heiz-
kosten spart und sowieso ökologisch. Neue Fördermittel wer-
den die energetische Modernisierung hier erheblich be-
schleunigen. Oliver Schober, Gewerbekundenberater erdgas
schwaben fasst die wichtigsten Neuerungen 2016 zusammen.

Interessante Anreize zum Heizungstausch bietet die Erweite-
rung des KfW-Programms „Energieeffizient Sanieren“. Das
Heizungspaket der KfW unterstützt den Einbau besonders effi-
zienter Heizungen, wobei hier zugleich das komplette Heizsy-
stem (Heizung und Wärmeverteilung) optimiert wird. Das Pa-
ket umfasst eine Förderung von maximal 15% und maximal
7.500 Euro je Wohnung.

Das am 1. Januar 2016 gestartete Anreizprogramm Energieef-
fizienz (APEE) des Bundeswirtschaftsministerium hat als Ziel,
neue Impulse für die Wärmewende im Heizungskeller zu setzen.
Für den Ersatz bzw. die solarthermische Modernisierung einer in-
effizienten Heizung gibt es einen Betrag von 20% des im Rahmen
der MAP-Richtlinie bewilligten Zuschusses. Zudem gibt es einen
einmaligen Zuschuss von 600 Euro für die Umsetzung aller erfor-
derlichen Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz.

Die Förderprogramme dienen der Finanzierung von Ener-
gieeinsparung und zur Minderung des CO2-Ausstoßes bei be-
stehenden Wohngebäuden mittels zinsgünstiger langfristiger
Kredite oder Zuschüsse.

Wer kann sich die neuen Förderungen holen? Voraussetzungen
sind:

Außerbetriebnahme eines nicht auf Brennwerttechnik basie-
renden Wärmeerzeugers

Einbau von Brennwerttechnik und Wärmepumpen mit Sorb-
tionstechnik

Optimierung der gesamten Heizungsanlage
Optimierung der Wärmeverteilung und Wärmeübergabe
der Wärmeerzeuger darf nicht bzw. noch nicht der gesetz-

lichen Austauschpflicht unterliegen
die technischen Mindestanforderungen des Programms müs-

sen eingehalten werden.

Energiepolitik:

Energiedialog 
wird fortgeführt

Bayerns Energieministerin führt den Energiedialog Bayern
fort und hatte hierzu über 100 Teilnehmer zur vierten Sitzung
der ,Plattform Energie‘ eingeladen: „Der Energiedialog ist in
Deutschland einmalig. Die bayerischen Anliegen, die im Ener-
giedialog entwickelt wurden, konnten wir bei den grundlegen-
den energiepolitischen Weichenstellungen des letzten Jahres in
Berlin durchsetzen. Für die Verhandlungen in Berlin war der
Dialog unverzichtbar. Es geht jetzt darum, die energiepoliti-
schen Kernfragen für die kommenden Jahre vorzubereiten“,
so Aigner.

Aigner mahnte im Rahmen
der Veranstaltung neue Prioritä-
ten in der Energiepolitik an:
„Energiepolitik in Deutschland

kaum dazu bei, die Kernfragen
der Zukunft zu lösen. Aigner:
„Aus bayerischer Sicht muss es
jetzt mehr um Qualität gehen.
Die Erneuerbaren müssen stär-
ker für das Gesamtsystem nutz-
bar gemacht werden.“

Taskforce Netzausbau

Im Hinblick auf den Lei-
tungsausbau stellte Aigner die
„Taskforce Netzausbau“ vor.
„Die Taskforce wird bei der Pla-
nung der Trassen als zentrale 
Informationsplattform dienen“,
erklärte die Ministerin. Aigner:
„Ich habe Staatssekretär Pschie-
rer gebeten, als Bindeglied zwi-
schen Netzbetreibern und Bür-
gern zu fungieren. Sobald die
Planungen konkret werden, wer-
den wir sicherstellen, dass alle
Akteure zeitgleich über geplante
Aktivitäten der Netzbetreiber und
der Bundesnetzagentur so früh
wie möglich informiert sind.“

Plattform Energie

Aigner kündigte an, den 
Energiedialog fortzuführen:
„Dazu werde ich die ,Plattform
Energie‘ jährlich einberufen.
Kleinere Gremien sollen je nach
Bedarf tagen. Die hier erarbeite-
ten Ergebnisse werde ich in die

Ilse Aigner.

wird immer noch viel zu einsei-
tig betrieben. Die Energiewende
verlangt deutlich mehr als den
Ausbau der Erneuerbaren. Wir
müssen uns in diesem Jahr dar-
auf konzentrieren, wie wir den
Ausbau der Erneuerbaren auf
das vereinbarte und sinnvolle
Maß beschränken.“ 

Ein unkontrollierter Ausbau
der Windkraft im Norden etwa
verschärfe die bekannten Pro-
bleme immer wieder und trage

künftigen Verhandlungen mit
dem Bund einbringen.“ Anste-
hende Themen seien unter an-
derem das Strommarktgesetz
sowie das EEG 2016, so die Mi-
nisterin.

Die ,Plattform Energie‘ ist die
Vollversammlung des Energie-
dialogs. Zu den Teilnehmern
der Plattform zählen zahlreiche

Vertreter von Verbänden und
gesellschaftliche Gruppierun-
gen sowie Abgeordnete der
Fraktionen des Bayerischen
Landtags.

Joachim Herrmann.

ohne zusätzliche Haushaltsmittel
Energie einsparen.

Eine Broschüre mit allen Bei-
spielen ist erhältlich über das Be-
stellportal bestellen.bayern.de oder
unter www.innenministerium.
bayern.de/buw/bauthemen/
gebaeudeundenergie/index.php

Effiziente Flüssiggas-Heizanlage
reduziert Heizkosten

Zum Ende der Heizsaison und mit Blick auf den jährlichen Ener-
gieverbrauch lohnt es sich, über eine Heizungssanierung nachzu-
denken. In einem typischen Haushalt werden knapp 70 Prozent
der Energie für Heizen und Warmwassererzeugung benötigt, so
eine Erhebung der Internationalen Energieagentur. 

Mit dem Einsatz moderner
Flüssiggas-Heiztechnik kann der
Brennstoffverbrauch um bis zu 
30 Prozent gesenkt werden. Der 
Energieträger Flüssiggas ist be-
sonders in ländlichen Regionen,
die nicht ans Erdgasnetz ange-
schlossen sind, eine effiziente und
umweltfreundliche Alternative
zum Heizen und zur Wasserer-
wärmung.

Bei einer Modernisierung kom-
men für Flüssiggas verschiedene
Heizsysteme in Frage, auch in
Verbindung mit regenerativen 
Energiequellen. Moderne Brenn-
wertheizungen machen das Hei-
zen umweltschonender und effizi-
enter, weil sie auch die im Abgas
gebundene Wärme nutzen. At-
traktive Optionen zum Heizen mit
Flüssiggas sind die Kombination
einer Brennwert-Gastherme mit
einer Solaranlage oder einer Gas-
wärmepumpe. Diese Systeme
nutzten die Sonne, Luft- oder Erd-

wärme als erneuerbare Energie-
quelle und sind damit besonders
ökologisch. Mit Flüssiggas kön-
nen zudem effiziente Blockheiz-
kraftwerke betrieben werden, die
Wärme und Strom erzeugen. 

Flüssiggas steht versorgungssi-
cher zur Verfügung, ist leicht
transportabel und lässt sich mit
dem Tankwagen an jeden ge-
wünschten Ort bringen. Dort wird
Flüssiggas ober- oder unterirdisch
in Tanks auf dem Grundstück ge-
lagert. „Die Investitionskosten für
eine Flüssiggas-Heizung und die
laufenden Betriebskosten sind
wettbewerbsfähig, gerade auch im
Vergleich zu ebenfalls leitungsun-
gebundenen Öl- oder Pelletsyste-
men“, so Andreas Stücke, Haupt-
geschäftsführer des Deutschen
Verbandes Flüssiggas. Flüssiggas
überzeugt auch aus ökologischen
Gründen: Der Energieträger kann
zur Verbesserung der lokalen
Luftqualität beitragen.

Mehr Rechtssicherheit 
bei der Konzessionsvergabe 
von Strom- und Gasnetzen

Stellungnahme von Kommunalverbänden und VKU zum Kabinettsbeschluss

Das Bundeskabinett hat einem Gesetzentwurf des Bundeswirt-
schaftsministeriums zum § 46 Energiewirtschaftsgesetz zuge-
stimmt, der das Ziel hat, die Konzessionsvergabe von Strom- und
Gasnetzen rechtssicherer und einfacher zu regeln. Die kommuna-
len Spitzenverbände und der VKU begrüßen den Beschluss.

„Der vom Bundeskabinett be-
schlossene Gesetzentwurf ist ein
wichtiger Schritt, den Kommu-

nen mehr Rechtssicherheit zu
verschaffen“, erklärten der stell-
vertretende Hauptgeschäftsführer

des Deutschen Städtetages, Hel-
mut Dedy, der Beigeordnete des
Deutschen Landkreistages, Dr.
Kay Ruge, der Hauptgeschäfts-
führer des DStGB, Dr. Gerd
Landsberg sowie VKU-Hauptge-
schäftsführerin Katherina Reiche.

Der Gesetzentwurf greift eine
Reihe zentraler kommunaler For-
derungen auf. So enthält er erst-
malig Vorgaben zum Netzkauf-
preis und zum Umfang der not-
wendigen Informationen, die der
Alt- dem Neukonzessionär über-
mitteln muss. Die Gewährlei-
stung einer Weiterzahlung der
Konzessionsabgabe bei Rechts-
streitigkeiten ist ein weiterer
wichtiger Punkt. Bei den zulässi-
gen Kriterien der Konzessionsver-
gabe sind zudem nun auch kom-
munale Belange aufgeführt, was
positiv bewertet wird.

Kommunalverbände und VKU
fordern bereits seit Jahren gesetz-
liche Anpassungen: „Die jetzt vor-
gesehenen Neuregelungen be-
dürfen allerdings weiterer Ver-
besserungen: Die lokalen und
regionalen Gegebenheiten soll-
ten noch stärker bei der Netz-
vergabe berücksichtigt werden
können. Insbesondere darf es
nicht zu einer nachrangigen
Berücksichtigung örtlicher Ange-
legenheiten bei der Konzessions-
vergabe kommen. Klimaschutz-
und energiepolitische Konzepte
sollten mit dem neuen Konzes-
sionär vereinbart werden kön-
nen und das Vergabeverfahren
durch die Einschaltung der neu-
tralen Vergabekammern für alle
Seiten rechtssicherer gestaltet
werden.“
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Bayerngas GmbH:

Klarer Mehrwert 
für den Kunden

Geschäftsführer Günter Bauer im Gespräch mit der GZ
Der Bayerngas-Konzern ist zurück auf der Erfolgsspur. 2016
strukturiert er sich neu und entwickelt sich zur Lösungsplatt-
form für Energie. Welche Überlegungen diesem Schritt zu-
grunde liegen, darüber informierte Geschäftsführer Günter
Bauer im Interview mit der Bayerischen GemeindeZeitung.

GZ: Herr Bauer, wie sieht
die geplante Neustrukturie-
rung konkret aus?

Bauer: Die Bayerngas GmbH
wird Mitte des Jahres ihre Toch-
terunternehmen Bayerngas Ver-
trieb GmbH und Bayerngas
Energy Trading GmbH ver-
schmelzen. Der Name des zu-
sammengeführten Unterneh-
mens wird Bayerngas Energy
GmbH sein. Ihr Profil ist ein-
deutig: Wir entwickeln uns zu
einer Lösungsplattform für En-
ergie, für physische Lieferung
und hochwertige Dienstleistun-
gen. Die Geschäftsführung der
Gesellschaft teilen sich Dr.
Thomas Rupprich, bisher Ge-
schäftsführer der Bayerngas
Vertrieb GmbH und Roland
Jans, bisher Geschäftsführer
der Bayerngas Energy Trading
GmbH. Vor kurzem erst haben
wir den neuen Namen und für
was er steht auf der E-world in
Essen bekanntgegeben.

GZ: Was hat Sie zu diesem
Schritt bewogen? 

Bauer: Den Überlegungen
von Bayerngas liegen zwei
Marktentwicklungen zugrunde:
Erstens die immer weitergehen-
de Komplexität im Markt mit
dem Wunsch und der  Notwen-
digkeit bei den Kunden, sich auf
das eigentliche Kerngeschäft
fokussieren zu wollen und zwei-
tens das Bedürfnis nach persön-
licher Betreuung und entspre-
chend flexiblen Lösungen. Da
der Blickwinkel auf den Kunden
nun breiter wird, eröffnen sich

für unser Unternehmen und un-
sere Kunden neue Chancen, un-
ser Lösungsportfolio zu ergän-
zen. Die Produktgestaltungsal-
ternativen steigen. In Zeiten
engster Margen ist es enorm
wichtig, dass die Entwicklung
kundengerechter Lösungen zeit-
gerecht gelingt. 

GZ: Der Einkauf hochwer-
tiger Dienstleistungen für En-
ergieversorgungsunterneh-
men hat sich als sinnvoll er-
wiesen. „Bayerngas Energy“
positioniert sich als Partner
für diese Dienste. Was ist der
Kern seiner Leistungen?

Bauer: Unser Unternehmen
hat einen kommunalen Hinter-
grund und lebt entsprechend
von der langfristigen, nachhal-
tigen Beziehung zum Kunden,
die sich aus einem guten Servi-
ce und einer optimalen Bera-
tung nährt. Die kurzfristige Ge-
winnoptimierung ist für uns
kein Geschäftsmodell. 

Kern unserer Leistungen ist
die Schaffung von Mehrwert für
den Kunden. Gerade weil Pro-
zesse, Gesetzestexte und Regu-
larien stetig undurchdringlicher
werden, sind Fairness und part-
nerschaftliche Geschäftsbezie-
hungen auf Augenhöhe unver-
zichtbar. Für uns gilt deshalb
mehr denn je: Der Mensch, das
komplexeste Element jeder Or-
ganisation, wird zum Erfolgs-
faktor, indem er sein Wissen 
und seine Erfahrung anderen
anbietet. Er wird zum Komple-
xitätsmanager. 

GZ: Welche speziellen Fach-
themen werden Sie anbieten?

Bauer: Eine wichtige Säule
bei der Entwicklung von Ener-
gie-Lösungen ist beispielweise
die Verdichtung und Aufberei-
tung von Markt- bzw. Preisin-
formationen. Wir bieten sowohl
Methoden und Berechnungsmo-
delle als auch umfassendere
Preisinformationen an.

GZ: Das Zauberwort lautet
Kundenbindung. Zusätzlich
zu ihren Gasprodukten wur-
den vermehrt Stromprodukte
nachgefragt, um Energie aus
einer Hand zu erhalten. Ihre
Meinung?

Bauer: Diesen Wunsch unse-
rer Kunden haben wir aufge-
nommen. In Folge dessen ha-
ben wir, wie Mitte 2015 an-
gekündigt, den Aufbau eines
Stromvertriebs vorangetrieben.
Bereits seit Beginn dieses
Jahres liefern wir den ersten 
Gas-Bestandskunden nun auch
Strom. Analog zum Gas werden
wir jetzt ein entsprechendes
Stromdienstleistungsportfolio
aufbauen. 

Im Übrigen ist auch die 2015
angekündigte Belieferung aus-
ländischer Standorte von Gas-
Bestandskunden erfolgreich ge-
startet: Wir liefern bereits Gas
in die Niederlande und nach
Belgien. Diese gewachsene
Marktverankerung der Bayern-
gas ist das Feld, auf dem die
neuen Produkte und Dienstlei-
stungen wachsen können. Mit
der Aufnahme von Strompro-
dukten und der Belieferung aus-
ländischer Standorte haben wir
zusätzliche Flexibilität gene-
riert, die für unsere Kunden ef-
fizienzsteigernd wirkt. An die-

sem Punkt wird „Bayerngas
Energy“ nahtlos anknüpfen. 

GZ: Durch den Speicherbe-
trieb leistet Bayerngas einen
wichtigen Beitrag zur Versor-
gungssicherheit. Ist dieser Be-
trieb rentabel? Wie sieht es
mit der Krisenvorsorge aus? 

Bauer: Ja, wir leisten diesen
Beitrag. Versorgungssicherheit
wird den Speicherbetreibern in-
nerhalb der aktuellen Marktsy-
stematik jedoch nicht vergütet.
Wir haben es mit einer Entkopp-
lung zu tun: Händler betrachten
einen Speicher lediglich als 
Instrument, um auf Preisbewe-
gungen reagieren zu können.
Als Unternehmen, das auf
mehreren Wertschöpfungsstu-
fen tätig ist, ist unser Blick aber
auch auf das große Ganze ge-
richtet. Grundsätzlich kämpfen
wir für eine strategische Reser-
ve. Und das aus gutem Grund,
denken wir nur an Februar
2012 zurück, als der Süden ei-
ner ernsten Engpasssituation
ausgesetzt war.

GZ: Als „Heilsbringer“ in
der Energiedebatte fällt auch
immer wieder der Begriff
„Power2Gas“. Was halten Sie
- von dieser Idee?

Bauer: Bei den derzeitigen
Preissignalen ist dieser Prozess
absolut unwirtschaftlich. Ohne
Subventionen ist ein derartiges
Projekt im großtechnischen Stil
für niemanden attraktiv.

Prinzipiell aber ist die Idee
eine Zukunftsoption. Pilotanla-
gen gibt es ja bereits.

GZ: Die Bayerische Staats-
regierung hat in Verhandlun-
gen erreicht, dass zusätzliche
Gaskraftwerke im Freistaat
entstehen können. Ist das
nicht ein Signal dafür, dass
Gas langfristig als Partner
der Erneuerbaren gesehen
werden kann?

Bauer: Erdgas schließt einen
Teil der Lücke, die durch das
Abschalten von Atomkraftwer-
ken bis 2022 entsteht und
gleicht zudem die hohen
Schwankungen bei der Einspei-
sung von Wind- und Sonnenen-
ergie aus. Ein Gaskraftwerk ist
aus technischer Sicht ideal. Die
bayerische Staatsregierung hat
sich dafür stark gemacht. Dies
begrüßen wir sehr.

GZ: Kommen wir noch zu
einem aktuellen Projekt: Bay-
erngas erkundet in Branden-
burg Erdgasvorkommen. Von
dem Ergebnis macht das 
Unternehmen eine mögliche
Förderung abhängig. Wie ist
der Stand der Dinge?

Bauer: Seit 2013 wurden
zahlreiche Untersuchungen und
Analysen durchgeführt. Derzeit
werten wir die Daten aus. Wie
es weitergeht, wird sich im Lau-
fe dieses Jahres entscheiden.

GZ: Die Bayerngas GmbH
ist Ende vergangenen Jahres
aus dem Verband der Bayeri-
schen Energie- und Wasser-
wirtschaft (VBEW) und dem
Bundesverband der Energie-
und Wasserwirtschaft (BDEW)
ausgetreten. Können Sie die
Gründe darlegen?

Bauer: Wir haben damit die
Konsequenz aus der fehlenden
Unterstützung bei gaswirt-
schaftlichen Themen und der
schwachen Wirkung des Ver-
bandes bei der Verankerung der
Gaswirtschaft als wichtige Stüt-
ze einer zukunftsfähigen Ener-
giepolitik gezogen. 

Bayerngas ist eines der weni-
gen deutschen Unternehmen,
das auf allen Wertschöpfungs-
stufen Gas tätig ist. Deshalb
sucht es auch nach übergreifen-
den Lösungen. Angesichts der
zunehmenden regulierungs- und
marktbedingten Segmentierung
des Energiegeschäfts ist es dem
BDEW aus unserer Sicht jedoch
nicht gelungen, die Breite der
Branche zu spiegeln und die In-
teressen über die einzelnen
Wertschöpfungsstufen hinweg
schlagkräftig zu vereinen. 

GZ: Herr Bauer, wir dan-
ken für das Gespräch. DK

Constanze von Hassel (Bayerische GemeindeZeitung) gemein-
sam mit Günter Bauer (Bayerngas).

BDEW begrüßt 
erstmalige Definition 

kritischer Infrastrukturen
Vor kurzem fand im Bundesinnenministerium die Anhörung
zur geplanten Verordnung zur Bestimmung kritischer Infra-
strukturen (BSI-KritisV) statt. Die Verordnung legt fest, wel-
che Anlagen als kritische Infrastruktur einzustufen sind. Be-
treiber solcher Infrastrukturen müssen gemäß IT-Sicherheits-
gesetz Mindestsicherheitsstandards einhalten und bestimmte
Meldepflichten erfüllen. 

Anlässlich der Anhörung sagte
Martin Weyand, BDEW-Haupt-
geschäftsführer: „Der BDEW
begrüßt, dass mit der Verord-
nung erstmals definiert wird,
was eine kritische Infrastruktur
im Sinne des IT-Sicherheitsge-
setzes ist. Mit der Verordnung
leistet Deutschland seinen Bei-
trag zu einheitlichen Standards
und Meldepflichten. Dies ist ein
wichtiger Schritt, um Energie-
und Wasserinfrastrukturen wirk-
sam vor Cyber-Attacken zu
schützen. Für den Bereich Was-
ser und Abwasser arbeiten wir
mit Hochdruck im Branchenar-
beitskreis des Bundesamtes für
Sicherheit in der Informations-
technik an den spezifischen Min-
deststandards, die den Stand der
Technik darstellen sollen. Die
Standards werden auf internatio-
nalen und nationalen techni-
schen Regelungen und Entwick-
lungen basieren. Zusätzlich be-
reiten die Regelwerkssetzer für
Wasser und Abwasser, DVGW
und DWA, spezielle Merkblätter
für den Schutz der IT-Sicherheit
vor. Diese stellen eine Anbin-
dung an das technische Sicher-
heitsmanagement in der Branche
her. IT-Schutz ist heute ein we-
sentlicher Teilaspekt des Ge-
samtschutzes der Anlagen.“

Nachbesserungsbedarf sieht
Weyand allerdings noch mit
Blick auf die Energiewirtschaft:
„Für den Energiesektor sollte,
wie für andere Wirtschaftsberei-
che auch, eine Übergangsfrist von
sechs Monaten gelten, bis die
Meldepflichten für IT-Sicher-
heitsvorfälle greifen. Es ist
nicht verständlich, warum nur
für diesen Bereich keine Über-
gangsfristen gelten sollen. Außer-
dem sollten die Schwellenwerte,
ab wann eine Anlage als kriti-
sche Infrastruktur gilt, insbe-
sondere im Sektor Gas für För-
deranlagen und Netze auf
Grundlage des tatsächlichen
Gasverbrauchs auf 5.750 GWh
erhöht werden.“

Schwellenwerte erhöhen

Wie Weyand zudem bemerkte,
„sollten auch die Schwellen-
werte für Gasspeicher auf-
grund der saisonalen Schwan-
kungen der Speichernutzung
erhöht werden. Angemessen
wäre hier ein Schwellenwert
für die Kapazität von 11.500
GWh. Um die Anwendbarkeit
für die Praxis zu gewährlei-
sten, muss die Verordnung zu-
dem die bereits etablierten 
energiewirtschaftlichen Be-

griffe verwenden. Im derzeiti-
gen Entwurf der Verordnung ist
das noch nicht immer der Fall.“ 

Hintergrund

Betreiber Kritischer Infra-
strukturen aus dem Energie-,
Wasser- und Abwasserbereich
werden im Zuge des IT-Sicher-
heitsgesetzes zur Umsetzung
von IT-Sicherheitsmindeststan-
dards und zur Meldung von IT-
Sicherheitsvorfällen an das
Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) ver-
pflichtet. Das Gesetz selbst
adressiert jedoch nur allgemein
die entsprechenden Sektoren.
Erst durch die BSI-KritisV wird
konkret bestimmt, welche Ein-
richtungen, Anlagen oder Teile
von Anlagen die oben genann-
ten Standards und Meldepflich-
ten zu erfüllen haben. 

Betroffen sind im Energiesek-
tor Betreiber von Strom-/Gasnet-
zen, Kraftwerken, Gasspeichern
und auch Direktvermarkter. Im
Wassersektor sind hauptsächlich
Betreiber von großen Trinkwas-
sergewinnungsanlagen und Was-
sernetzen betroffen. Im Bundes-
verband der Energie- und Was-
serwirtschaft sind rund 110 En-
ergieversorgungsunternehmen
und rund 25 Wasserversorgungs-
unternehmen als kritische Infra-
strukturbetreiber von der Verord-
nung erfasst und damit über 90
Prozent der betroffenen Unter-
nehmen in dem Sektor Energie
und Wasser organisiert.

Weltweite Erhebung:

Zahl der Elektroautos 
auf 1,3 Millionen gestiegen

Neue ZSW-Analyse: Produktion wächst 2015 um fast 
70 % auf 550.000 Pkw - Stärkstes Wachstum in China

Das Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung
Baden-Württemberg (ZSW) hat in seiner neuesten Analyse be-
trächtliche Zuwächse bei der Elektromobilität festgestellt. Den
Erhebungen der Forscher zufolge hat sich die Zahl der Elek-
troautos rund um den Globus auf nunmehr etwa 1,3 Millionen
nahezu verdoppelt. 

Während China mit über
200.000 Neufahrzeugen im vo-
rigen Jahr den deutlichsten An-
stieg verzeichnet, können die
USA mit mehr als 400.000 E-
Fahrzeugen auf der Straße nach
wie vor auf den insgesamt
höchsten Bestand verweisen.
Deutschland liegt indes mit ins-
gesamt 55.250 E-Autos weiter-
hin abgeschlagen hinter Natio-
nen wie Japan, Niederlande,
Norwegen und Frankreich.

Von knapp 750.000 auf rund
1,3 Millionen ist die Zahl der
elektrisch betriebenen Pkw
weltweit im letzten Jahr gestie-
gen. Zu diesem Gesamtergebnis
kommt das ZSW in seinen aktu-
ellen Auswertungen zur Elek-
tromobilität. Die Forscher ver-
zeichneten 2015 rund 550.000
Neuzulassungen; ein Zuwachs
von 68 % im Vergleich zum
Vorjahr, als noch 330.000 neue
Elektrofahrzeuge verkauft wur-
den. Ein bedeutender Teil der
neuen E-Autos rollt über Chinas
Straßen: gut 207.000. Damit hat
sich der Bestand an E-Fahrzeu-
gen im Reich der Mitte auf
307.000 etwa verdreifacht. Die
meisten Elektroautos sind mit
insgesamt 410.000 in den Verei-
nigten Staaten gemeldet.

Norwegen ist Vorreiter

Bezogen auf den Anteil der
Elektromobilität am gesamten
Fahrzeugbestand verteidigt Nor-
wegen seine internationale Vor-
reiterrolle: Rund 3 % aller etwa
2,64 Millionen Autos in dem
skandinavischen Land fahren
mit Strom. Zum Vergleich: In
Deutschland liegt dieser Anteil
bei nur 0,12 Prozent. Der Be-
stand hat sich in Norwegen zu-
dem auf etwa 79.000 fast ver-
doppelt; jede 5. Neuzulassung
im vorigen Jahr war ein Elektro-
fahrzeug.

Während Kunden in anderen
Ländern, wie beispielsweise Chi-
na, Japan und Frankreich, seit
Langem überwiegend heimische
Modelle kaufen, zeigt sich nun-
mehr auch in Deutschland ein po-
sitiver Trend - dank einer wach-
senden Anzahl von deutschen
Modellen: Von den 2015 in
Deutschland verkauften 23.460
Elektrofahrzeugen stammt gut
die Hälfte von deutschen Herstel-
lern. Mit dem BMW i3 gehört
erstmals auch ein deutsches Fa-
brikat zu den weltweit meistver-
kauften E-Autos (36.550 im Be-
stand). Der Nissan Leaf führt die-
se Statistik mit 193.260 verkauf-
ten Stückzahlen seit 2010 an.

Bei den Neuzulassungen 2015
hat das Model S von Tesla mit
42.730 verkauften Fahrzeugen
die Spitzenposition übernommen.
Damit landet der US-amerikani-
sche Autobauer noch vor den 
Japanern Mitsubishi Outlander
(41.080) und Nissan Leaf
(40.270). Mit 31.900 verkauften
BYD Qin zählt nun erstmals auch
ein chinesischer Hersteller zu den
Marktführern.

„Die Zahl von 550.000 produ-
zierten Elektrofahrzeugen im
letzten Jahr zeigt deutlich, dass
die Industrialisierung in Schwung
gekommen ist“, sagt Prof. Werner
Tillmetz, ZSW-Vorstandsmit-
glied und Leiter des Geschäftsbe-
reichs Elektrochemische Energie-
technologien. „Bei den anhaltend
hohen Wachstumsraten gewinnt
die Wertschöpfung rund um die
Elektromobilität schnell an Be-
deutung. Als Wirtschaftsstandort,
der sehr stark von der Automobil-
und deren Zulieferindustrie ge-
prägt ist, dürfen wir in Deutsch-
land den Anschluss nicht verpas-
sen. Schlüsseltechnologien der
Elektromobilität wie die Lithium-
Ionen-Batterie müssen ihren Platz
im deutschen Produktionsportfo-
lio finden“, so Tillmetz weiter.

Der Straßenverkehr basiert seit
vielen Jahren unverändert zu et-
wa 95 % auf fossilen Kraftstoffen
mit all den damit zusammenhän-
genden Problemen für Umwelt
und Klima. Elektrische Mobilität
soll dazu beitragen, diese Proble-
me zu entschärfen. „Unsere Be-
rechnungen ergeben, dass ledig-
lich 1,7 Prozent des 2015 in
Deutschland erzeugten Öko-
stroms ausreichen würden, um ei-
ne Million Elektrofahrzeuge zu
betreiben“, erklärt ZSW-Wissen-
schaftler Andreas Püttner. „Und
jeder kann bereits heute in
Deutschland Ökostrom beziehen,
auch für sein Elektroauto, und da-
mit eine Energiewende im Ver-
kehrssektor herbeiführen“, so der
Experte abschließend.

Erfasst haben die ZSW-For-
scher Autos mit batterieelektri-
schem Antrieb, Range Extender
und Plug-In Hybride. Nicht mit-
gezählt wurden Krafträder, Lkw
und Busse sowie Full- und Mild-
Hybridfahrzeuge. Die Auswer-
tung basiert unter anderem auf
Daten des Kraftfahrt-Bundesamts
sowie internationaler Behörden
und Verbände.

Die zugrunde liegenden Daten
und Zeitreihen zu den Fahrzeug-
modellen, Neuzulassungen und
zum Bestand in den einzelnen
Staaten sind zu finden unter:
www.zsw-bw.de



10. 03. 2016 KOMMUNALE ENERGIETHEMENGZ 7

www.esb.de/kems

Für die Analyse und Optimierung des Energieeinsatzes in kommu-
nalen Liegenschaften sind wir Ihr idealer Partner – ebenso für das 
aktuelle Thema Energieaudit. Mit unseren Dienstleistungen rund 
um das kommunale Energiedaten Monitoring System „KEMS“ und 
die Energieaudit-Durchführung bieten wir ganzheitliche Lösungen 
für mehr Energieeffi zienz in Kommunen. Vereinbaren Sie jetzt einen 
persönlichen Beratungstermin unter Telefon 089 68003-521 oder 
per E-Mail unter kems@esb.de.

Transparent, effi zient, wirtschaftlich. 
Energiedaten-Monitoring 
und Energie audit für Kommunen.

Geothermieanlage Freiham:

Projekt auf der
Zielgeraden

Die Bohrarbeiten für die Geothermieanlage in Freiham sind
abgeschlossen. Der Kurzzeitpumpversuch an der zweiten Boh-
rung war erfolgreich. 

Stephan Schwarz, SWM Ge-
schäftsführer Versorgung und
Technik: „Ein Meilenstein für
Freiham und zugleich einer für
die Münchner Geothermie –
jetzt ist das Projekt auf der Ziel-
geraden. Nach dem Abbau des
Bohrturms in den kommenden
Wochen führen wir im Sommer
einen Langzeitpumpversuch
über rund zwei Monate durch,
bei dem die Maschinentechnik
im Heizwerk wie auch die Pum-
pe eingestellt werden. Die dabei
gewonnene Öko-Wärme wird
bereits ins Fernwärmenetz ein-
gespeist. Der Versuch findet im
geschlossenen Kreislauf ohne
Dampfaustritt statt. Bereits in
der kommenden Heizsaison
wird die Geothermie den Stadt-
teil Freiham sowie angrenzende
Viertel umweltfreundlich und
komfortabel beheizen.

Ich freue mich, dass die Ar-
beiten schneller als geplant und
unfallfrei verlaufen sind; und
auch, dass die Temperatur des
Wassers und die Ergiebigkeit
der Bohrungen höher als erwar-
tet ausfallen. Jedes Grad und je-
der Liter mehr verbessern Ener-
gieausbeute und Effizienz der
künftigen Anlage.“ Die Kapa-
zität des zweiten Bohrlochs für
die Rückführung des Wassers in
den Untergrund übersteigt die
Prognose: Die Messung zeigte
über 100 Liter pro Sekunde
(statt 70). Bei der Förderboh-

rung hatte der Pumpversuch er-
geben, dass ihre Ergiebigkeit bei
mehr als 90 Liter pro Sekunde
(statt 80) und die Temperatur
bei 90 Grad Celsius (statt 80)
liegt. 

Baustein der SWM
Fernwärme-Vision 

Ende September 2015 hatten
die SWM mit den Bohrarbeiten
in Freiham begonnen. Die För-
derbohrung wurde im Dezem-
ber südlich der S-Bahnlinie und
westlich des Gewerbegebiets
fertig gestellt. Hier wird das
heiße Wasser für die Geother-
mieanlage aus 2.500 Metern
Tiefe nach oben gepumpt. Im
Anschluss startete rund drei Ki-
lometer weiter nördlich die In-
jektionsbohrung, durch die das
abgekühlte Wasser nach Ent-
nahme der Wärme zurück in die
Thermalwasserschicht geleitet
wird. 

Die Geothermieanlage Frei-
ham ist das erste Element der
SWM Fernwärme-Vision: Bis
2040 soll München die erste
deutsche Großstadt werden, in
der Fernwärme zu 100 Prozent
aus regenerativen Energien ge-
wonnen wird. Den wesentlichen
Beitrag hierzu wird die Geo-
thermie liefern. Damit forcieren
die SWM die Energiewende bei
der Stromgewinnung wie auch
im Wärmemarkt.

Söder und Füracker:

Stromtrassenverlauf
bürgerfreundlich gestalten

Neue Abstandsregelungen in der bayerischen Landesplanung

Die Anpassung des Stromnetzes in Deutschland ist durch die
Energiewende erforderlich. „Der Schutz der Menschen und
das Wohl der Bevölkerung stehen für uns an erster Stelle. Der
Stromnetzausbau muss bürgerfreundlich gestaltet werden.
Wir nutzen unsere Möglichkeiten als Bundesland in der Lan-
desplanung, um ausreichend Abstand zwischen Freileitungen
und Wohnbebauung zu bekommen, solange Freileitungen ge-
baut werden müssen. Die beste Stromleitung ist allerdings die-
jenige, die man nicht sieht. Die Staatsregierung hat sich daher
erfolgreich mit Vehemenz dafür eingesetzt, dass die großen
Nord-Süd-Trassen als Erdkabel gebaut werden. Bei den übri-
gen Leitungen bleibt Bayern am Ball“, versicherte Finanz- und
Heimatminister Dr. Markus Söder in Nürnberg.

Neue Regelungen im Landes-
entwicklungsprogramm Bayern
(LEP) sollen für ausreichend
Abstand zwischen Freileitungen
und Wohnbebauung sorgen.
Zum Schutz des Wohnumfeldes
soll innerhalb von Ortschaften
ein Mindestabstand von 400
Metern von Höchstspannungs-
leitungen zu Wohngebäuden
oder Schulen gelten. Außerhalb
von Ortschaften soll ein Min-
destabstand von 200 Metern
gelten. Die Abstandszahlen leh-
nen sich an Erfahrungen aus an-
deren Bundesländern an. Bis-

lang gab es in Bayern keine
festen Mindestabstandswerte. 

Neuer Grundsatz

Ein neuer Grundsatz wird in
das LEP eingefügt: Keine Über-
spannungen mehr von Siedlun-
gen. Neue Überspannungen
über die Köpfe der Menschen
hinweg soll es künftig nicht
mehr geben. Wo bestehende
Freileitungen über Siedlungen
ersetzt werden, sollen diese aus
dem Ort heraus gelegt werden.
Damit kann auch beim Ersatz

bestehender Leitungen eine
massive Verbesserung für die
Bevölkerung erreicht werden.

Verbesserte Situation
betroffener Anwohner

Bayern geht mit diesen neuen
Regelungen deutlich über die
bestehenden gesetzlichen Stand-
ards hinaus. Söder: „Damit
schaffen wir einen Ersatz für
fehlende Regelungen des Bun-
des und verbessern die Situation
betroffener Anwohner erheb-
lich. Die neuen Vorgaben der
Landesplanung sind für alle
Vorhaben innerhalb Bayerns zu
berücksichtigen. Die Planungen
der Netzbetreiber müssen be-

lastbar und nachvollziehbar
sein. Neue Leitungen dürfen nur
dann kommen, wenn zwingen-
der Bedarf besteht. Die Bevöl-
kerung muss frühzeitig und
umfassend in allen Leitungse-
benen mit eingebunden wer-
den.“ Derzeit sehen die Über-
tragungsnetzbetreiber sieben
Projekte mit über 600 km Län-
ge in Bayern vor, auf die sich
die Regelungen unmittelbar
auswirken.

Intensive Prüfung

Staatssekretär Albert Für-
acker ergänzte: „Zugunsten der
betroffenen Bürger werden wir
weiterhin die Option einer punk-
tuellen Erdverkabelung für
Wechselstromleitungen in die
politische Diskussion einbringen.
Wir wollen so wenig wie mög-
lich Betroffenheit für Mensch
und Natur. Deshalb müssen wir
auch intensiv prüfen, wie beste-
hende Infrastrukturen, zum Bei-
spiel Autobahnrandstreifen, für
Erdverkabelung bestmöglich ge-
nutzt werden können.“

RAG-Erkundungsbohrung in Ampfing:

Erfolgreicher
Abschluss 

Beginn der Probeförderung voraussichtlich
Ende April

Erdöl ist ein zuverlässiger Begleiter in das neue Energie-Zeit-
alter und Grundstoff für Produkte des Alltags und industrielle
Innovationen. Dank neuer Technologien ist es heute möglich,
Vorkommen zu erschließen, bei denen sich eine Förderung
früher nicht gelohnt hat. Dies ist in Ampfing der Fall.

In enger Abstimmung mit der
Gemeinde Ampfing hat die
RAG Rohöl-Aufsuchungs Akti-
engesellschaft in den vergange-
nen Wochen ihre Erkundungs-
bohrung im „Ampfinger Sand-
stein“ planmäßig durchgeführt
und nun abgeschlossen. Die end-
gültige Tiefe der Bohrung RAG-
AM-001 beträgt ca. 1.900 Meter.
Dort wurde ein Bohrkern ent-
nommen – erste Messergebnisse
zeigen, dass der „Ampfinger
Sandstein“ Erdöl enthält. 

Mobile Bohranlage

Der Bau des Bohrplatzes dau-
ert in der Regel ca. vier Wochen,
die eigentliche Erkundungsboh-
rung 22 Tage. Das beinhaltet
auch das Bohren der verschiede-
nen Abschnitte, Verrohrung, Ze-
mentiation sowie Abbau der An-
lage. Die Erdöllagerstätte in
Ampfing befindet sich in bis zu
2.100 Metern Tiefe. Darüber lie-
gen Gesteinsschichten, von de-
nen insgesamt ca. 1.400 Meter
undurchlässig sind und die La-
gerstätte von den weit darüber
liegenden grundwasserführen-
den Schichten abdichtet. Die
mobile Bohranlage E202 ist seit
dem Jahr 2010 im Einsatz. Die
Bauartzulassung für Deutsch-
land erfolgte durch das Landes-
amt für Bergbau, Energie und
Geologie in Clausthal Zellerfeld.

Führungen über
den Bohrplatz

Um den Ampfinger Bürgerin-
nen und Bürgern sowie allen In-
teressierten die Möglichkeit zu
geben, sich selbst ein Bild von
der Probebohrung in Ampfing zu
machen, lud die RAG dazu ein,
an diversen Führungen über den
Bohrplatz teilzunehmen. Über
220 Bürger nahmen das Angebot
gerne und interessiert an.

Nunmehr wird die Bohranlage
vollständig abgebaut. Ab voraus-

sichtlich Ende April erfolgt die
Probeförderung. Hierfür wird
auf dem Bohrgelände ein Pum-
penbock installiert. Die Probe-
förderung erlaubt Rückschlüsse
auf die Ergiebigkeit des Ölvor-
kommens. Über einen Zeitraum
von ca. fünf Monaten werden die
Förderraten gemessen und aus-
gewertet, um die Wirtschaftlich-
keit einer dauerhaften Förderung
zu prüfen. 

Für die zweite Jahreshälfte
2016 sind seismische Untersu-
chungen geplant. Mit modernsten
technischen Methoden wird dabei
das Messgebiet „abgehorcht“. Die
seismischen Messungen dienen
zur Verifizierung des Lagerstät-
tenmodells und werden unter
strikter Einhaltung aller gesetzli-
chen Vorgaben durchgeführt. 

Seismische Messungen

Bei diesen Messungen erstellt
die RAG in bis zu sechs Kilome-
tern Tiefe ein dreidimensionales
Bild des Untergrundes. Spezielle
Vibrationsfahrzeuge senden Sig-
nale in den Erdboden, die von
den geologischen Schichten je
nach Zusammensetzung reflek-
tiert werden. Daraus lassen sich
laut RAG Rückschlüsse auf Öl-
vorkommen wie Geothermie-
Möglichkeiten ableiten.

Bei Fündigkeit der Bohrung
wird die Bohrlokation zu einem
Sonderplatz zurückgebaut. Nun
beginnt die Förderung des
Hightech-Rohstoffs Erdöl. Nach
Beendigung der Förderung er-
folgt die vollständige Renaturie-
rung des Geländes. 

Alle behördlichen Auflagen,
die im Zuge eines Genehmi-
gungsverfahrens angeordnet wer-
den, sind für die RAG selbstver-
ständlich bindend. Darüber hin-
aus informiert das Unternehmen
auch weiterhin alle Entscheider
der Gemeinden und die Bürger
umfassend und zeitnah über die
nächsten Schritte. DK

10.000 Euro für Bayerns
„Energiebündel“

Kleine und große Impulsgeber für Energiezukunft gesucht

10.000 Euro Preisgeld warten auf engagierte Bürgerinnen und
Bürger in Ober- und Unterfranken, Niederbayern und in der
Oberpfalz. Für den Bürgerenergiepreis 2016 können sich alle
bewerben, die sich in ihrem persönlichen Umfeld für die Ener-
giezukunft stark machen. Und dabei geht es nicht nur um
große Bauprojekte. Gesucht sind vor allem Ideenreichtum und
Vorbildcharakter.

Gewinnen können somit alle,
ob klein oder groß, ob allein
oder im Team, ob als Familie,
Verein oder Initiative. Die Akti-
on des Bayernwerks zusammen
mit den Bezirksregierungen ist
der Bürgerenergiepreis 2016.
Bis zum 5. April laufen die Be-
werbungsfristen in Unterfran-
ken und Niederbayern. Anfang
Juni startet die knapp zwei Mo-
nate lange Bewerbungsfrist in
Oberfranken und in der Ober-
pfalz. Die jeweiligen Bewer-
bungsunterlagen und weitere
Informationen sind unter
www.bayernwerk.de/buerger-
energiepreis zu finden.

Umweltfreundliche Ideen

Der Bürgerenergiepreis wird
in den vier Bezirken durch die
Regierungen begleitet und
durch das Energieunternehmen
Bayernwerk verliehen. „Der
Bürgerenergiepreis ist ein
Dank an alle, die auf Energie-
effizient achten und umwelt-
freundliche Ideen umsetzen.
Es ist ein Preis für diejenigen,
die einen Beitrag für die lokale
Energiezukunft leisten und mit
ihrem Einsatz andere wachrüt-
teln und aufmerksam machen.
Und oft stecken die Wachrütt-
ler noch in den Kinderschuh-
en“, betont Maximilian Zängl,
Pressesprecher des Bayern-
werks, angesichts der bisheri-
gen Preisträger des Bürger-
energiepreises.

Mit dem Bürgerenergiepreis
können Privatpersonen, Vereine
oder auch Schulen ausgezeich-
net werden, die mit pfiffigen
und außergewöhnlichen Ideen
und Maßnahmen einen Impuls
für die Energiezukunft geben.
Alle Bürgerinnen und Bürger
Niederbayerns und Unterfran-
kens sind bis zum 5. April auf-
gerufen, sich direkt beim Bay-
ernwerk zu bewerben. Aus allen
Einsendungen wählt eine Jury
drei Preisträger aus.

Der Umfang und die Größe
der Projekte sind nicht entschei-
dend. Wichtig ist, dass sich die
Projekte mit den Themen Ener-
gieeffizienz oder Ökologie be-
fassen, Vorbildcharakter haben
und dazu beitragen, die Akzep-
tanz für die Energiewende zu
erhöhen. Eingereicht werden
können Projekte, die entweder

in Planung sind, im laufen-
den Jahr begonnen haben oder
aufgrund ihrer inhaltlichen
Qualität nach wie vor Bestand
haben.
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Donau-Kraftwerke im Schnell-Check:

Durchgängigkeitslösungen für
aquatische Lebensformen

GZ-Interview mit RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich

Die Donau ist ein Fluss mit europaweiter Bedeutung und den
meisten, zum Teil bedrohten Fischarten Deutschlands. Wie es
um den Stand der Umsetzung von Durchgängigkeitslösungen
für aquatische Lebensformen allgemein an den von der Donau-
Wasserkraft AG betriebenen Donau-Kraftwerken bestellt ist
bzw. welche Planungen dort anstehen, darüber informierte
RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich im Interview mit der
Bayerischen GemeindeZeitung. 

GZ: Herr Dr. Schleich, 
die Donau-Wasserkraft AG
(DWK), an der die Rhein-
Main-Donau AG zu 99,25 Pro-
zent beteiligt ist, investiert ho-
he Beträge in Maßnahmen zur
ökologischen Durchgängigkeit
der Donau. Welches Projekt ist
aktuell in Arbeit?

Schleich: Ende Oktober 2015
haben am Bahnstrom-Kraftwerk
Bertoldsheim im Landkreis Neu-
burg-Schrobenhausen die Arbei-
ten zum Bau einer kombinierten
technisch-natürlichen Fischauf-
stiegsanlage begonnen. Diese
Maßnahme erfordert Investitio-
nen von rund 2,5 Millionen Eu-
ro. Geld, das gut angelegt ist, ist
es uns doch ein zentrales Anlie-
gen, Ökologie und Ökonomie bei
der Nutzung der Wasserkraft in
Einklang zu bringen. Mit dem
Bau der Anlage in Bertoldsheim
kommen wir diesem Ziel wieder
ein Stück näher. Dankbar sind
wir für den konstruktiven Dialog
zwischen der Fischerei, der
RMD als Eigentümer und der
Uniper Kraftwerke als Betreiber
der DWK-Anlagen, ohne den ein
solches Projekt nicht zu stemmen
wäre. 

GZ: Wie ist die Anlage aus-
gelegt?

Schleich: Die Fischaufstiegs-
anlage am Donaukraftwerk Ber-
toldsheim umfasst eine Gesamt-
strecke von 1.150 Meter, die am
Nordufer der Donau um das
Kraftwerk herumgeführt wird.
Auf dieser Distanz werden in
fünf unterschiedlich gestalteten
Bauabschnitten insgesamt bis zu
7,20 Meter Höhenunterschied

für Fische passierbar gemacht.
GZ: Wie wird das Problem

gelöst, dass die Anlage trotz
unterschiedlicher Stauhöhen
am Stausee funktioniert und
das Wasser aus der Donau
nicht unkontrolliert abfließt? 

Schleich: Die Verbindungs-
bauwerke zwischen Stauraum

ca. 500 Meter unterhalb des
Kraftwerks vorgesehen. Dieser
wird durch ein rund 120 Meter
langes Raugerinne mit 20 versetz-
ten, naturnah gestalteten Becken
mit einem bestehenden Entwässe-
rungsgraben verbunden. 

GZ: Wie gestalten sich die
Ausstiegsvorkehrungen?

Schleich: Das Ausstiegsbau-
werk liegt rund 150 Meter ober-
halb des Kraftwerks und wird
mit einem 210 Meter langen
Raugerinne mit 39 versetzten
Becken an den Entwässerungs-
graben angebunden. 

Das aufwändige Ausstiegs-
bauwerk wird als wirkungsvoller
„Vertical Slot“-Fischpass, das
heißt als ein Schlitzpass aus 20
Schlitzwänden und 19 versetzt
angeordneten Betonbecken er-
richtet, so dass die wandernden
Fische den Höhenunterschied
von bis zu 1,80 Meter (je nach
Wasserstand im Stauraum) ge-
fahrlos und bequem überwinden
können. Trotz der unterschiedli-
chen Wasserstände in der Stau-
haltung wird voll automatisch si-
chergestellt, dass die Fischauf-
stiegsanlage immer mit einer
Wassermenge von durchschnitt-
lich 500 Liter pro Sekunde ver-
sorgt wird. Diese Wassermenge
ist notwendig, damit die Fische
problemlos den Aufstieg durch-
wandern können.

GZ: Wie werden die Fische
stromabwärts von den Turbi-
nen ferngehalten? 

Schleich: Je nach Größe der
Fische bieten die Rechenanlagen
vor den Turbinen Schutz, aber si-
cher muss noch intensiv For-
schung und Entwicklung betrie-
ben werden, um die Fischwande-
rung flussabwärts zu optimieren.

GZ: Gibt es verlässliche
oder geschätzte Zahlen, wie
viele Fische durch die Turbi-
nen getötet werden?

Schleich: Die Schätzungen

hängen davon ab, um welche Fi-
sche und Turbinentypen es sich
handelt. Um den Fischbestand
sicherzustellen, werden an den
Wasserkraftwerken entsprechen-
de Strukturmaßnahmen ergrif-
fen. Der Aal ist aufgrund seiner
länglichen Gestalt besonders ge-
fährdet. Deshalb hat die RMD
am Main ein umfangreiches Aal-
schutzmanagement eingeführt,
das laufend optimiert wird, um
den Tieren die Wanderung zu
Ihren Laichgründen in der Sar-
gassosee zu ermöglichen. 

GZ: Werden die Fischerei-
vereine für die Verluste ent-
schädigt? 

Schleich: Ja, sie erhalten eine
angemessene Entschädigung.

GZ: Welche rechtlichen Vor-
gaben stehen hinter der Maß-
nahme?

Schleich: Dahinter stehen die
Europäische Wasserrahmen-
richtlinie EU-WRRL und das
Deutsche Wasserhaushaltsgesetz
WHG, die bestimmen, dass z. B.
der Eigentümer der Wasserkraft-
werke die entsprechenden ökolo-
gischen Maßnahmen umzusetzen
und zu finanzieren hat. 

GZ: Erhält die Donau-Was-
serkraft AG eine Vergütung
durch das EEG?

Schleich: Nein. 
GZ: Welche Stellen wurden

in die Planungen miteinbezo-
gen und wann wird das Bau-
werk fertiggestellt sein? 

Schleich: Beteiligt waren das
Landratsamt Neuburg-Schro-
benhausen, das Wasserwirt-

schaftsamt Ingolstadt, die Fi-
schereifachberatung für Ober-
bayern sowie der Fischereiver-
ein Neuburg und die Standortge-
meinde Rennertshofen. Mit der
Fertigstellung rechnen wir in 
der zweiten Jahreshälfte 2016. 

GZ: Wie stellt sich die Situa-
tion an den anderen DWK-
Kraftwerken zwischen Ber-
toldsheim und Vohburg dar?

Schleich: Durch eine hochmo-
derne Fischaufstiegsanlage ist
das Bahnstromkraftwerk Ingol-
stadt seit 2015 durchgängig. Die
davon östlich liegende Kraft-
werksanlage Vohburg wurde
schon beim Bau in den 1990er
Jahren ökologisch so optimiert,
dass hier die Fischdurchgängig-
keit sichergestellt wurde. Für
das Kraftwerk Bergheim west-
lich von Ingolstadt gilt dies seit
Oktober 2011, während am
Kraftwerk Bittenbrunn, das zwi-
schen Bertoldsheim und Berg-
heim liegt, der Bau der Fischauf-
stiegsanlage im Zuge der Umset-
zung der geplanten Hochwasser-
schutzmaßnahmen in den Jahren
2018 und 2019 erfolgen soll.

GZ: Wie lange ist der Ab-
schnitt, der nun durchgängig
ist? 

Schleich: An unseren Kraft-
werken an der Donau gehen
Stromerzeugung aus Wasser-
kraft, Gewässerökologie und
Fischschutz Hand in Hand, so
dass wir derzeit schon eine fisch-
durchgängige Strecke von fast
130 Flusskilometern zwischen
dem südöstlich von Regensburg

gelegenen Kraftwerk Geisling
und dem Kraftwerk Bittenbrunn
bei Neuburg erreicht haben. Vom
Kraftwerk Geisling flussabwärts
bis zur österreichischen Grenze
mit dem Stauraum des Kraft-
werks Jochenstein kommen wei-
tere 150 fischdurchgängige
Flusskilometer hinzu. Und an
der oberen Donau werden nach
der Inbetriebnahme der Fi-
schumgehung Bertoldsheim wei-
tere knapp 22 Flusskilometer bis
zum Kraftwerk Donauwörth hin-
zukommen.  

GZ: Wie sehen die weiteren
Planungen aus?

Schleich: Für die zehn Do-
naukraftwerke an der bayeri-
schen Donau von Donauwörth
bis Oberelchingen bei Ulm lau-
fen Planungen für die Herstel-
lung der Durchgängigkeit. Vor-
studien mit Variantenprüfungen
sind in Vorbereitung bezie-
hungsweise in Planung. Die
Umsetzungsreihenfolge wird
sich aus dem Planungs- und
Genehmigungsaufwand sowie
der fischereiökologischen Pri-
orisierung ergeben. Gleiches
gilt an den Lechkraftwerken
der RMD, sprich am Unteren
Lech zwischen Ellgau und Feld-
heim.

Ziel ist es letztendlich, die
vollständige Durchgängigkeit
für aquatische Lebensformen an
der bayerischen Donau und am
Lech zu erreichen. Dazu bedarf
es aber noch erheblicher finanzi-
eller Mittel im zweistelligen Mil-
lionen-Eurobereich. DK

Möglichkeiten ausschöpfen!
EUROSOLAR-Grundsatzpapier zur kleinen und mittleren Wasserkraft 

EUROSOLAR, Europäische Vereinigung für Erneuerbare En-
ergien, hat ein Grundsatzpapier zum Thema Wasserkraftnut-
zung mit Hilfe kleiner und mittlerer Anlagen veröffentlicht. Der
Vorstand der deutschen Sektion von EUROSOLAR will mit die-
ser „energie- und umweltfachlichen Einschätzung“ den Weg zur
Vereinbarkeit von nachhaltiger Wasserkraftnutzung und Ge-
wässerökologie und der Energiewende aufzeigen. 

Die Nutzung der Wasserkraft
leistet neben Windkraft-, Solar-
und Biomasse-Anlagen einen
wichtigen Beitrag zum Ausbau
Erneuerbarer Energien. Ein we-
sentlicher Vorteil ist, dass sie in
Teillastbereichen regelbar ist und
damit – wie Biogas und Speicher
– als Flexibilitätsoption zu einer
sicheren Energieversorgung bei-
tragen kann.

Laut EUROSOLAR wirken
dezentrale kleine Wasserkraft-
werke positiv und sind daher zu
fördern. Sie sind geeignet, Was-
serhaushalt und Stoffströme ih-
rer Einzugsgebiete regelnd zu
gestalten und damit die Natur-
funktionen in integrativer Weise
zu steigern. Bei intelligenter
(raum- und zeitphasenangepas-
ster) Gestaltung kann die Struk-
turvielfalt sogar erhöht werden
und die Durchgängigkeit weitge-
hend erhalten bleiben.

EUROSOLAR stellt daher an
die Bundesregierung, alle im Eu-
ropäischem Parlament und Bun-
destag vertretenen Parteien und
die Vertreter des Bundesrates
folgende Forderungen auf:

Vorrang, mindestens jedoch
Gleichrang der Wasserkraft mit
dem Naturschutz in der Euro-
päischen Wasserrahmen-Richtli-
nie und im deutschen Wasser-

haushaltsgesetz zu schaffen.
Grundsätzlich Genehmigun-

gen für Wasserkraftwerke zu er-
teilen; als Sofortmaßnahme we-
nigstens an den bestehenden
Querbauwerken. Bis 2030 ist ei-
ne Verdopplung der Kapazitäten
von derzeit rund 7.500 Anlagen
auf 15.000 Anlagen mit minde-
stens 10.000 MW anzustreben.

Fischauf- und -abstiegsanla-
gen zumindest bei Kleinanlagen
nur in Ausnahmefällen zu for-
dern.

Auf die Gleichbehandlung
von Fischen mit Landtieren im
Tierschutz- und Naturschutzge-
setz zu drängen.

Die verstärkt für den Hoch-
wasserschutz ausgewiesenen
Überschwemmungsflächen zur
Förderung der Selbstreprodukti-
on regelmäßig überfluten zu las-
sen und ein mindestens dreijähri-
ges Aalfangmoratorium zu ver-
hängen.

Die erheblichen Mindestwas-
seranforderungen auf ein gesamt-
ökologisch sinnvolles Maß zu
reduzieren und bundesweit zu
vereinheitlichen.

Für Neubauten bundesweit
technische und ökologische Aus-
führungsbestimmungen festzule-
gen (TA Wasserkraft). Dies wird
dazu beitragen, langwierige Ge-

nehmigungsverfahren und ge-
richtliche Auseinandersetzungen
abzukürzen.

Objektive Forschungsbemü-
hungen zu verstärken, insbeson-
dere im Bereich der Anlagen-
und Standortoptimierung, der
Technikfolgeabschätzung, der
Hydrobiologie und dem Gewäs-
ser- und Fischschutz autochtho-
ner Arten.

Fazit: Wasserkraft sollte Vor-
rang vor Naturschutz haben,
weil Klimaschutz die Vorausset-
zung für Naturschutz ist. Klima-
schutz muss zum höchsten Ziel
politischen Handelns werden.
EUROSOLAR verfolgt pragma-
tisch das Ziel, mehr und effizien-
tere Wasserkraftwerke zu bauen
und gleichzeitig der Flora und
Fauna und damit auch den natur-
verbundenen Fischern zu helfen.

Die dezentrale Energiewende
entspricht dem Wunsch der ge-
sellschaftlichen Mehrheit, si-
chert die Zukunft unserer inno-
vativen Wirtschaft, führt weg
vom überkommenen und teuren
Oligopol der großen Stromkon-
zerne zu einer marktwirtschaft-
lich organisierten Energiewirt-
schaft und schafft hunderttau-
sende neue Arbeitsplätze sowie
eine bezahlbare, sichere und
moderne Energieversorgung.
EUROSOLAR zufolge „ist die
Wasserkraft nicht nur uner-
schöpflich und im Einklang mit
der Natur. Die Möglichkeiten
der Wasserkraft sind noch nicht
einmal ansatzweise ausge-
schöpft.“ KI

Plädoyer für
neues Strommarktdesign

VERBUND-VorstandsvorsitzenderAnzengruber zu Gast beim WBU

„Deutschlands Energiepolitik - die Sicht von außen“ lautete das
Thema einer Sitzung des Ausschusses Energie- und Rohstoffpoli-
tik des Wirtschaftsbeirats Bayern in München. Als Referenten fun-
gierten Prof. Dr. Friedbert Pflüger, Staatssekretär a.D., Direktor,
European Center for Energy and Resource Security, Kings Colle-
ge London, Geschäftsführender Gesellschafter, Pflüger Internatio-
nal GmbH und Wolfgang Anzengruber, Vorstandsvorsitzender
VERBUND AG, Wien.

„Das erneuerbare Energiezeital-
ter hat begonnen“, führte Wolf-
gang Anzengruber aus. Das Kli-
maschutz-Abkommen von Paris
stelle den neuen weltweiten Rah-
men für eine erneuerbare Energie-
zukunft dar. 2014 seien bereits
270 Mrd. US-Dollar in erneuerba-
re Energien investiert worden. Bei
neu installierten Stromerzeu-
gungskapazitäten habe ihr Anteil
erstmals knapp 50 % betragen -
Tendenz weiter steigend. 112
Mrd. US-Dollar seien für die För-
derung für erneuerbare Energie-
quellen im Stromsektor aufge-
wendet worden, 500 Mrd. US-
Dollar betrugen die Subventionen
für fossile Energieträger. 

„Stark sinkende Erzeugungsko-
sten bei erneuerbaren Energien er-
höhen zunehmend die Wettbe-
werbsfähigkeit“, so der VER-
BUND-Vorstand; jedoch gebe es
aufgrund des aktuellen Marktprei-
ses keine Investitionsanreize. Zu-
dem wies Anzengruber darauf
hin, dass die digitale Transforma-
tion Europa und die Energiewirt-
schaft vor enorme Herausforde-
rungen stelle. Laut PWC Studie
aus dem Jahr 2014 werden im
Jahr 2020 über 80 % der Indu-
strieunternehmen ihre Wertschöp-
fungskette digitalisiert haben.

Mit Blick auf die Energiepoli-
tik Deutschlands verwies Anzen-
gruber darauf, dass die erneuerba-
ren Energien mit einem Anteil
von 30 % die bedeutendste Ener-
giequelle in der Stromerzeugung
in Deutschland sind. Sie produ-
zierten nun bereits mehr Strom
als die Kernenergie in ihren
Höchstzeiten. 

Staatliche Steuern, Abgaben
und Umlagen charakterisierte der
Vorstandsvorsitzende als wesent-
liche Treiber der Strompreisent-
wicklung. Börse-Strompreise be-
fänden sich weiter in freiem Fall:
In den vergangenen fünf Jahren

sei ein Preisrückgang um über 
50 % zu verzeichnen gewesen.
Am Terminmarkt werde Strom
für die nächsten Jahre bereits un-
ter 25 Euro/MWh gehandelt. 

Anzengruber: „Die Börse-
Strompreise nähern sich den Wer-
ten von vor 15 Jahren. Preisbe-
stimmend werden zunehmend Er-
neuerbare mit Grenzkosten nahe
Null. Dadurch werden die für die
Versorgungssicherheit notwendi-
gen Kraftwerke mit gesicherter
Leistung unwirtschaftlich. Erfor-
derliche Investitionen bleiben
aus.“ Dem VERBUND-Vorstand
zufolge erfordert die Stromerzeu-
gung mit erneuerbaren Energien
im Zentrum einen regulatorischen
Rahmen, der einen funktionieren-
den Preisbildungsmechanismus
am Markt ermöglicht – zur ko-
steneffizienten Erreichung der 
energiepolitischen Ziele.

Seit 1950 bestehe eine enge
Kooperation zwischen Deutsch-
land und Österreich im Strombe-
reich, seit 2001 gebe es die ge-
meinsame Strompreiszone. Diese
Gebotszone sei von großem
volkswirtschaftlichen Nutzen, un-
terstrich der Vorstandsvorsitzen-
de. Eine willkürliche Trennung
dieser funktionierenden Preiszo-
ne, wie von ACER, der EU-Agen-
tur für die Zusammenarbeit der
Energieregulierungsbehörden,
empfohlen, wäre ökonomisch in-
effizient, teuer und widerspräche
den EU-Zielen sowie bestehen-
dem EU-Recht.

Nach Anzengrubers Worten be-
legen Studien, dass es an der
Grenze zwischen Deutschland
und Österreich - entgegen den
Ausführungen von ACER - kei-
nen Engpass gibt. Die Grenze
Deutschland/Österreich sei phy-
sisch nicht überlastet. Tatsäch-
lich lag die physische Ausla-
stung bei einer Kapazität von rund
11.000 MW in den vergangenen

Jahren selten über 4.000 MW. 
Nach geltendem EU-Recht sei

das Verschieben von Engpässen
an Ländergrenzen untersagt, so-
fern dies nicht technisch begrün-
det ist und nicht gelindere Maß-
nahmen zur Beseitigung möglich
sind. Der Engpass müsse dort be-
seitigt werden, wo er auch tatsäch-
lich physikalisch auftritt. Eine
künstliche Trennung der bisher
einheitlichen deutsch-österreichi-
schen Preiszone wäre nach An-
zengrubers Überzeugung hinge-
gen ein massiver Verstoß gegen
den Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit regulatorischer Eingrif-
fe, auf dem das gesamte europäi-
sche Energierecht beruht. 

Aufgrund des noch nicht abge-
schlossenen Netzausbaus komme
es vielmehr innerhalb von
Deutschland zu temporären Netz-
belastungen. Um den Zeitraum
bis zur Umsetzung des geplanten
innerdeutschen Netzausbaus zu
überbrücken und die aktuelle
Netzsituation zu entspannen, sei
die grenzüberschreitende Nut-
zung von flexiblen Erzeugungs-
kapazitäten in Form einer Reserve
die effizienteste und kostengün-
stigste Lösung.

Anzengrubers Fazit: „Der
Strommarkt der Zukunft benötigt
einen neuen Ordnungsrahmen, um
den Herausforderungen – Dekar-
bonisierung, erneuerbare Energien
im Zentrum, Digitalisierung, Ver-
sorgungssicherheit, Leistbarkeit -
gerecht zu werden.“ Deutschland
habe einen zukunftsweisenden
Weg begonnen. „Jetzt, in der zwei-
ten Halbzeit der Energiewende,
gewinnen Wettbewerbsfähigkeit,
Stärkung der Innovationskraft des
Wirtschaftsstandorts, die Gewähr-
leistung einer sicheren Stromver-
sorgung sowie die Sicherstellung
einer kosteneffizienten Ziel-Errei-
chung an Bedeutung.“ Der VER-
BUND setze sich für ein neues
Strommarktdesign mit den Eck-
punkten funktionierender CO2-
Emissionshandel, Optimierung
des „Energy-Only-Marktes“ und
Intensivierung des Netzausbaus
im gemeinsamen Strommarkt
zwischen Deutschland und Öster-
reich ein. DK

Dr. Albrecht Schleich.

und Fischaufstiegsanlage wer-
den so geplant und technisch mit
Verschlüssen so ausgestattet,
dass die Dotierung der Fischauf-
stiegsanlage mit Wasser entspre-
chend den Genehmigungsaufla-
gen sichergestellt ist. 

GZ: Welche Fischarten wer-
den davon profitieren? 

Schleich: Die Auslegungs-
größe der Fischaufstiegsanlage
orientiert sich am „Donau-
Lachs“, dem Huchen. Grund-
sätzlich profitieren alle flussauf-
wärtswandernden Fischarten.
Deswegen ist der Einstieg
in das Umgehungsgewässer 
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10.000 Euro 
    für Bürger, 
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  und Vereine !

Setzen Sie mit Ihrer Idee oder Ihrem Projekt aus den 

Bereichen Energieeffizienz und Ökologie einen wichtigen 

Impuls für die Energiezukunft. Bewerben Sie sich mit 

Ihrer Idee für den Bürgerenergiepreis. 

Der Bürgerenergiepreis wird in Niederbayern, Oberbayern, 

Unterfranken und der Oberpfalz verliehen.
 

Weitere Informationen unter 

www.bayernwerk.de/buergerenergiepreis

Per Schwertransport trafen die beiden neuen Transformatoren
für das Umspannwerk Altdorf ein.

Neuried: 

Bayernwerk gewinnt
Erdgaskonzession 

Gemeinde hat sich nach Vergabeverfahren für
Bayernwerk als neuen Gasnetzbetreiber entschieden

Die Entscheidung über den künftigen Betreiber des Erdgas-
netzes in Neuried ist gefallen. Im Wettbewerb mit den Stadt-
werken München (SWM) als bisherigem Gasnetzbetreiber hat
sich das Bayernwerk durchgesetzt. Mit großer Mehrheit hat
sich der Neurieder Gemeinderat für den neuen Netzbetreiber
ausgesprochen und entschieden, mit dem Bayernwerk eine
zehnjährige Partnerschaft einzugehen.

Die Entscheidung war ein-
deutig. Die große Mehrheit der
Neurieder Gemeinderäte hat
sich nach einem rund achtmo-
natigen Vergabeverfahren für
das Bayernwerk als neuen Netz-
betreiber ausgesprochen. Das
Vergabeverfahren in der rund
8.500 Einwohner zählenden
Gemeinde wurde durch den
kommunalen Prüfungsverband
geführt. Ausschlaggebend für
die Entscheidung zu Gunsten
des Bayernwerks waren unter
anderem die Netzentgelte des
Bayernwerks, die spürbar unter-
halb den durch die SWM Infra-
struktur Region GmbH angebo-
tenen Netzentgelten liegen.
Weiterhin konnte das Bayern-
werk vor allem bei der Verbrau-
cherfreundlichkeit und Versor-
gungseffizienz punkten. Der zu
unterzeichnende Konzessions-
vertrag sieht eine Laufzeit von
zehn Jahren vor.

Mit der Entscheidung des Ge-
meinderats wird das Bayern-
werk das rund 40 Kilometer
lange Erdgasnetz Neurieds
übernehmen und die knapp
1.100 Hausanschlüsse und 75
Gewerbebetriebe infrastruktur-

seitig versorgen. Der jährliche
Gasabsatz liegt bei rund 5,3
Millionen Kilowattstunden. 

Das Bayernwerk ist einer der
großen bayerischen Gasnetzbe-
treiber. Das Gebiet des Erdgas-
netzes des Bayernwerks umfas-
ste bislang ausschließlich Nord-
und Ostbayern. „Mit dem Ge-
winn der Neurieder Gaskonzes-
sion übernehmen wir erstmals
ein Erdgasnetz in Oberbayern.
Wir haben uns dazu entschie-
den, unsere jahrzehntlangen Er-
fahrungen und unsere Kompe-
tenz im Erdgasnetzbetrieb auch
gezielt in Oberbayern einzuset-
zen. Der Erfolg in Neuried gibt
uns Recht. Wir werden uns in
Zukunft vermehrt um ober-
bayerische Gaskonzessionen
bewerben“, erklärte Ursula Je-
kelius, die für die Kommunen
und Kooperationen in Oberbay-
ern verantwortliche Leiterin des
Bayernwerks.

Man werde nun im Einverneh-
men mit der Gemeinde Neuried
zügig die Vorbereitung zur Netz-
übergabe angehen. Ursula Jeke-
lius: „Wir freuen uns sehr auf die
kommende partnerschaftliche
Zusammenarbeit.“

Bayernwerk:

Neues Umspannwerk in
Altdorf erhält Herzstück 

Zwei Trafos mit 128 Tonnen Gewicht angeliefert 

Altdorf/Landshut. Der Bayernwerk-Standort in Altdorf bei
Landshut ist ein wichtiger Netzknoten für die regionale Strom-
versorgung. Nun erfordert die regenerative Einspeisung in der
Region höhere Netzkapazitäten. Das Bayernwerk reagiert dar-
auf mit dem Neubau des Altdorfer Umspannwerks. Jetzt wur-
de mit zwei schwergewichtigen Trafos das „Doppelherz“ des
Umspannwerks angeliefert.

Über 2600 EEG-Anlagen mit
einer Leistung von mehr als 46
Megawatt speisen in den Strom-
kreis ein, der über das Altdor-
fer Umspannwerk des Bayern-
werks versorgt wird. Oftmals
übersteigt die regenerative
Stromeinspeisung in der Region
den zeitgleichen Strombedarf.
Wie an vielen Orten in Bayern
sind dann Umspannwerkskapa-
zitäten erforderlich, die den
überschüssigen Strom von der
Mittelspannungsebene auf die
Hochspannungsebene transpor-
tieren und dort überregional
verteilen. 

60 % regenerative Energie
im Bayernwerk-Netz

„In den letzten Jahren erleben
wir eine fulminante Entwicklung
bei der dezentralen Einspeisung,
insbesondere aus Photovoltaik.
Heute speisen rund 260.000 de-
zentrale Erzeugungsanlagen in
unser Netz ein. Diese Anlagen ha-
ben in Summe eine Leistung von
rund 8.900 Megawatt, 5.300 Me-
gawatt davon entfallen auf Photo-
voltaik“, erklärte Manfred Wes-
termeier, Leiter der Netzdienste
des Bayernwerks. 

Die Leistung der regenerati-
ven Anlagen im Bayernwerk-
Netz entspreche der Leistung
von bis zu zehn konventionellen
Großkraftwerken. „Dadurch
transportieren wir im Bayern-
werk-Netz heute schon zu 
60 Prozent ausschließlich re-
generative Energie“, erläutert
Manfred Westermeier.

Intensiver Netzausbau

Um die hierfür erforderlichen
Netzkapazitäten bereit zu stel-
len und die Zuverlässigkeit der
Infrastruktur zu gewährleisten,
baut das Bayernwerk sein Netz
in allen Regionen intensiv aus.
„Hierfür wenden wir in diesem
Jahr rund 560 Millionen Euro
auf“, betonte der Netzdienste-
leiter. Eine herausragende Be-
deutung beim Netzausbau ha-
ben laut Westermeier die Um-
spannwerke. „Der Neubau und
die Erweiterung der Kapazitä-
ten dieser Anlagen steht ganz
oben auf der Agenda“, so Wes-
termeier. Im Netzcenter Altdorf
steht nun ein Neubau an, der das
bisherige Umspannwerk ersetzt.
Die Kosten für den Bau des
Umpannwerks betragen rund
sieben Millionen Euro.

Bedeutender Standort

Westermeier: „Altdorf ist ein
bedeutender Bayernwerk-Stand-
ort. Hier findet die Planung und
die Projektierung für den regio-
nalen Netzbau statt und hier ist
mit dem Umspannwerk eine
zentrale Schnittstelle für das re-
gionale Stromnetz.“ 

Vor kurzem trafen nun per
Schwertransport die beiden
neuen Transformatoren für das
Umspannwerk ein. Der Größere
von beiden hat ein Gewicht von
rund 71 Tonnen. Rund 57 Ton-
nen wiegt der zweite Transfor-

mator. Beide wurden mit einem
Schienensystem an ihren techni-
schen Bestimmungsort versetzt. 

Moderner Standard

„Interessant ist unser Um-
spannwerk auch im Hinblick auf
die Einhausung Das ist ein ganz
moderner Standard, der hier zur
Anwendung kommt. Da das
Umspannwerk in städtischer
Umgebung und in direkter
Nachbarschaft zu unserem Netz-
center-Gebäude liegt, haben wir
uns zu dieser Bauweise entschie-
den“, erklärte Westermeier. 

Das Umspannwerk Altdorf ist
zwischen den Umspannwerken
Altheim und Pfrombach in die
110-kV-Freileitung eingebun-
den. Es versorgt ganz oder teil-
weise das Gemeindegebiet Alt-
dorf, Bruckberg, Eching, Ergol-
ding, Furth, Gammelsdorf, Ho-
henthann, Hörgertshausen, Mau-
ern, Obersüßbach, Tiefenbach,
Volkenschwand, Weihmichl und
ein westliches Randgebiet der
Stadt Landshut. Westermeier:
„Mit dem neuen Umspannwerk
werden wir dem wachsenden
Strombedarf in der Region ge-
recht und schaffen die erforderli-
chen Kapazitäten für die Ener-
giezukunft der Region.“

Klima- und Energieagentur Bamberg:

Großes Interesse am 
Symposium zur „Geothermie“
Die lokale Energieerzeugung und alternative Energieversor-
gung aus erneuerbarer Energie gewinnt angesichts der End-
lichkeit fossiler Energieträger und der von der Bundesregie-
rung beschlossenen Energiewende immer mehr an Bedeutung.
Die Energiewende setzt sich aus drei Bausteinen zusammen -
der Stromwende, der Mobilität und der Wärmewende. In Zu-
kunft gehen Experten von einem deutlichen Wachstum der
Erdwärmenutzung aus. 

Die Geothermie wird im Zu-
sammenspiel mit den anderen
Erneuerbaren Energien ihren
Beitrag zur Substitution in der
Wärme- und Stromversorgung
von den fossilen Energieträgern
(Kohle, Öl und Gas) leisten. Sie
stand im Mittelpunkt des Sym-
posiums „Geothermie - Wärme
aus der Erde“, das die Klima-
und Energieagentur Bamberg in
Burgebrach abhielt.

In Deutschland wird rund die
Hälfte der Endenergie als Pro-
zess- und Raumwärme ver-
braucht, etwa ein Drittel als
Kraftstoff und ein Fünftel als
elektrischer Strom. Die größte
Herausforderung bei der Um-
setzung der Energiewende liegt
im Wärmebereich. Die in die-
sem Bereich verbrauchten Ener-
gien betragen rund 50 % des ge-

samten Energieverbrauches.
Die Geothermie kann hier ins-
besondere bei Neubauten und
unter der Voraussetzung von
Flächenheizungen einen wichti-
gen Beitrag leisten.

Angeregte Diskussion

Nach der Begrüßung durch
Landrat Johann Kalb haben 135
Interessierte die Möglichkeit ge-
nutzt, sich in der Steigerwaldhalle
über das Thema Geothermie zu
informieren und angeregt zu dis-
kutieren. Fünf Vorträge zu den
Themen „Erdwärme - die Ener-
gieversorgung von morgen?“,
„Erdwärme, ein sinnvoller Bei-
trag zur Energiewende - Planung
und Projektumsetzung“, „Heizen
und Kühlen mit Oberflächenna-
her Erdwärme“, „Strom und Wär-

Neue Broschüre der Allianz Umweltstiftung:

Informationen zum Thema
Erneuerbare Energien

Die Energiewende sorgt seit Jahren für Diskussionen.
Doch was genau beinhaltet sie? Ist eine Umstellung unse-
rer Energieversorgung auf erneuerbare Quellen reali-
stisch? Welche Energieformen kommen dafür in Frage?
Und können Sie eine ausreichende Energieversorgung ge-
währleisten? Eine neue Broschüre der Allianz Umweltstif-
tung gibt Antworten auf diese und viele andere Fragen. Sie
kann ab sofort kostenlos bei der Stiftung bestellt oder her-
untergeladen werden.

Klimaschutz und Energiewende

Im Dezember 2015 hat sich die Weltgemeinschaft auf der
Klimakonferenz in Paris darauf geeinigt, die Erderwärmung
bis 2100 auf unter 2 °C zu begrenzen. Dazu soll der Ausstoß
von Treibhausgasen drastisch reduziert werden, was einen
Abschied von den fossilen Energieträgern Kohle, Öl und Gas
unausweichlich macht. In Deutschland wurde mit der Ener-
giewende bereits 2014 ein grundlegender Umbau der Ener-
gieversorgung in Richtung der erneuerbaren Energien be-
schlossen. Sonne, Wind und Wasser werden bei der weltwei-
ten und deutschen Energieversorgung zukünftig also eine noch
größere Rolle spielen als bisher. 

Energie-Infos in Text und Bild

Auf 44 Seiten erläutert die Publikation in Text und Bild
zunächst den aktuellen Stand der weltweiten Energieversor-
gung. Welche erneuerbaren Energiequellen zu einem Um-
steuern zur Verfügung stehen, wie sie genutzt werden und
welche Potenziale sie jeweils besitzen, stellt den Schwer-
punkt der Broschüre dar. Schließlich wird aufgezeigt, wie
Experten die Energiewende in Deutschland umsetzen wollen.
Eine CD mit erläuternden Abbildungen und Grafiken ergänzt
die Broschüre.

Die Handreichung „Informationen zum Thema Erneuerbare
Energien: Hintergründe, Fakten und Perspektiven“ setzt die
Publikationsreihe „Wissen“ der Allianz Umweltstiftung fort,
die fachlich fundiert, aber nicht wertend, über verschiedene
Umweltthemen informiert. Bisher sind in dieser Reihe die
Broschüren „Wasser“ (vergriffen, als Download verfügbar),
„Tropenwald“ (vergriffen, als Download verfügbar), „Sonnen-
energie für Schulen“ (vergriffen, als Download verfügbar),
„Klima“, „Klimaschutz“, „Klimaschutz an Schulen“ und
„Hochwasser“ erschienen.

me aus der Tiefe - Von der Idee
bis zur Umsetzung“, „Kalte Nah-
wärme mit Erdwärme in Bi-
berach: Ein Projekt mit Mo-
dellcharakter“ standen auf der Ta-
gesordnung, eine Diskussions-
runde und eine Fachausstellung
rundeten das Symposium ab.
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Würmtal Holding GmbH & Co. KG:

Kooperationspartner gesucht
Stadtwerke München bringen sich in Position

Die Würmtal Holding GmbH & Co. KG mit Sitz in Gauting
(Landkreis Starnberg) wählt derzeit im Rahmen eines trans-
parenten Verfahrens anhand vorab festgelegter Kriterien ei-
nen Kooperationspartner für die Gründung oder Beteiligung
an einer gemeinsamen Gesellschaft aus. Die Entscheidung dar-
über wird demnächst fallen.

Zweck der Kooperation ist ins-
besondere die Bewerbung um die
Stromkonzessionen in den Ge-
meinden Gauting, Krailling und
Planegg (letztere jeweils Land-
kreis München) mit insgesamt ca.
60.000 Einwohnern, die zur Neu-
vergabe anstehen. 

Die Würmtal Holding GmbH
& Co. KG, deren Gesellschafter
die genannten Gemeinden sind,
ist Gesellschafter zu 100 % der
Regionalwerk Würmtal GmbH &
Co. KG, die bisher im Bereich des
Stromvertriebs tätig ist. Die Um-
setzung des Stromnetzbetriebs
soll, sofern sich die gemeinsame
Gesellschaft in den Verfahren um
die Stromkonzessionen in den
Gemeinden Gauting, Krailling
und Planegg durchsetzen sollte,
im Wege eines sogenannten
Pachtmodells durch den Koope-
rationspartner erfolgen.

Zu den Bewerbern zählen auch
die Stadtwerke München. Nach
eigenen Angaben verfügen sie
über die personelle, technische
und wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit
zum Betrieb von Energieversor-
gungsnetzen. Die SWM stünden
seit Jahrzehnten für eine nachhal-
tige und sichere Versorgung
Münchens und vieler Gemeinden
mit Energie und Trinkwasser. 

Mit den SWM gewinne die
Kommune einen berechenbaren
und seriösen Partner mit regiona-
ler Verwurzelung und kommuna-
lem Hintergrund. Anders als pri-
vate Konzerne seien die SWM
nicht der Gewinnmaximierung
verpflichtet, sondern der Nach-
haltigkeit. Ihr Ziel ist, den Nutzen
für die Bürger, den Wirtschafts-
standort München und die Re-

gion in Summe zu optimieren.
Die SWM sind das einzige Un-

ternehmen in Bayern, das die 
gesamte Wertschöpfungskette
Strom, Erdgas, Wasser und Fern-
wärme, auch den öffentlichen
Personennahverkehr und energie-
nahe Dienstleistungen bis hin zur
Telekommunikation abdecken
kann. In allen Feldern seien Kom-
petenzen vorhanden, die den
Städten und Gemeinden in der
Region zur Verfügung gestellt
werden können. Zudem könnten
die Gemeinden von den Erfah-
rungen, die auf dem Gebiet der
Erneuerbaren Energien gesam-
melt wurden, profitieren.

Partner der Kommunen

Über Jahrzehnte hinweg hätten
sich die SWM bereits als Partner
der Kommunen bewiesen. Aktu-
ell sind sie in mehr als 50 Ge-
meinden im Rahmen von Erdgas-
und Stromkonzessionsverträgen
für die sichere Energieversorgung
verantwortlich. Mit verschiede-
nen weiteren Kommunen haben
die Stadtwerke gemeinsame Ge-
sellschaften zur Wahrung der Da-
seinsvorsorge im Gemeindegebiet
gegründet oder sie übernehmen
die Betriebsführung von Anlagen.

Das Regionalwerk Würmtal,
Ende März 2012 gegründet, ist
ein zu 100 % kommunaler und
regionaler Energieversorger. Was
also, fragen sich die Stadtwerke
München, läge näher als eine Ko-
operation zwischen Regional-
werk und Kommune? Auf Seiten
der SWM ist man jedenfalls ge-
spannt, wie sich die Gemeinden
Gauting, Krailling und Planegg
entscheiden werden. DK

Thüga gewinnt Award mit
Smart Home-App „daheim“

Thüga-App überzeugt bei Nutzerfreundlichkeit und
Geschäftsmodell 

Auf der E-world energy & water 2016 ist die Smart Home-App
„daheim“ der Thüga Innovationsplattform mit dem „Energy App
Award“ im Bereich „Customer Benefit“ ausgezeichnet worden.
Unter insgesamt mehr als 60 Einsendern hat die Jury - bestehend
aus Vertretern von Google, RWE, conenergy und der Wirt-
schaftsWoche - die Thüga-App ausgewählt. 

Bewertungskriterien waren ne-
ben der Vielfalt der Anwendungs-
möglichkeiten für den Nutzer
auch die Frage, ob die App das
alltägliche Leben erleichtern kann
sowie der Umgang mit Datensi-
cherheit, Leistungsfähigkeit und
das Geschäftsmodell hinter der
App. „Bei der Thüga-App haben
uns besonders der Co-Branding
Ansatz sowie die Fürsorgefunkti-
on überzeugt“, begründet Dr. Ro-
man Dudenhausen, Vorstand der
conenergy ag und Vorsitzender
der Jury, die Entscheidung.

Frühe Positionierung

Seit Sommer 2015 ist das
Smart Home-Produkt „daheim“
für die Unternehmen der Thüga-
Gruppe verfügbar. Mit der App
„daheim“ können Nutzer alle
wichtigen Funktionen wie Hei-
zung oder Licht im Haushalt steu-
ern und bleiben informiert über
das Wohl von fürsorgebedürfti-
gen Angehörigen. Entwickelt hat
das White-Label-Produkt die
Thüga Innovationsplattform zu-
sammen mit weiteren Unterneh-
men der Thüga-Gruppe. Die ES-
WE Versorgungs AG, die Maino-
va AG sowie die RhönEnergie
Fulda GmbH haben „daheim“ be-
reits erfolgreich bei Ihren Kunden
eingeführt - weitere Partnerunter-

nehmen stehen vor der Marktein-
führung. „Eine frühe Positionie-
rung in Wachstumsmärkten wie
dem Smart Home-Markt ist es-
sentiell, um sich als kompetenter
regionaler Ansprechpartner zu
etablieren“, meint Dr. Matthias
Cord, stellvertretender Vorsitzen-
der des Vorstands der Thüga Ak-
tiengesellschaft.

Neue marktfähige Lösungen

Für Cord sind Innovationen
Kernaufgabe der Zukunft: „Uns
geht es darum, neue marktfähige
Lösungen für die Unternehmen
der Thüga-Gruppe zu entwickeln.
Wir freuen uns sehr über den
Preis. Er zeigt, dass wir auf dem
richtigen Weg sind. Zugleich ist
er ein Ansporn, weiter gemein-
sam mit den Partnerunterneh-
men nach neuen, attraktiven Ge-
schäftsmodellen zu suchen und
so die regionalen Marken zu stär-
ken.“ Vor diesem Hintergrund hat
sich Thüga Anfang des Jahres
auch am Start-up Unternehmen
eness GmbH aus München betei-
ligt. Eness vertreibt Solaranlagen
mit Speicher über Stadtwerke an
Endkunden. In 2015 haben eness
und Thüga das Produkt „daheim
Solar“ entwickelt, das auf hohes
Interesse bei den Thüga-Partner-
unternehmen gestoßen ist.

Thüga Erneuerbare Energien
erwirbt 14 Megawatt Windpark 
Der 2015 fertiggestellte Windpark nahe Teutschenthal und Wans-
leben im Landkreis Mansfeld-Südharz umfasst vier Anlagen mit
je 3,5 Megawatt (MW) des Anlagenherstellers eno energy GmbH.
Thüga Erneuerbare Energien GmbH & Co. KG hat mit dem
Kauf dieses Windparks die Chance genutzt, ihr Windparkportfo-
lio um einen neuen Anlagentyp zu erweitern. Das Gesamtportfolio
der Gesellschaft ist mit dem Erwerb des neuen Windparks auf
223 MW angestiegen.

Angedacht ist eine strategi-
sche Partnerschaft mit eno ener-
gy, aus der sich in Zukunft wei-
tere Projekte ergeben könnten.
Thüga Erneuerbare Energien
Geschäftsführer Thomas Walther:
„Wir sehen eine Reihe von An-
knüpfungspunkten mit eno ener-
gy. Beginnend bei der gemeinsa-
men Projektentwicklung, über
den Einsatz von eno Windan-
lagen in unseren Projekten bis
hin zum Kauf von schlüsselferti-
gen Windparks.“ 

Viele Anknüpfungspunkte

Die eno energy GmbH aus
Rostock errichtet seit 1999
Windparks in Deutschland und
Europa. Sie hat fast 300 Anlagen
mit einer Gesamtleistung von
rund 550 MW realisiert. Seit
2008 produziert das Unterneh-
men eigene Windenergieanlagen
und hat inzwischen circa hundert
Maschinen errichtet. „Eines un-
serer Ziele ist es, kontinuierlich

und gemeinsam mit namhaften
Partnern Windparks zu ent-
wickeln – das können wir uns
mit der Thüga Erneuerbaren 
Energien sehr gut vorstellen“, so
Karsten Porm, Geschäftsführer
der eno energy.

Eigene Projektentwicklung
kommt gut voran

In eigener Regie baut die Thü-
ga Erneuerbare Energien derzeit
Windparks im mittelhessischen
Lingelbach und im baden-würt-
tembergischen Külsheim. In
Lingelbach hat die Bauphase be-
gonnen. Dort entsteht ein Wind-
park mit neun Anlagen des Typs
Nordex N117 mit einer Naben-
höhe von 140 Metern und einer
Nennleistung von je 2,4 MW. In
Külsheim sind bereits alle fünf
Betontürme des gleichen Anla-
gentyps errichtet worden. Die
Arbeiten kommen gut voran, die
Inbetriebnahme soll planmäßig
im Frühjahr 2016 erfolgen.

Peter Schleifer (rechts) übergab als Inhaber des gleichnamigen
Günzburger Autohauses die Fahrzeugschlüssel an Alois Sporer
(Mitte), dem Leiter des Klimaschutzbüros am Landratsamt.
Links auf dem Foto ist Helmut Kaumeier von erdgas Schwa-
ben. Bild: erdgas schwaben

Landkreis Günzburg:

Klimafreundlicher
Fuhrpark

Die Entscheidung des Landkreises Günzburg, seinen Fuhrpark in
2016 überwiegend mit Erdgasfahrzeugen auszustatten, ist das
richtige Signal für mehr Klimaschutz. Der Anteil der mit Strom
und Erdgas betriebenen Fahrzeuge wurde von einem Drittel auf
drei Viertel erhöht. Statt drei werden nun insgesamt elf mit Erd-
gas betriebene Fahrzeuge der Kompaktklasse eingesetzt. Die
Kreisverwaltung setzt damit das Klimaschutzkonzept des Land-
kreises um. Hier sollen Einrichtungen des Landkreises durch  kli-
mafreundliches Handeln Vorbildfunktion übernehmen.

Für Alois Sporer, Klimaschutz-
beauftragter des Landkreises
Günzburg sind es mehrere Um-
weltaspekte, die für die geleas-
ten Erdgasfahrzeuge ausschlag-
gebend waren: Erdgas-PKWs ha-
ben eine bessere CO2-Bilanz als
vergleichbare Benzin- oder Die-
selfahrzeuge. Außerdem entste-
hen bei der Verbrennung von Erd-
gas kaum Rußpartikel-Emissio-
nen, die ebenfalls zur Klimaer-
wärmung beitragen. Günstig für
den Klimaschutz ist auch die Ent-
scheidung für die Kompaktklas-
se. Diese reicht für durchschnittli-
che Nutzerbedürfnisse vollkom-
men und bietet zudem eine aus-
reichende Sicherheit.

Die Entscheidung des Land-
kreises, mit der Ausweitung der
Erdgasflotte zukünftig noch um-
weltverträglicher und wirtschaft-
licher zu fahren, begrüßte auch
Helmut Kaumeier, Kommunal-
kundenbetreuer von erdgas
schwaben: Die weitgehende Um-
stellung des Fuhrparks auf Erdgas
zeige, dass der Landkreis Günz-
burg bei der Umsetzung seines
Klimaschutzkonzeptes hier eine
Vorreiterrolle übernimmt. Erd-
gasbetriebene Autos gelten im
laufenden Betrieb außerdem als
sehr wirtschaftlich. Dazu tragen
der bis Ende 2018 reduzierte Mi-
neralölsteuersatz und die niedri-
gere Kfz-Steuer bei. hj

Lohr will ein „Green
Hospital“ werden

Bezirkskrankenhaus: Bauausschuss genehmigt
eine halbe Million für PV-Anlage

Würzburg. Mehr als eine halbe Million Euro will der Bezirk
Unterfranken heuer in Photovoltaikanlagen auf dem Campus
des Lohrer Bezirkskrankenhauses investieren. Die Anlagen
sollen Strom für den Eigenverbrauch produzieren, hieß es am
Donnerstag im Bauausschuss des unterfränkischen Bezirks-
tags. Eine Prüfung ergab laut Ottmar Zipperich, Chef des be-
zirklichen Baureferats, dass die Anlagen wirtschaftlich betrie-
ben werden können: „In weniger als zehn Jahren werden sie
sich amortisiert haben.“

Auf insgesamt 2.500 Qua-
dratmeter Dachfläche soll die
Gesamtanlage errichtet werden.
Fünf Häuser, ergab eine Analy-
se, sind hierfür gut geeignet:
Die Häuser 5, 10, 18, 19 sowie
Haus Nummer 40. Nachdem
der Bauausschuss die Maßnah-
me einstimmig befürwortet hat,
soll das Projekt in den kommen-
den Tagen ausgeschrieben wer-
den. Die Installation durch die
Firma, die den Bauantrag erhält,
soll nur wenige Wochen benöti-
gen. Zipperich: „Im Juni könnte
die Anlage in Betrieb gehen.“

Auf dem richtigen Weg

Viel Lob für die Maßnahme
gab es von der CSU-Fraktion
im Bezirkstag. Der Bezirk be-
schäftigt sich schon seit län-
gerem mit der Frage, welchen
Beitrag er zum Klimaschutz lei-
sten kann, erinnerte Fraktions-
mitglied Johannes Sitter aus
Gemünden: „Die Installation der
Photovoltaik-Anlagen ist darum
nur folgerichtig.“ Das Lohrer
Bezirkskrankenhaus sei mit die-
sem Projekt auf dem Weg, ein
„Green Hospital“ zu werden.

Bayerische Initiative

„Green Hospital“ nennt sich
eine Initiative der Bayerischen
Staatsregierung. Die fordert die
Krankenhäuser im Freistaat auf,
ihren Beitrag zu Energiewende
zu leisten. Kliniken verbrau-
chen laut dem Umweltministe-
rium viel Energie, was auch ho-
he CO2-Emissionen zur Folge
hat. Insgesamt lägen die CO2-
Emissionen eines Krankenhau-
ses um das rund 2,5-fache über
denjenigen eines vergleichbaren
Bürogebäudes. Schätzungen zu-
folge könnte allein durch ener-
getische Verbesserungen in
bayerischen Kliniken eine Mil-

lion Tonnen Kohlendioxid ein-
gespart werden. Einsparungen
in dieser Höhe würden gleich-
zeitig dazu führen, dass sich die
innerbetrieblichen Energieko-
sten um über 100 Millionen Eu-
ro verringern.

Bayernweit gibt es inzwi-
schen 24 „Green Hospital“.
Zwei davon befinden sich in
Unterfranken. So wurde das
Klinikum Aschaffenburg mit
seinem Blockheizkraftwerk als
„Green Hospital“ ausgezeich-
net. Außerdem erhielt die be-
zirkseigene Klinik am Würz-
burger Greinberg die Auszeich-
nung. Wobei es sich hier um
ein sehr kleines Krankenhaus
handelt. Andere Bezirke inve-
stierten bereits erhebliche Mit-
tel in ihre großen BKH, um sie
umweltfreundlicher zu ma-
chen.

Erhebliche Investitionen

So investierte der Bezirk
Oberfranken für sein BKH in
Bayreuth 400.000 Euro in intel-
ligente Fassaden- und Fenster-
konstruktionen, um Wärme-
und Kälteverluste zu verhin-
dern. Das BKH Kaufbeuren
(Bezirk Schwaben) erhielt die
Auszeichnung „Green Hospi-
tal“ für sein Biomasseheiz-
kraftwerk und die dezentrale
Warmwasseraufbereitung. Hier-
durch werden die Betriebsko-
sten jährlich um rund 350.000
Euro gesenkt, der CO2-Ausstoß
verringert sich um etwa 4.000
Tonnen.

„Noch können wir das BKH
Lohr nicht ganz selbst versor-
gen, aber auch wir sind auf ei-
nem guten Weg“, kommentier-
te Bezirkstagspräsident Erwin
Dotzel. Mit der neuen PV-Anla-
ge werde ein Anfang gemacht:
„Wobei wir noch lange nicht am
Ende sind.“ Pat Christ

Landkreis München:

29 Kommunen, ein Ziel 
Wie aus der Energievision die Klima- und Energieinitiative

wird - Auftaktveranstaltung am 12. März in Haar

29++ Klima. Energie. Initiative: Hinter diesem Projektnamen ver-
birgt sich Großes. Denn nichts Geringeres als die Ausgestaltung
einer klimafreundlichen Zukunft ist das Ziel der neuen Kam-
pagne des Landkreises München. 

Mit der im Jahr 2006 verab-
schiedeten Energievision hat der
Landkreis München bereits vor
knapp zehn Jahren gezeigt, dass
er in seinem Wirkungsbereich
Verantwortung für seine Klima-
politik übernimmt. Das wirt-
schaftliche Wachstum jedoch er-
schwerte die Umsetzung der in
der Energievision postulierten
Ziele und Ansprüche des Land-
kreises: Statt wie geplant auf dem
Weg zu einer 60- prozentigen En-
ergieeinsparung bis zum Jahr
2050 zu sein, verzeichnete der
Landkreis einen Anstieg im
Landkreis um 25 Prozent. Bis En-
de 2016 soll im Landkreis Mün-
chen deshalb das Projekt 29++
Klima. Energie. Initiative. die bis-
herige Energievision ablösen. 

Name und Logo verdeutli-
chen, dass die Klima- und Ener-
gieinitiative ein Prozess ist, der
in allen 29 Landkreiskommunen
stattfindet. Mit der Anlehnung
des Projektlogos an das Energie-
effizienzsymbol wurde bewusst
eine Gestaltung gewählt, die ei-
ner breiten Öffentlichkeit be-
kannt ist und die direkt mit dem
Thema Energie und Klima-
schutz verknüpft ist. Bewusst
sieht sich der Landkreis in seiner
Anspielung noch nicht auf der
höchsten Energieeffizienzklasse
– auf das dritte „Plus“ soll ge-

meinsam hingearbeitet werden. 
Landrat Christoph Göbel unter-

streicht den Symbolcharakter des
Projektnamens und -logos: „Mit
der Entscheidung für den Projekt-
namen 29++ Klima. Energie. In-
itiative. haben wir uns für eine
Kombination aus dem Energieef-
fizienzsymbol und der Anzahl der
Landkreiskommunen entschie-
den. Das ist zugleich der entschei-
dende Ansatz unserer Initiative:
Wir suchen die Lösung auf die
Herausforderung Klimawandel
im Dialog. Und zwar mit allen
Bürgerinnen und Bürgern in allen
29 Städten und Gemeinden. Al-
leine kann das Landratsamt diese
Aufgabe nicht bewerkstelligen.“ 

Bewusst wurde auch der Be-
griff „Initiative“ gewählt. Jeder
Einzelne ist aufgerufen, aktiv zu
werden und selbst die Initiative
zu ergreifen. Nach der Energievi-
sion aus dem Jahr 2006, die eine
wichtige Vorbereitung für die
Umsetzung des Projektes 29++
Klima. Energie. Initiative. dar-
stellt, soll nun in den Bereichen
Klima und Energie ein gemeinsa-
mes Wirken aller Landkreiskom-
munen folgen. 

Mit der Auftaktveranstaltung
am 12. März 2016 im Bürgerhaus
in Haar beginnt der partizipative
Prozess der inhaltlichen und stra-
tegischen Ausgestaltung.
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Modernes Leben braucht Energie. Aber wer sorgt für den Energiefluss?

Wir beliefern alle Energieversorger - vom kleinsten bis zum größten. www.langmatz.de

Aussteller

Light+Building 2016

Langmatz Breitband-Symposium + Open House:

Als Branchentreff etabliert
Mehr als 300 Teilnehmer aus Deutschland und anderen eu-
ropäischen Ländern trafen sich in Garmisch-Partenkirchen zu
spannenden Themen rund um die Entwicklung von Breit-
bandnetzen und deren Vermarktung.

Hochkarätige Referenten be-
richteten über die Herausfor-
derungen bei der Glasfaserer-
schließung vom Central Office
bis zum Teilnehmer, ebenso wie
beim Aufbau der Gebäudeinfra-
struktur. Auch die Möglichkei-
ten neuer Technologien in der
Übertragungstechnik und der
Betrieb dieser Netze wurden
vorgestellt.

Systeme und Neuheiten

Am zweiten Tag präsentierte
sich das Open House im Werk
in Oberau mit 16 Partnerfirmen
aus der Branche. Neben den
Ausrüstern für die passive Infra-
struktur nahmen erstmals die
Firmen Acal BFi, AVM und
Keymile teil, die das Produkt-
portfolio mit ihrer aktiven Tech-
nik ergänzten. Hier informierten

sich die Besucher über alle Sys-
teme und Neuheiten zum Auf-
bau und Betrieb von Glasfaser-
netzen. Auch Langmatz stellte
aktuelle Entwicklungen wie den
neuen Glasfaserhaupt- und
Netzverteiler vor, mit denen ein
Netzausbau modular und wirt-
schaftlich erfolgen kann.

Hoher Qualitätsstandard

In verschiedenen Workshops
konnten die Teilnehmer ihr Wis-
sen rund um das Thema Glasfa-
serinstallation im Haus und akti-
ve Netzsimulationen ausbauen.

Führungen durch die Ferti-
gung der Langmatz GmbH und
die Demonstration der Prüfpres-
se für Kabelschächte im Techni-
kum zeigten den hohen Qua-
litätsstandard der Langmatz-
Produkte auf.

Zum Feldteststart im März 2015 nahm Josef Schweinberger,
Bürgermeister von Buchloe, gemeinsam mit Landrätin Maria
Rita Zinnecker, Norbert Schürmann, Vorstandsmitglied von
LEW, und Prof. Dr.-Ing. Wolfgang Mauch von der For-
schungsstelle für Energiewirtschaft (FfE) 16 Ladepunkte am
P&R-Platz in Buchloe in Betrieb (v. l.).

Elektroautos 
intelligent laden

In der Energiewende kommt der Elektromobilität eine Schlüs-
selrolle zu, denn Elektroautos sind nicht nur leise und umwelt-
freundlich – sie können auch als mobile Speicher dienen und
zur Stabilisierung der Stromnetze beitragen. Das Projekt
ePlanB will mit einem intelligenten Lademanagement die 
Energiezukunft auf die Straße bringen.

Bis 2021 soll die Hälfte des
Stroms in Bayern aus erneuer-
baren Energien wie Sonnen-
und Windkraft erzeugt werden.
Doch reicht der Ausbau der
neuen Energiequellen für eine
erfolgreiche Energiewende al-
leine nicht aus. Der Ausgleich
von wetterbedingten Schwan-
kungen der Erzeugung aus er-
neuerbaren Energien ist eine der
zentralen Herausforderungen
der Energiewende. Auf dem
Weg in die Energiezukunft müs-
sen deshalb neue Technologien
entwickelt und umgesetzt wer-
den. LEW hat dazu eine Reihe
von Pilotprojekten aufgelegt,
um zu untersuchen, welche
Technik sich für den Einsatz in
der Praxis bewährt.

Mobile Speicher

Elektrofahrzeuge sind nicht
nur leise und umweltfreundlich
– sie können auch als mobile
Speicher dienen und damit in
Zukunft auch zur Stabilisierung
der Stromnetze beitragen. Und
sie eignen sich ideal für Pendler,
weil deren Fahrzeuge meist län-
ger parken als fahren und viel
Spielraum für ein flexibles La-
den bieten. Im Idealfall wird das
Fahrzeug dann geladen, wenn
gerade viel Strom aus Photovol-
taikanlagen erzeugt wird. 

ePlanB: Elektromobilität
als umweltfreundliche
Alternative

Gemeinsam mit der Stadt
Buchloe, dem Landkreis Ostall-
gäu und der Forschungsstelle
für Energiewirtschaft (FfE) un-
tersuchen die Lechwerke (LEW)
im Forschungsprojekt ePlanB,
wie das am besten und ohne
Komfortverlust gelingt. „e“
steht für Elektromobilität,
„B“ für den Versuchsort: das
Park&Ride-Gelände in Buchloe.
Buchloe, das Tor zum Allgäu, ist
mit zahlreichen Pendlern aus ei-
nem großen Einzugsgebiet ein
idealer Standort für das For-
schungsvorhaben. Mehr als 500
Pendler stellen täglich ihr Auto
auf dem Park&Ride-Platz am
Bahnhof ab und fahren mit der
Bahn weiter. 

Ziel des Projekts ist, ein intel-
ligentes Lademanagement zu
entwickeln. Die Batterien von
geparkten Elektroautos sollen
dann laden, wenn viel Strom

aus heimischen erneuerbaren
Energiequellen eingespeist
wird. Dabei sollen die Netz-
infrastrukturen möglichst effizi-
ent genutzt werden. Zugleich
sollen Pendler stärker für das
Thema Elektromobilität sensi-
bilisiert werden.

Praxistest 
mit 56 Pendlern

Im Frühjahr 2015 startete der
zweijährige Praxistest: Insge-
samt 56 Pendler erhalten Elek-
troautos, mit denen sie jeweils
sechs Monate lang klimafreund-
lich pendeln. Tagsüber laden die
Autos am Park&Ride-Platz am
Bahnhof in Buchloe, abends
fahren die Pendler mit voller
Batterie wieder nach Hause.
Dazu hat LEW eine Ladeinfra-
struktur aus acht Ladesäulen
mit insgesamt 16 Ladepunkten
errichtet. Zum Einsatz kommen
Fahrzeuge der Typen BMW i3,
Mitsubishi i-MiEV, Nissan Leaf,
Renault Zoe, Smart fortwo ed,
und VW E-Golf. Sie wurden bei
Autohäusern aus der Region be-
schafft und haben Reichweiten
zwischen 140 und 210 Kilome-
tern. 

Geeignete Teilnehmer wur-
den auf Basis einer Befragung
und anschließender Fahrpro-
filauswertung ermittelt. Ent-
scheidende Kriterien waren vor
allem die Pendelhäufigkeit und
eine möglichst hohe Pendel-
distanz, um die zu ladende En-
ergiemenge zu erhöhen. Nach
Auswertung der Fahrprofile
wurden die Teilnehmer für die
ersten beiden Feldtestphasen
ausgewählt.

Fahr- und Ladeverhalten

In der ersten Phase – von
März bis September 2015 –
wurden die Autos noch unge-
steuert geladen. Das heißt, das
Laden begann sofort, sobald die
Fahrzeuge an die Ladesäule ge-
steckt wurden. In dieser Phase
wurden Daten zum Fahr- und
Ladeverhalten aufgezeichnet,
etwa wann und wie viel an jeder
Ladesäule geladen wurde. Die
Referenzdaten bestätigen, dass
beim ungesteuerten Laden die
größte Strommenge morgens
um sechs Uhr bezogen wird.
Die Erzeugungsspitze der Pho-
tovoltaikanlagen beginnt jedoch
meist erst mittags – wenn die

Batterien der Fahrzeuge schon
wieder fast ganz geladen sind.
Diese Abweichung machte
deutlich, dass ein dynamisches
Laden notwendig war. 

Intelligente 
Ladesteuerung

Mithilfe dieser Referenzdaten
haben die Projektpartner eine
Steuerung für das intelligente
Lademanagement entwickelt.
Dies ermöglicht ein flexibles
Laden und verschiebt den Lade-
vorgang in Zeiten, in denen die
Einspeisung durch PV-Anlagen
am höchsten ist. Im September
2015 begann die zweite Feld-
testphase – und damit auch das
gesteuerte Laden. Dazu müssen
die Projektteilnehmer entweder
über eine Website oder direkt
vor Ort an einem zentralen Ter-
minal Daten zum aktuellen Bat-
terieladezustand und der ge-
planten Parkdauer eingeben.
Mithilfe der Ladesteuerung sol-

len die Fahrzeuge dann gela-
den werden, wenn viel Energie
aus Photovoltaikanlagen einge-
speist wird. So bringt LEW die
Energiezukunft auf die Straßen.

Praxistests

Als Energieversorger sind die
Lechwerke seit mehr als einem
Jahrhundert der Energiepartner
in Bayerisch-Schwaben und
Teilen Oberbayerns. Seit vielen
Jahren engagieren sich die
Lechwerke für die Elektromobi-
lität in der Region. Derzeit be-
treibt das Unternehmen rund
50 öffentlich zugängliche La-
desäulen und verleiht an Unter-
nehmen und Kommunen Elek-
trofahrzeuge für Praxistests.
Zudem ist LEW regelmäßig
mit einer E-Mobility-Road-
show in der Region unterwegs,
damit möglichst viele Men-
schen das Fahrgefühl der kli-
mafreundlichen Mobilität selbst
erleben können.

Ziel des Projekts ist, ein intelligentes Lademanagement zu ent-
wickeln. Die Batterien von geparkten Elektroautos sollen dann la-
den, wenn viel Strom aus heimischen erneuerbaren Energiequel-
len eingespeist wird. Dabei sollen die Netzinfrastrukturen mög-
lichst effizient genutzt werden. Unser Bild zeigt den Zwi-
schenstand während der ersten Feldtestphase im August 2015.

Schwimmende Panels: 

Themse wird
zum Solarpark

23.000 Einheiten auf rund 130 Hektar
sollen 6,3 Megawatt produzieren

Großbritannien wird im Mai die größte schwimmende Solar-
anlage der Welt enthüllen. Das Solarfeld soll die Elektrizität
für die Wasseraufbereitungsanlagen in und rund um London
bereitstellen und wurde auf dem Queen Elizabeth Reservoir,
rund 20 Kilometer von London entfernt, aufgebaut. Es besteht
aus 23.000 Solarpanels, die auf über 61.000 schwimmenden
Plattformen mit 177 Ankern auf ihren Plätzen gehalten wer-
den. Die Gesamtfläche des Solarfeldes beträgt rund 128,3 Hek-
tar und hat einen Umfang von 4,3 Kilometer.

Die Kapazität liegt bei 6,3
Megawatt. Die Anlage soll im
ersten Jahr 5,8 Mio. Kilowatt-
stunden generieren. Das Projekt
ist Teil eines Versprechens des
Wasserversorgungsunternehmens
Thames Water http://thameswa-
ter.co.uk , langfristig ein nachhal-
tigeres Unternehmen zu werden,
indem es seine eigene Elektrizität
produziert. Bis 2020 soll ein
Selbstversorgungsgrad von 33
Prozent erreicht werden. Derzeit
liegt dieser bei 12,5 Prozent.

Konstante Kühlung 
durch Fließwasser

Das 8,3 Mio. Dollar schwere
Projekt will auch zeigen, dass
schwimmende Solarfelder Vor-
teile gegenüber Landanlagen
besitzen. So erfolgt bei schwim-
menden Solarzellen eine kon-
stante Kühlung durch das unter-
halb fließende Wasser. Schwim-

mende Solarfelder sind zudem
deutlich leichter und billiger
herzustellen. Denn die Panels
werden auf der Plattform plat-
ziert und fließen danach zum
Hauptelement, wo sie zusam-
mengefügt und verankert wer-
den. Dies macht auch das Hin-
zufügen von Panels in der Zu-
kunft sehr einfach.

Schwimmendes Solarfeld

Ein weiterer Vorteil liegt dar-
in, dass die Panels Platz in An-
spruch nehmen, der sonst für
keinen anderen Zweck genutzt
wird und somit auch keinen an-
deren Ressourcen Platz weg-
nehmen. In diesem speziellen
Fall hat das schwimmende So-
larfeld noch eine andere Funk-
tion: Es schirmt das Wasser vor
den Sonneneinstrahlen ab und
verhindert somit das Algen-
wachstum. pressetext
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Überzeugend: Der Ladog T 1700 in neuem Design. 

Neuer Ladog 
wird größer

Ladog T 1550 wird nach oben hin erweitert
Aufgrund der Nachfrage der Ladog-Kunden nach einem größe-
ren Ladog wird das Fahrzeugprogramm „nach oben“ erweitert.
Der Ladog T 1700 hat eine, mit ca.1700 mm, breitere Kabine. Die
Kabine ist mit einem neuen Design ausgestattet. 

Das Design wirkt sehr modern
und ist trotzdem sehr zweck-
mäßig in Bezug auf eine optimale
Sicht auf die Frontanbaugeräte.
Die Fahrzeugbreite über alles
wächst auf ca. 1850 mm. Der
Drei-Seiten-Kipper wird der
Fahrzeugbreite angepasst und so-
mit vergrößert. Die DIN-Frontan-
bauplatte kann schwere Schnee-
pflüge optimal aufnehmen. 

Optimale Sicht

Innen in der Kabine findet ein

Fahrer sehr großzügige Platzver-
hältnisse. Eine optimale Sicht
nach vorne und vorne-unten be-
wirkt das zum Fahrer geneigte
Armaturenbrett. Neue, optimierte
Bedienungsinstrumente machen
die Bedienung und Steuerung der
Anbaugeräte für den Fahrer sehr
einfach. Alles wirkt übersichtlich. 

Daumen-Joystick

Ein „Bedienungs-Highlight“
für die Fahrer ist der neue „Dau-
men-Joystick“. Über diesen las-

sen sich die Anbaugeräte einfach
steuern. Der Daumenjoystick ist
proportional, d.h. die Schnellig-
keit der Bewegungen der Anbau-
geräte wird umso schneller, je
stärker der Daumenjoystick be-
wegt wird.

Rückfahrautomatik

Eine einschaltbare Rückfahrau-
tomatik für den Schneepflugbe-
trieb ist integriert. Ebenso eine
Komfortsteuerung für einen Va-
rio-Schneepflug, bei der sich die
beiden Seitenteile gemeinsam
verstellen lassen, ohne jede Seite
einzeln steuern zu müssen. Die
Motorisierung des Ladog T 1700
und auch des Ladog T 1550 wird

durch einen 6-Zylinder VM-Tur-
bodiesel-Motor mit Abgasnorm
Euro 6 ergänzt. 

Der Motor leistet 105 kW (145
PS) und steigert die ohnehin schon
hervorragenden Fahrleistungen
und auch Schubleistungen der La-
dog-Fahrzeuge um ein vielfaches.
Auch der Ladog T 1700 kann
durch den Einbau von Planenten-
achsen sowohl seine Schublei-
stung im Gebirge und beim
Schneeräumen verbessern als auch
durch eine wesentliche Erhöhung
der Bodenfreiheit punkten. „Wir
haben den passenden Ladog für
Ihren Bedarf“, so die Aussage
von Alfred Bertsche. 
Weitere Informationen unter:
www.bertsche-online.de 

Mobiworx 
erhält Zuschlag

Land Niedersachsen stattet Betriebsdienstfahrzeuge mit
Telematiksystemen des Raublinger Unternehmens aus

Das Telematik-Unternehmen Mobiworx hat in einer europawei-
ten Ausschreibung den Zuschlag für die Ausstattung der Be-
triebsdienstfahrzeuge der niedersächsischen Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr auf Autobahn- und Straßenmeistereien
erhalten. 

Schon ab dem Frühjahr 2016
sollen ein Großteil der Fahrzeuge
des Betriebsdienstes mit den 
MobiDat Telematik-Systemen
ausgestattet werden. Nach einem
mehrstufigen Vergabeverfahren
wurde die Firma Mobiworx Tele-
matik GmbH ausgewählt. Sie soll
die vollständige Dienstleistung
der Einsatzdatenerfassung der
Fahrzeuge und Geräte mit Netz-
und Produktbezug, des Daten-
transfers, der Datenhaltung und
der Bereitstellung des Berichts-
wesens über die vereinbarte Ver-
tragslaufzeit erbringen. 

Jürgen Potocnik, Geschäfts-
führender Gesellschafter der Fir-
ma Mobiworx, äußerte sich er-
freut über den Auftrag: „Wir freu-
en uns sehr, das Land Nieder-
sachsen mit unseren Telematiksy-
stemlösungen unterstützen zu
dürfen“, so Potocnik. „Dieser
Auftrag sichert uns die langfristi-
ge Zusammenarbeit mit der Lan-
desbehörde und bietet uns die
Chance zum weiteren Ausbau un-
serer Geschäfte im nördlichen
Bundesgebiet.“

Das Land Niedersachsen ist
flächenmäßig nach Bayern das
zweitgrößte Land der Bundesre-
publik Deutschland. Neben ei-
nem 1.371 km umfassenden
Bundesautobahnnetz unterhält
die NLSTBV ein Straßennetz
von ca. 16.232 km. Hinzu kommt
noch ein Radwegenetz mit einer
Streckenlänge von umgerechnet
9.016 km (Quelle: www.straßen-
bau.niedersachsen.de). 

Die MobiDat-Telematiksystem
Lösungen sollen in Zukunft so-
wohl die Fahrer, als auch die Ver-
waltung entlasten und Effektivität
und Qualität im Betriebsdienst
positiv beeinflussen. Durch eine
digitale und automatisierte Date-
nerfassung soll mehr Souverä-
nität in der Rechtssicherheit, eine
effizientere Kostenkalkulation
und eine weitere Verbesserung
auf dem Gebiet des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes der Mitar-
beiter im Betriebsdienst erreicht
werden. Mit der bema 35 Dual spart der Anwender Zeit und Geld. 

Kehrmaschine:

Die neue bema 35 Dual
ist jetzt noch effizienter

Die bema GmbH Maschinenfabrik steht für innovative Sauberkeit
und arbeitet permanent an der Weiterentwicklung und Optimie-
rung ihrer Produkte. Nachdem im letzten Jahr die bema Kommu-
nal 520 Dual einem Optimierungsprozess unterzogen wurde, be-
kommt nun die bema 35 Dual ein neues Gesicht. Bereits seit Mitte
des letzten Jahres steht die Ausrichtung der neuen Maschine fest.
Sie sollte noch effizienter, stabiler und vor allem flexibler werden.
Passend zur bauma wird die Maschine nun vorgestellt.

Die bema 35 Dual, die weiter-
hin in den Arbeitsbreiten 2.050
mm, 2.300 mm, 2.600 mm und
2.800 mm erhältlich ist, weist ne-
ben einem neuen Outfit zahlrei-
che neue technische Features auf.
So ist die Sammelwanne um 
20 % größer und lässt sich insge-
samt mit einem Winkel von über
90 Grad öffnen. 

Der Anwender hat die Mög-
lichkeit, jetzt noch flexibler mit
dem Dual System ganzjährig zu
arbeiten. Ohne Umrüstarbeiten
und Ausfallzeiten kann die neue
bema 35 Dual effizienter sowohl
schmutzaufnehmend als auch
freikehrend im Einsatz zum Bei-
spiel gegen Schnee genutzt wer-
den. Ein weiteres Highlight ist
das „bema-Meter“. Diese
Höhenniveau-Kontroll-Anzei-
ge gewährleistet, dass der Roll-
wagen immer in einem optimalen
Bereich geführt werden kann.

Eigenschaften, die sich seit
Jahren bewährt haben, wurden in
der neuen Version der bema 35
Dual wieder aufgegriffen. So fin-
det der Anwender den originalen
bema-Hydroblock auf der Ma-
schine, der alle hydraulischen
Steuerungs- und Sicherungsele-
mente, wie Überdruckventil,
Nachlaufsicherung der Kehrwal-
ze, Umschaltventil für die

Schmutzsammelwanne und die
Anschlussmöglichkeit für einen
Seitenkehrbesen enthält. Alle Ele-
mente vereint in einem Modul er-
möglichen die Absicherung ge-
gen potentielle technische Proble-
me sowie die aufwandsarme
Nachrüstbarkeit diverser Ausstat-
tungsmerkmale. 

Weiterhin kann der Nutzer die
Vorteile der stufenlosen Kehrwal-

zeneinstellung genießen. Diese
garantiert durch die passgenaue
und exakte Einstellung der Kehr-
walze eben ohne Abstufungen ein
optimales Kehrergebnis. Der An-
wender spart Zeit und Geld. Auch
mit den komplett innenliegenden
Hydraulikmotoren sind zusätzli-
che Kosten minimiert, da die Mo-
toren nicht beschädigt werden.

Insgesamt wurde bei dem Re-
launch der neuen bema 35 Dual
auf eine noch bessere Abstim-
mung aller Komponenten für
noch optimalere Kehrergebnisse
geachtet. Zu bestaunen sein wird
die neue Version der bema 35
Dual auf der internationalen Mes-
se bauma in München. 

Clevere Technik für Schild und Streuer
Ein Trend ist erkennbar: Anbaugeräte für Kompakttraktoren und
andere Trägerfahrzeuge legen technologisch zu. Die Wiedenmann
GmbH aus Rammingen zeigt Anwendern und Entscheidern, wie
produktiv Schneeschilde und Streuerbereits heute sind. Das schwä-
bische Unternehmen präsentierte jüngst das „Vario Flex“ - ein va-
riables Kombi-Federklappenschild für Profis, die mit maximaler
Flexibilität hoch effizient arbeiten wollen.
Weitere Informationen unter: www.wiedenmann.de 

Toptechnik fürAutobahn- und Straßenmeistereien: 

15 neue Unimog 
für Hessen Mobil

Ganzjahreseinsatz mit 
vielseitigem Aufgabenspektrum

Gleich 15 neue Unimog von Mercedes-Benz hat Hessen Mobil, das
Verkehrs- und Straßenmanagement des Bundeslandes, in Betrieb
genommen. Sie werden über das ganze Jahr eingesetzt und helfen
wesentlich mit, auf den Autobahnen, Bundes- und Kreisstraßen
des Landes höchst mögliche Mobilität zu gewährleisten. Die zwölf
Unimog U 527 und drei Unimog U 423 wurden jüngst in Her-
born von der Unimog-Generalvertretung Minufa an 15 hessische
Autobahn- und Straßenmeistereien übergeben. 

Die Unimog sind bereit für den
Sommer- und Winterdienst, für
die Räumung von Schnee und
Eis, für die Pflege von Straßenbe-
gleitgrün vom Gras bis zum
Baum, für das Reinigen der
Straßenausstattung wie beispiels-
weise Leitpfosten sowie für die
Absicherung von Unfall- und
Baustellen – ein anspruchsvolles
Einsatzfeld, in dem der Unimog
seit jeher zu Hause ist.

Hohe Effizienz beim Fahren
und im Geräteeinsatz

Der Grund der hohen Effizienz
des Profi-Geräteträgers liegt so-
wohl beim Fahren wie auch beim
Einsatz leistungsstarker An- und
Aufbaugeräte. Die BlueEfficiency
Power-Motoren – im Unimog 
U 423 ist es ein Vierzylinder mit
170 kW(231 PS) und im Unimog
U 527 ein Sechszylinder mit 
200 kW (272 PS) – erfüllen die
europäische Abgasnorm Euro VI
und arbeiten betont effizient durch
sparsamen Kraftstoffverbrauch. Al-
le ausgelieferten Unimog sind mit
einem Kombinationsmähgerät der
Firma Mulag ausgerüstet. Für einen
optimalen und flexiblen Einsatz
wurden die Unimog noch zusätz-
lich mit Dachlampenträgern, licht-
starken Warnleuchten sowie mit
zuschaltbaren Schnee-Schleuder-
ketten der Firma Rud komplettiert.

Als Profi-Geräteträger bietet
der Unimog dem Fahrer wertvol-
le Entlastung im schwierigen Ar-
beitsalltag. Das zeigt sich im
Fahrkomfort auf Lkw-Niveau, in
der modernen Freisichtkabine, in
der einfachen Bedienung der

Geräte über Joystick und im kom-
fortablen Wechsel zwischen dem
stufenlos regelbaren hydrostati-
schen Antrieb im Geräteeinsatz
für Arbeitsgeschwindigkeiten
von null bis 50 km/h und dem
mechanischen Schaltgetriebe für
die effiziente Fahrt auf der Straße
bis 90 km/h. Nicht mehr wegzu-
denken ist außerdem der VarioPi-
lot: Lenkrad und Pedale lassen
sich vom Fahrerplatz auf den Bei-
fahrerplatz verschieben, um von
dort aus beim Fahren die Arbeit
der Geräte überwachen und steu-
ern zu können. Ein hohes Sicher-
heitsniveau belegen unter ande-
rem die Rückfahrkamera sowie
Zusatzscheinwerfer an der A-
Säule und auf dem Dach.

Dichtes Netz
für hohe Mobilität

Umweltverträglichkeit und
Wirtschaftlichkeit – an diesen
Anforderungen richtet Hessen
Mobil seine Beschaffungen aus.
Der landeseigene Betrieb hat die
Aufgabe, Mobilität zu sichern
und damit sowohl zur Verkehrssi-
cherheit wie auch zu einer positi-
ven wirtschaftlichen Entwicklung
beizutragen. Im Bundesland Hes-
sen arbeitet daran ein Netz von
zwölf Hessen Mobil-Standorten
und 60 Autobahn- und Straßen-
meistereien. Und der Unimog ist
stets mittendrin, wenn es darum
geht, den Verkehr in Fluss zu hal-
ten. Zum Beispiel auf der Auto-
bahn am Frankfurter Kreuz, wo
binnen 24 Stunden 3.350.000
Fahrzeuge gezählt werden - bei
steigender Tendenz. 

Die neuen Unimog von Mercedes-Benz wurden jetzt durch die
Unimog-Generalvertretung Minufa übergeben. 

Fendt 1000 Vario 
gewinnt iF Design Award Gold

Jüngst wurden im Rahmen einer glamourösen Preisverleihung in
der BMW Welt München die Gold-Gewinner des iF DESIGN
AWARD 2016 gefeiert. Aus über 5.300 eingereichten Produkten aus
mehrals 50 Ländern wurden nur75 mit dem Prädikat Gold gewür-
digt. Der Fendt 1000 Vario erhielt Gold in der Kategorie „Produkt“.

Die internationale Jury aus 58
hochkarätigen Designexperten
orientierte sich an Bewertungskri-
terien wie Ästhetik, Umsetzbar-
keit, Ausführung, Innovations-
grad, Nutzerfreundlichkeit/Ergo-
nomie, Markenidentität, Sicher-
heit, Umweltverträglichkeit und
Zielgruppenansprache. Der Fendt
1000 Vario konnte die Experten
sowohl im Konzept als auch in
der praktischen Begutachtung
überzeugen.

Das Urteil der Jury: „Dieser
Traktor zeichnet sich durch ein-
drucksvolle Optik und markante
Präsenz aus. Jedes Detail – Rah-

menelemente, technische Kom-
ponenten, Innenraumergonomie,
HMI und Karosserie – ist auf
höchstem Niveau ausgearbeitet.
Ein rundum ausgefeiltes Konzept,
in dem die herausragende techni-
sche Leistungseffizienz eines
Nutzfahrzeugs mit zeitgemäßer
Gestaltung auf überaus gelungene
Weise verbunden ist.“ 

Damit steht der Vario 1000 zu-
sammen mit dem Audi A4, dem
MAN Kombibus Lion`s Intercity
und dem FXX K von Ferrari in
der Disziplin „Automobiles/Ve-
hicles/ Bikes“ auf dem obersten
Treppchen. 
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Der Unimog auf der Bauma  
Halle B4, Stand 136

Überzeugt Kämmerer und Fahrer 
zugleich: der Unimog.
Kompakt, kraftvoll, robust: die Kommunalprofis von Mercedes-Benz. Städten 
und Gemeinden gehen die Aufgaben nie aus. Die Budgets dagegen werden knapper. 
Verlangen Sie deshalb nach wirtschaftlichen und viel seitigen Lösungen. Der Unimog 
macht Ihnen die Entscheidung leicht: ob besonders kompakt (U 216 / U 218), 
besonders kraftvoll (U 318 bis U 530) oder besonders robust und geländegängig 
(U 4023 / U 5023). Ihr Unimog Partner beweist es Ihnen gerne. 
www.mercedes-benz.de/unimog

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne-Unimog GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127,  
E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Zahlreiche Anbaugeräte für den Unimog wurden präsentiert.

Wilhelm Mayer Nutzfahrzeuge:

Winter-Tour 2016
Nutzen nach Maß: So lautet das Leitbild des Familienunterneh-
mens Wilhelm Mayer Nutzfahrzeuge, das bereits 1901 in Neu-
Ulm gegründet wurde. Erklärtes Ziel des Unternehmens ist es,
den Kunden aus der Kommunaltechnik, der Landwirtschaft und
dem Dienstleistungssektor individuelle und maßgeschneiderte
Problemlösungen in bester Qualität und mit perfektem Service
anzubieten. 

Die Geschichte von Wilhelm
Mayer Nutzfahrzeuge ist eng mit
dem Unimog verbunden. „Zu Be-
ginn der Mechanisierung der
Landwirtschaft“, erläutert Ge-
schäftsführer Prof. Gerhard May-
er, „entwickelte der Firmengrün-
der Wilhelm Mayer das „Stahl-
pferd“, von dem 30 Stück ver-
kauft wurden und das auch als
Ideengeber für den Unimog, das

UNIversalMOtorGerät, fungier-
te.“ Der Unimog ist noch heute
das Zugpferd der Firma, natürlich
werden auch Fahrzeuge anderer
Hersteller – wie Holder, Hansa,
Lindner und Bonetti – angeboten.
Diese, im Vergleich zum Unimog,
kleineren Geräteträger spiegeln
aber genauso die Unimog-Idee
vom Universaleinsatz wieder, nur
eben in kleinerem Maßstab. 

Leistungsschau

Was alles im Bereich der Kom-
munaltechnik möglich ist, prä-
sentierte der Nutzfahrzeuge-
Händler, in Zusammenarbeit mit
der Unimog-Generalvertretung
SKSW Knoblauch auf der dies-
jährigen Winter-Tour und lud zur
Leistungsschau nach Bopfingen,
Wigratzbad und Schluchsee ein.
Gezeigt wurden 46 Geräteträger –
vom kleinen Schmalspurfahrzeug
bis hin zum Unimog der 300 PS-
Klasse – inklusive aller erdenkli-
chen Anbaugeräte zum Räumen,
Fräsen, Streuen, Solesprühen,
Mähen, Mulchen, Kehren, Sau-

gen, Spülen, Schwemmen,
Gießen und Reinigen. Mit dabei
waren Holzhackmaschinen und
Absetzsysteme, Tandem-Anhän-
ger, Krane und Winden, Fahrzeu-
ge für den 2-Wege-Einsatz (also
auch auf Schienen) sowie natür-
lich Ausrüstung für den Winter-
dienst, wie Schneeketten, Schleu-
derketten und Schneepflüge. 

Mähkombination

Eines der vielen Highlights war
die Mähkombination aus dem
Hause MULAG, bestehend aus
einem Front- und einem Heck-
ausleger, die Gebietsverkaufslei-
ter Peter Hofmann vorstellte.
Nach seinen Ausführungen bietet
der Unimog, wegen seiner hohen
Achslasten, den hydraulischen
Antrieben und dem Bedienkom-
fort, für Mähgeräte von MULAG

die beste Basis. „Der Trend geht
eher weg von klassischen Mäh-
kombinationen mit schwerem
Doppelmäher in der Front, hin zu
einer aufgelösten Bauweise mit
klassischem Mäher vorne und
Heckausleger“, führte Hofmann
aus. Somit hat der Fahrer, der
während des Mähbetriebs durch
die Wechsellenkung des Uni-
mogs auf der rechten Seite sitzt,
beide Mähgeräte (der Heckausle-
ger wird mittels seines Parallelo-
gramm-Arms nach vorne ge-
schwenkt) perfekt im Blick. 

Wenig Verschleiß

Durch den Heckaufbau redu-
ziert sich die Vorderachsbela-
stung und das Gewicht verteilt
sich sauber auf vier Räder, was
weniger Verschleiß bedeutet.
Außerdem lassen sich beide
Mähausleger auf 7 bzw. 7,30
Meter ausfahren und so die
benötigte Anzahl der Durchfahr-
ten verringern: Statt fünf bis sechs
Durchfahrten werden nur noch

zwei bis drei benötigt, da bei je-
der Fahrt zwei Schnitte gleichzei-
tig möglich sind.

Auslastung der Fahrzeuge
deutlich verbessert

Hartmut Pianski vom Staatli-
chen Bauamt Schweinfurt hat
sich bereits 2014 für eine
MULAG-Mähkombination mit
Front- und Heckausleger ent-
schieden. „Die Auslastung des
Fahrzeugs und die Leistungs-
fähigkeit hat sich deutlich ver-
bessert“, konnte er berichten,
„die Mäharbeiten werden schnell
und wirtschaftlich im Ein-Mann-
Betrieb erledigt.“

Die beiden Geschäftsführer
Prof. Gerhard Mayer und Tim
Oßwald von Wilhelm Mayer
Nutzfahrzeuge zeigten sich be-
geistert angesichts der eindrucks-
vollen Resonanz auf die Winter-
Tour 2016. Zu den drei Veranstal-
tungsterminen hatten sich insge-
samt 1.500 Besucher angekün-
digt. CH

Über 20.000 Stunden
mit dem Unimog 

unterwegs
Straßenwärter Thomas Geiger im Winterdienst

Stuttgart/Sonthofen – Thomas Geiger aus Immenstadt klatscht
genüsslich mit der Hand auf ein Stück orangefarbenes Blech. In
der Mitte ein Stern. „Dieser Typ lebt von seinem super Ruf und
seiner genialen Technik“, strahlt er. 

Thomas Geiger ist Straßenwär-
ter im Sonthofener Winterdienst.
Einer von 32 gestandenen Män-
nern. Sein Arbeitsgerät: Ein Uni-
mog. Ein U 500, 210 kW (286
PS). Der überall durchkommt auf
vier Riesen-Rädern. Wo andere
stecken bleiben, frisst er sich
locker durch den Schnee und ge-
fährlich glatte Straßen. Räumt al-
les weg - wie eine Sturmböe eine
Luftmatratze. „Der U 500 ist zu-
verlässig, schnell, wendig, über-
sichtlich und vor allem vielseitig
anwendbar“, schwärmt der kerni-
ge Straßenwärter mit dem silber-
grauen Rauschebart. 

38 Jahre Einsatz 
im Winterdienst 

1978 saß er zum ersten Mal in

einem Unimog – es war ein 
U 403. Direkteinspritzer, 4-Zy-
linder-Reihen-Dieselmotor, 54
PS. Konkurrenzlos. Weitere Mo-
delle folgten. Geigers Unimog-
Bilanz: In 38 Jahren insgesamt
60.000 Betriebsstunden, davon
20.000 im knochenharten Win-
terdienst. Rund um Sonthofen,
26 Gemeinden, 270 Kilometer
Straße. Tausende Tonnen Schnee
zur Seite „gebügelt“. 

Süchtig nach Schnee  

Der 500er braucht den Schnee
wie eine Droge. Oft auch mor-
gens um zwei. Beispiel Oberjoch-
Pass. Geigers Dienst-Mog ackert
sich gnadenlos durch Deutsch-
lands kurvenreichste (106) Pass-
Straße bei Hindelang, rauf auf

Ein Meter hoher Schnee auf der Fahrbahn? Der Unimog U 500
hat damit kein Problem. Sein 286-PS-Triebwerk treibt den Mer-
cedes-Giganten durch die schweren Massen. 

1178 Meter und wieder runter.
Vorne rattert er mühelos Schnee
und Eis weg von der Straße, hin-
ten spuckt er Salz auf die Fahr-
bahn. Dann Bayerisch-Sibirien,
über den Riedberg-Pass nach
Balderschwang. 16 Prozent Stei-
gung, Schneeketten. Und der
Fluch der Autofahrer. Aber der
„Teufelskerle“ mit dem Stern
macht’s möglich: Happy Skifah-
rer, die pünktlich auf den Pisten
wedeln. Und im Sommer, Herr
Geiger? „Dann wird gemäht.“ 

Mercedes-Benz Citaro NGT:

Stadtwerke Augsburg nehmen
neue Bus-Generation in Betrieb

Ihre neuen Erdgas-Gelenkbusse haben die Stadtwerke Augsburg
(swa) der Öffentlichkeit vorgestellt. Die 13 Mercedes-Busse der
Baureihe Citaro NGT werden von einem völlig neu entwickelten
Motor und wie alle swa-Busse umweltschonend und CO2-neutral
mit Bio-Erdgas angetrieben.

„Wir haben damit die umwelt-
freundlichste Busflotte einer
deutschen Großstadt“, betonte
Oberbürgermeister Dr. Kurt
Gribl. „Und wir können mit den
neuen Bussen den Komfort für
unsere Fahrgäste weiter er-
höhen“, ergänzte swa-Geschäfts-
führer Dr. Walter Casazza. Des-
halb gibt es bei den Bussen innen
wie außen etliche Neuerungen. 

„Das Innenleben wird den
Fahrgästen besonders gefallen“,
so Casazza. Hell und freundlich
ist der Bus innen gestaltet. Die
Haltestangen aus gebürstetem
Edelstahl und die blauen Sitzpol-

ster mit swa-Logo vermitteln im
Innenraum eine hochwertige An-
mutung. Drei große, gut lesbare
Bildschirme im Wageninneren
zeigen aktuelle Informationen für
die Fahrgäste an, wie etwa die
Anschlüsse an der nächsten Hal-
testelle in Echtzeit. 

Neu ist auch der größere Stell-
platz für Rollstühle, Rollatoren
oder Kinderwagen im Bereich der
zweiten Türe. So gibt es gleich
rechts an der Türe einen zweiten
Rollstuhl-Stellplatz. „Damit
kommen wir einem dringenden
Wunsch unserer Fahrgäste nach
mehr Stellfläche nach“, so Casa-

zza. Schließlich sind angesichts
der demografischen Entwicklung
immer mehr Menschen mit Roll-
stuhl oder Rollator im öffentli-
chen Nahverkehr unterwegs.

Außen beleuchten LED-Licht-
bänder unterhalb der Türeinstiege
den Randstein bei Dunkelheit
und bieten so mehr Sicherheit. 

Im Straßenbild werden sich die
Neuen gleich auf den ersten Blick
von den etwa 70 anderen Bussen
der swa unterscheiden: Sie sind
nicht nur in Form und Design mo-
derner, sondern auch in der Farbe.
Statt im bisherigen Weiß, präsen-
tieren sie sich silberfarben. Die
Stadtfarben Rot-Grün-Weiß sind
bei der Einfahrt der Busse in die
Haltestellen als Streifen an der
Frontseite deutlich erkennbar,
ebenso wie das Stadtwappen. Wie
alle neueren Fahrzeuge der swa-
Flotte haben die Busse eine Kli-
maanlage sowie freies WLAN an
Bord. 

Eines werden die 13 Neuen mit
den bisherigen Fahrzeugen aber
auf jeden Fall gemeinsam haben:
auch sie werden von Erdgas-Mo-
toren angetrieben und in Augs-
burg schadstoffarm und fast
CO2-neutral mit Bio-Erdgas un-
terwegs sein. Dabei sind die Neu-
zugänge noch deutlich sparsamer
im Verbrauch und erfüllen die
strenge Euro6-Abgasnorm. Aktu-
elle Messungen im Stadtverkehr
ergeben den geringsten Ausstoß
von Stickoxiden im Vergleich zu
Diesel- oder sogar Hybrid-Fahr-
zeugen. 

Oberbürgermeister Dr. Kurt Gribl (Mitte) und Stadtwerke-Ge-
schäftsführer Dr. Walter Casazza (l.) nehmen den symbolischen
Schlüssel für die neuen Busse vom Geschäftsführer der Mercedes-
Bussparte, Hartmut Schick, entgegen.Bild: swa/Thomas Hosemann
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Fachgespräch im Mühldorfer Landratsamt. Von links: Bianca Reiss (Teamleiterin Asylsozialberatung), Oberstudiendirektor Wolfgang Gaigl (Leiter Staatliche Berufsschule I Mühldorf), Ober-
studiendirektor Maximilian Heimerl (Schulleiter Berufliches Schulzentrum Mühldorf a. Inn), Peter Konietzko (stellvertretender Leiter Berufsbildungswerk Waldwinkel), Dr. Cornelia Erat 
(Gesundheitsamt Mühldorf), Manuela Nahidi (Persönliche Referentin des Landrats), Landrat Georg Huber, Anne-Marie und Theresa von Hassel (Bayerische GemeindeZeitung),
Regierungsdirektorin Claudia Holzner (Geschäftsbereichsleiterin Landratsamt Mühldorf a. Inn und Vertreterin des Landrats im Amt), Elisabeth Huber (Stabstelle „Lernen vor Ort“), 
Regierungsrat Patrick Schumann (Geschäftsbereichsleiter Landratsamt Mühldorf a. Inn) und Karin Huber, Mitarbeiterin der Pressestelle Landratsamt Mühldorf a. Inn.

Asylarbeit im Landkreis Mühldorf:

Gelebte Solidarität
Integration ist keine Einbahnstraße. Dieses häufig bemühte Zi-
tat ist im Landkreis Mühldorf a. Inn bereits gelebte Praxis.
Asylbewerber müssten gefördert werden, damit sie eigenstän-
dig leben und gut in die Gesellschaft integriert werden können,
führte Landrat Georg Huber gegenüber der Bayerischen Ge-
meindeZeitung aus.

Im Landkreis erlebe er sehr
viel Solidarität, betonte Huber.
Neben den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern des Landrats-
amtes und den sozialen Einrich-
tungen helfen viele mit, die
Flüchtlinge ehrenamtlich zu be-
treuen. Sie alle leisteten unter
den gegebenen Umständen her-
vorragende Arbeit. 

„Asylsozialberatung muss
draußen stattfinden, sonst funk-
tioniert Asylsozialarbeit nicht“,
machte der Landrat deutlich.
Zentrale Anlaufstelle und Koor-
dination, kurze Wege, schnelle
Hilfe vor Ort – das Prinzip der
Asylsozialberatung habe sich
im Landkreis bewährt. Seit 1.
Januar 2016 ist dieser offiziell
eine von fünf „Modellkommu-
nen” in Bayern. Das bedeutet,
dass die Gesamtverantwortung
für den Aufbau und die Umset-
zung der Asylsozialberatung
weiterhin beim Landkreis liegt,
wie bereits seit Juli 2015 im
Rahmen der sogenannten Beson-
deren Maßnahme. 

Zum Start des Modellprojekts
hat das Sozialministerium auch
die Zuständigkeitsbereiche neu
festgelegt, erklärte Huber. Da-
nach ist das Team der Asylsozi-
alberatung seit Jahresbeginn im
Landratsamt ab sofort für alle
Asylbewerber und Unterkünfte
im Landkreis zuständig, mit
Ausnahme der Gemeinschafts-
unterkunft Siemensstraße und
den dezentralen Unterkünften in
der Stadt Waldkraiburg. Diese
werden von den Asylsozialbera-
terinnen der Caritas betreut.

Enge Vernetzung

Im Landratsamt wurde bereits
in den vergangenen Monaten ein
eigenes Team aus erfahrenen
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aufgebaut, das den Asylbe-
werbern aber auch den engagier-
ten und interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern für alle Fragen
rund um das Thema „Asyl” zur
Verfügung steht. Nur durch die
enge Vernetzung mit allen Betei-
ligten und Fachstellen wie dem
Amt für Jugend und Familie,
Gesundheits- Ausländer- und
Schulamt aber auch die Einbin-
dung in bestehende Strukturen in
den Bereichen Bildung, Wirt-
schaft und Soziales sei es über-
haupt möglich, die vielfältigen
Herausforderungen zu bewälti-
gen, stellte der Landkreischef
fest. Dazu gehört auch der Ein-
satz eines zentralen Netzwerk-
koordinators. Zu dessen Aufga-
ben zählen:
1.Koordination der Akquise und
Realisierung der erforderlichen
Unterkünfte für Asylbewerber
im Landkreis
2. Koordination von Betrieb und
Betreuung, Unterhalt der dezen-
tralen Einrichtungen
3. Koordination der externen
und internen Anliegen und Si-

cherstellen der erforderlichen
Kommunikation und Informati-
onsaustausch
4. Koordination der Tätigkeit
der Kümmerer
5. Personalverantwortung für
Kümmerer, Teamleitung und As-
sistenz Netzwerkkoordination 
6. Verhandlungen mit Bür-
germeistern, Wohnungseigen-
tümern u. ä., insbesondere in
schwierigen Fällen
7. Koordination Asylsozialar-
beit/Kümmerer
8. Koordination der Öffentlich-
keitsarbeit und des Datenmana-
gements.

Medizinische Versorgung

Mit Blick auf eine funktionie-
rende medizinische Versorgung
hat sich die enge Zusammenar-
beit mit den Asylsozialberatern
aus Sicht von Dr. Cornelia Erat,
Gesundheitsamt im Landratsamt
Mühldorf, als sehr gut erwiesen.
Die Erfahrung zeige, dass medi-
zinische Probleme äußerst viel-
fältig seien und häufig aufträten.
„Unsere Kooperation mit den
niedergelassenen Ärzten im
Landkreis und dem Kranken-
haus ist sehr eng“, so Dr. Erat.
„Dadurch dass wir frühzeitig
eingeschaltet werden, können
wir auch entsprechend frühzeitig
reagieren.“

Ein entsprechender Impf-
schutz sorge dafür, dass Krank-
heiten nicht in die Schulen getra-
gen werden. Grundsätzlich ha-
ben alle Asylsuchenden An-
spruch auf Impfung. Dieses An-
gebot werde von den Flüchtlin-
gen gerne angenommen.

Auch bei psychischen Proble-
men leistet das Gesundheits-
amt Hilfestellung. Die meisten
Flüchtlinge haben Erat zufolge
Traumatisierungen erlebt, wobei
nicht jede Traumatisierung auto-
matisch zu einer Krankheit,
sprich einer posttraumatischen
Belastungsstörung führt. Laut
Münchner Untersuchungen bei
Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen liegt die Quote hier
bei 30 bis 50 Prozent. Cornelia
Erat freilich hält die Zahlen für
relativ hoch gegriffen: „Je besser
Tagesstruktur, Wohnsituation
und Perspektive sind, desto mehr
gelingt es, mit den Traumatisie-
rungen zurechtzukommen.“

Interkulturelle 
Kommunikation

Auf dem Feld der interkultu-
rellen Kommunikation berichte-
te Erat außerdem über Works-
hops für Asylbewerber, die unter
der Leitung des Gesundheits-
amts gezielt für junge Männer
sowie Familien entwickelt wur-
den. Während jungen Männern
unter dem Motto „Für ein besse-
res Miteinander“ die Rolle der
Frau, kulturelle Unterschiede
und angemessenes Verhalten na-

hegebracht werden, stehen für
Familien vor allem die Themen
deutsches Bildungssystem, Er-
ziehung und Gewaltfreiheit in
der Familie auf der Agenda.

„Wir bauen darauf, diese
Workshops auf Augenhöhe zu
machen, das heißt wir belehren
nicht, sondern führen eine Kultur
der Diskussion“, unterstrich Cor-
nelia Erat. Gleichwohl existier-
ten klar definierte Vorgaben.
Hierzu seien sog. Kulturdolmet-
scher ausgebildet worden – Leu-
te im gleichen Alter wie die 
Zielgruppe, die schon lange in
Deutschland leben, aber in bei-
den Kulturen zu Hause sind. Die
Workshops werden in den jewei-
ligen Muttersprachen der Asyl-
bewerber abgehalten. Die Nach-
frage sei groß und die  Rückmel-
dungen äußerst positiv, so das
Fazit.

Da auch Schüler auf den Um-
gang mit fremden Kulturen in ih-
rer Klasse vorbereitet werden
müssen, findet verpflichtend
Ethikunterricht statt. Neue Wege
geht der Landkreis Mühldorf zu-
dem bei der Förderung von Ju-
gendlichen beim Übergang von
der Schule in den Beruf. Im Rah-
men dieser Engagements wurde
beispielsweise eine Jugendberufs-
agentur gegründet. Es handelt
sich hier um eine Kooperation
von Landkreis, Bundesagentur
für Arbeit, Jobcenter und Staatli-
chem Schulamt. 

Maßnahmen 
für Jugendliche

Die Förderung der beruflichen
und sozialen Integration ist eine
gemeinsame Aufgabe der betei-
ligten Partner. Dies führte in der
Vergangenheit dazu, dass die be-
troffenen Jugendlichen oft ver-
schiedene Ansprechpartner für
dieselben Themen hatten. Durch
die Zusammenarbeit und den In-
formationsaustausch der Ein-
richtungen werden nunmehr die
Maßnahmen für die Jugendli-
chen systematisch koordiniert.
Das bedeutet kurze Wege und
schnelle Hilfe für Ratsuchende
und somit eine bessere Integra-
tion in Ausbildung und Arbeit. 

Ausbildung und Arbeit

Diese Arbeit kommt nun auch
der schulischen und beruflichen
Integration von Asylbewerbern
entgegen, wofür die bereits vor-
handenen und geknüpften Netz-
werke verwendet werden kön-
nen. Die Koordination der Ju-
gendberufsagentur hat das Team
von „Lernen vor Ort“ im Land-
kreis übernommen. Ziel ist, dass
kein Jugendlicher verloren geht.
Es gilt, die Schülerinnen und
Schüler auf ihrem individuellen
Weg von der Schule in den Beruf
noch besser zu unterstützen.

Im Rahmen der Berufsorien-
tierung ist die Sprachförderung
wesentlich. Laut Wolfgang
Gaigl, Leiter der Berufsschule I,
wird dieser Baustein derzeit von
der Agentur für Arbeit bereits
angeboten. Grundsätzlich, so
Gaigl, müssten sowohl die Indu-

strie- und Handelskammern als
auch die Handwerkskammern
als zuständige Stellen ihren Bei-
trag dazu leisten, dass fachspezi-
fische Begriffe auf Deutsch ver-
mittelt werden können. 

Es gelte, alle Prüfungen zu
überarbeiten und letztlich so zu
formulieren und auszugestalten,
„dass Menschen mit sprachlichen
Schwierigkeiten nicht an der
Sprache scheitern, sondern - wenn
überhaupt - an mangelnden Fach-
kenntnissen“, meinte Gaigl. Die
Berufssprache Deutsch sei – ab-
gestimmt auch auf die Bedürfnis-
se der Asylbewerber und Flücht-
linge – zu modifizieren. Für sie
stelle es eine „Riesenhürde“ dar,
entsprechende Fachbücher zu le-
sen, geschweige denn zu verste-
hen. Nötig sei eine intensive Hilfe-
stellung. „Hier muss noch viel an-
gepasst und entwickelt werden.“

Vorurteile abbauen

In ausbildenden Betrieben sei
es zunächst wichtig, Vorurteile
und Hemmschwellen abzubauen;
wichtig sei die Akzeptanz der an-
deren Mitarbeiter. Als hilfreich
führt die Jugendberufsagentur ei-
ne Mitbegleitung der ausbilden-
den Betriebe an. Auch sollte de-
ren Austausch verbessert werden.
Netzwerkarbeit laute das Zauber-
wort. Da bei potentiellen Ausbil-
dungsbetrieben die Hemmung,
Asylbewerber auszubilden, nicht

selten groß sei, sei es wichtig, po-
sitive Erfahrungen aus der Praxis
darzustellen, um auch zu zeigen,
dass die jungen Menschen eine
hohe Motivation mitbringen.

Im gesamten Landkreis Mühl-
dorf sind derzeit 1.630 Asylbe-
werber in Gemeinschaftsunter-
künften und dezentralen Unter-
künften untergebracht (Stand:
19.02.2016). Bislang habe man
noch keine einzige Turnhalle 
belegen müssen. „Allerdings
wird die Wohnsituation täglich
schwieriger“, urteilte Landrat
Huber. Mitarbeiter der Immobi-
lienabteilung im Landratsamt
seien täglich auf der Suche nach
geeigneten Projekten.

Wohnraum schaffen

In diesem Zusammenhang for-
derte Georg Huber vom Staat ei-
ne Änderung „seines sehr büro-
kratischen Zuwendungs- und Zu-
schussbereiches“. Für Flüchtlinge
werde in Zukunft  kein in der her-
kömmlichen Weise erstellter
Wohnraum mehr zur Verfügung
gestellt werden können. „Beim
jetzigen Status quo an Förderun-
gen bzw. Zuwendungen baut kein
normaler Bauträger.“ Gebäude in
Containerbauweise für Gemein-
schaftsunterkünfte müssten fortan
so geplant werden, dass ein indi-
vidueller, schneller Umbau mög-
lich ist. Eine Art Baukasten-
system könne hier hilfreich sein. 

Wichtig ist das 
menschliche Netzwerk

„Ich bin nicht so blauäugig zu
glauben, dass wir in Mühldorf die
Welt verändern“, gab Landrat Hu-
ber abschließend zu verstehen. Je-
doch mache es Sinn, zu zeigen,
„dass wir mit unserem Engage-
ment in der Flüchtlingshilfe unse-
re Ziele auch erreichen können.
Wir müssen es nur wollen.“ Wich-
tig sei es, Vorurteile und Ängste in
der Bevölkerung abzubauen.
Bund und Land stellten zwar be-
trächtliche Summen Geldes zur
Verfügung, „aber nur damit schaf-
fen wir es nicht“. Ausschlagge-
bend sei letztlich das „menschli-
che Netzwerk“. Nur so sei dauer-
hafte Integration möglich. DK

Landkreis Donau-Ries:

Arbeit als wichtiger
Baustein zur Integration
Agentur für Arbeit und Jobcenter stellen neue Angebote

für Asylbewerber vor

„Ohne ehrenamtliche Helfer würde es nicht funktionieren. Vie-
len Dank für Ihre hervorragende Arbeit - wir brauchen Sie“,
begrüßte Landrat Stefan Rößle die fast 100 anwesenden, im
Bereich Asyl tätigen Helferinnen und Helfer und interessierten
Bürger in den Räumen des Landratsamtes in Donauwörth.

„Allerdings ist die Unterbrin-
gung Asylsuchender nur der er-
ste Schritt“, erklärte der Donau-
Rieser Kreischef und fuhr fort:
„Um diejenigen, die voraus-
sichtlich bleiben werden, auch
zu integrieren, müssen wir sie
möglichst schnell in Arbeit
bringen.“

Sprache als Basis

Zu diesem Thema informier-
ten Vertreter von Agentur für
Arbeit und Jobcenter die zahl-
reichen Anwesenden: Nach dem
Erwerb erster Grundlagen in der
Deutschen Sprache als dringend
notwendiger Basis gibt es für
Asylbewerber mit hoher Blei-
bewahrscheinlichkeit zahlreiche
neue Angebote, welche die für
eine Tätigkeit dringend notwen-
digen Kenntnisse vermitteln.
Leitlinie müsse dabei sein, ins-
besondere die vielen jüngeren
Menschen für eine Ausbildung
zu gewinnen, um so gleicher-
maßen vorhandene Potenziale
zu nutzen und die Nachfrage
der Arbeitgeber decken zu kön-
nen. 

Mit Unterstützung der Helfer
werde es jetzt darum gehen, für
diesen Personenkreis Kurse zu-

sammenzustellen, die für jeden
Teilnehmer die individuell beste
Perspektive bieten. 

Spezielle Informationen zum
Arbeitsmarktzugang, sowie der
Tätigkeit in Form von Praktika
stehen Ihnen unter www.donau-
ries.de/asyl ebenso zur Verfü-
gung wie Kontaktmöglichkei-
ten. 

Kenntnisse ermitteln

Im Anschluss standen die
Mitarbeiter von Landratsamt,
Agentur für Arbeit und Jobcen-
ter den zahlreichen Besuchern
Rede und Antwort.

Landrat Stefan Rößle zog ein
positives Resümee: „Es ist uns
ein wichtiges Anliegen, unsere
ehrenamtlichen Helfer mög-
lichst umfangreich und persön-
lich zu informieren. Umso mehr
freuen wir uns über die große
Zahl der Besucher.“

Vor einer Integration in den
Arbeitsmarkt ist die Ermittlung
der individuellen Kenntnisse
und Vorbildungen von großer
Bedeutung. 

Diese können in einem unter
www.donau-ries.de/asyl zur
Verfügung stehenden Doku-
ment erfasst werden.
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„Offensive für den Woh-
nungsbau. Aha. Gut gedacht,
aber wie gemacht in einer Stadt
mit wenig Baulandreserven und
einer immer aktiveren, kritische-
ren Kultur der Bürgerbeteili-
gung?“ Mein Chef, der Bürger-
meister, muss sich derzeit inten-
siv mit Forderungen auseinan-
dersetzen, auch in unserer Stadt
mehr und vor allem bezahlba-
ren Wohnraum zu schaffen.

In der Diskussion um den
zukünftigen Umgang mit den Asylsuchenden
und Geflohenen, die entweder für immer oder
doch für eine geraume Zeit bei uns bleiben wer-
den, sind wir bereits an einem Punkt angelangt,
den man „Mühe der Ebenen“ nennen könnte,
obwohl wir die Höhen und Gipfel der gesin-
nungs- und verantwortungsethischen Diskus-
sion über das Für und Wider der Aufnahme die-
ser und weiterer Menschen in Not noch gar
nicht verlassen haben. Aber wegducken gilt

nicht: Es gehört nun einmal zu unserer Art des
Herangehens an die Dinge, auf gegebene Her-
ausforderungen auch Antworten zu suchen.

Also eine Antwort scheint ja prompt aus Ber-
lin zu kommen: Mehr Geld, Aufstockung oder
Schaffung von Förderprogrammen, Start von
Wohnungsbauinitiativen und was weiß der Him-
mel noch alles. Seltsam, dass mir wieder das
Bild von den Mühen der Ebene in den Sinn
kommt, aber hat irgendwer eine Vorstellung,
was man bauen soll und wo?

Nach allem, was wir bisher über das Wohnen
in der Zukunft wissen, sind zwei Punkte wichtig:
Zum einen schrumpft die Bevölkerung zwar,
aber die Zahl der Haushalte bleibt gleich. Stich-
worte hierfür sind der Trend zum Singledasein
und die Senioren, die nach dem Tod des Part-
ners weiter und Dank verschiedenster Unter-
stützungsangebote auch länger einen eigenen
Hausstand unterhalten. Zum anderen steigen
die Ansprüche an die Größe des Wohnraums.
Durchschnittlich bewohnt jeder Deutsche 43
Quadratmeter in seiner Wohnung oder seinem
Haus. Vor 40 Jahren waren es gut über 30 Qua-
dratmeter. Singles bewohnen durchschnittlich

70 Quadratmeter und allein-
stehende Senioren sogar 78
Quadratmeter.

Also erste provokante Frage:
Kanns auch ein bisschen weni-
ger sein? Keiner will zurück in
die 1960er Jahre, in denen Fa-
milien zwei Kinder auf 56 Qua-
dratmeter aufzogen. Aber die
Frage muss erlaubt sein, ob es
nicht etwa für einige Senioren
attraktiv wäre, in kleinere, se-
niorengerechte Wohnungen um-

zuziehen, statt im Altbau zu bleiben. Es wäre nicht
zuletzt auch ein Stück Autonomie, wenn die Woh-
nung keine Schwellen aufweist und man ebener-
dig in die Dusche kommt, anstatt sich vom Bufdi
mittels einer Hebevorrichtung in die hohe Bade-
wanne hieven zu lassen.

Aber Bauland ist, jedenfalls in unserer Stadt,
knapp. Nachverdichtung ist ein Zauberwort, aber
ein Zwiespältiges. Die größten Wohnreserven un-
term Dach sind längst ausgereizt. Und jeder – ob
Mieter, Genossenschaftler oder Eigentümer – be-
dankt sich zu Recht, wenn auf dem Flecken zwi-
schen den Häusern, den er bisher als Grünanla-
ge gesehen hat, plötzlich ein weiterer Wohnblock
errichtet wird. Stelzenhäuser über Garagen-
grundstücken oder Parkplätzen, Wohnhochhäu-
ser in der kleinstädtischen Idylle – bei all dem
wünsche ich viel Spaß mit der Anliegerbeteili-
gung samt drohender Bürgerentscheide. Bleibt
noch die Ausweisung neuen Baulands an der Pe-
ripherie, am besten zusammen mit den Umland-
gemeinden. Ja, aber das erfordert enormes pla-
nerisches Spitzengefühl und vor allem Zeit, um
eine Konzentration von Problemen zu vermeiden.
Hier mahnen die Fehler der 1960er und 70er
Jahre mit ihren Großsiedlungen.

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht eines
ganz klar: Der Bürgerdialog muss jetzt starten,
nicht erst, wenn wir eine echte Wohnungsnot –
bei Einheimischen wie Zugezogenen – bekom-
men. Dazu gehört auch, ein Dilemma aufzulö-
sen, das der Künstler Friedensreich Hundert-
wasser einmal so beschrieb: „Bei der Stapelung
der Wohnungen nach oben geht zuerst der
Mensch zugrunde und dann die Natur. Bei der
Stapelung in die Breite läuft es umgekehrt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Der Bürger und 
der Wohnungsbau

20 Millionen Euro zur Sanierung
kommunaler Einrichtungen

Als Ergänzung seiner Städtebauförderung stellt der Bund bis 2018
insgesamt 140 Millionen Euro zur Sanierung kommunaler Ein-
richtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur zur Verfü-
gung. Dadurch können in Bayern sieben kommunale Projekte ge-
fördert werden.

Innen- und Sportminister Joa-
chim Herrmann zeigte sich erfreut
über die Bereitstellung von 20
Millionen Euro zusätzlicher Förd-
ergelder für Bayern durch das
Bundesumweltministerium. Mit
diesen Mitteln könnten Projekte
in Bamberg, Deggendorf, Einers-
heim, Garmisch-Partenkirchen,
Hof, Nürnberg und Weiden/OPf.
in Angriff genommen werden. Es
gehe hierbei für die Kommunen
um den Ausbau wichtiger Ange-
bote für die Menschen zur sozia-

len Integration, erläuterte Herr-
mann. Auch leiste man damit ei-
nen Beitrag zum Klimaschutz. 

Jedes der sieben Projekte stelle ei-
ne wichtige Investition in Bayerns
Zukunft dar, betonte der Minister.
So werde in Bamberg ein erleb-
nispädagogisches Kompetenzzen-
trum mit 3,6 Millionen Euro geför-
dert. In Deggendorf soll das Eissta-
dion mit zwei Millionen Euro wei-
ter saniert werden. Einersheim er-
hält eine Million Euro zur Moderni-
sierung des Naturbades Selingau.

In Garmisch-Partenkirchen
stehen zur Sanierung des Olym-
piaskistadions 2,1 Millionen Eu-
ro zur Verfügung. Zur Aufwer-
tung des Freizeit- und Sportzen-
trums „Am Eisteich“ bekommt
Hof vier Millionen Euro. Im Sü-
den Nürnbergs wird der zweite
Bauabschnitt im Wege der Sanie-
rung des Kulturzentrums auf ei-
nem ehemaligen Kasernengelän-
de mit vier Millionen Euro unter-
stützt. Schließlich kann das ober-
pfälzische Weiden mit drei 
Millionen Euro die Generalsanie-
rung der Dreifach-Turnhalle und
des Hallenbades der Hans- 
und Sophie-Scholl Realschulen
durchführen. rm

Ein starkes WIR 2016
Landrat Leo Schrell zieht positives Fazit 

der Wirtschafts-, Informations- und Regionalausstellung in Dillingen

Eine starke „WIR 2016“ präsentierte jüngst einen starken Land-
kreis Dillingen. Dies ist das Fazit von Landrat Leo Schrell zur
Wirtschafts-, Informations- und Regionalausstellung, an der sich
heuer erstmals die Wirtschaftsvereinigung Wertingen mit einer ei-
genen Halle beteiligt hatte und somit von sechs Wirtschaftsvereini-
gungen im Landkreis veranstaltet wurde. Seit bereits 20 Jahren
findet die WIR im zweijährigen Rhythmus in Dillingen statt.

„Der gute Ruf unseres Land-
kreises als dynamischer Wirt-
schafts- und attraktiver sowie lie-
benswerter Lebensraum wurde in
den letzten fünf Tagen eindrucks-
voll von den rund 300 Ausstellern
präsentiert“, zeigt sich Schrell
vom Verlauf der Ausstellung be-
geistert. Vor allem sei er positiv
überrascht, dass es dem Ausstel-
lungsbüro Schmid mit neuen
kreativen Ideen und Initiativen
immer wieder aufs Neue gelinge,
das hohe Niveau der vorherigen
Ausstellung nochmals zu toppen. 

So sei es mit einem durchdach-
ten Konzept und einem attrakti-
ven Rahmenprogramm gelungen,
eine Vielzahl an Besuchern anzu-
sprechen und teilweise zu einem
mehrmaligen Besuch der WIR zu
animieren. Dazu beigetragen habe
insbesondere die kaum zu über-
bietende Produkt- und Branchen-
vielfalt in thematisch klar struktu-
rierten Hallen, ein tolles Rahmen-
programm und die vielen Mög-
lichkeiten, sich kulinarisch ver-
wöhnen zu lassen. „Die typisch
regionalen Leckerbissen der Ga-

stronomie, das attraktive Land-
frauencafe, die Schauküche und
die Sonderschau zu 500 Jahre
Reinheitsgebot waren besondere
Anziehungspunkte“, resümiert
Schrell.

Auf Interesse seien zudem die
vom Bayerischen Bauernverband
organisierten Diskussionsrunden
zu aktuellen Themen wie „Gesun-
de Ernährung“, „Flutpolder“ und
„Asyl“ gestoßen. Zudem wurde
an vielen Ständen, darunter der
Gemeinschaftsstand des Land-
kreises und des Regionalentwick-
lungsvereins Donautal-Aktiv, die
kulturelle Vielfalt, attraktive Nah-
erholungs- und Freizeitmöglich-
keiten, die hervorragenden Bil-
dungsangebote sowie das facet-
tenreiche bürgerschaftliche Enga-
gement präsentiert.

Während sich die Besucher über
die Vielfalt an Angeboten und In-
formationsmöglichkeiten lobend
äußerten, zeigten sich viele Ausstel-
ler bereits am Tag der Eröffnung
der WIR begeistert über das hohe
Interesse der Besucher.

Zudem habe den Landrat die
ausgelassene Stimmung auf der
WIR, die vor allem auch zum Be-
such mit der ganzen Familie ein-
geladen habe, begeistert. „Mit ei-
ner hohen Anzahl an Besuchern
aus dem Landkreis und darüber
hinaus hat sich die WIR 2016 er-
neut als unverzichtbare Plattform
erwiesen, um in regelmäßigen
Abständen in kompakter Form die
Leistungsstärke unseres Wirt-
schaftsstandortes und die Vielfalt
unserer Kulturlandschaft und da-
mit die hohe Lebensqualität, die
unser Landkreis bietet, deutlich zu
machen“, stellt der Landrat fest. 

Gleichzeitig ermutigt er die
sechs Wirtschaftsvereinigungen
der Donaustädte Dillingen, Lauin-
gen, Gundelfingen und Höchstädt
sowie der Aschberggemeinden
und der Stadt Wertingen gemein-
sam mit dem Ausstellungsbüro
Schmid am bewährten Konzept
festzuhalten und rechtzeitig die
Planungen für die WIR 2018 in
Angriff zu nehmen.

Landrat Leo Schrell gewinnt Landratswahl
Der amtierende Landrat Leo Schrell hat die Landratswahl im

Landkreis Dillingen a.d.Donau klar für sich entschieden und geht
damit in seine dritte Amtszeit. 

Von den 29.304 abgegebenen gültigen Stimmen entfielen auf Leo
Schrell (FW) 24.831 Stimmen (84,74 %), während auf Mitbewer-
ber Hermann Mack (REP), 4.473 Stimmen entfielen (15,26 %).

Die Wahlbeteiligung lag bei 39,71 %. Wahlberechtigt waren 74.640
Landkreisbürger. Die einzelnen Wahlergebnisse in den 27 Städten,
Märkten und Gemeinden des Landkreises sind auf der Homepage des
Landratsamtes www.landkreis-dillingen.de einzusehen. 

Männergesangsverein spendet Amtskette
Die lang ersehnte Amtskette stiftete der örtliche Männergesangs-
verein „Liederkranz“ für Leuchtenbergs Bürgermeister Anton
Kappl. Gesangsvereinsvorsitzender Josef Varnold, sein Stellvertre-
ter Anton Kick und Ehrenvorsitzender Josef Winter (v. r.) über-
reichten bei der Jahresabschlussfeier des MGV das Geschmeide.
Das Gemeindeoberhaupt war völlig überrascht und sehr gerührt
als ihm der Amtsschmuck umgehängt wurde: „Ich bin sprachlos
und sogar ein paar Tränen sind gekommen. Beim Amtsantritt ha-
be ich schon gemerkt, das was fehlt“, so Kappl. Seit längerem habe
er im Internet wegen einer Amtskette recherchiert. Mit so einem
großartigen Geschenk habe er jedoch niemals gerechnet.
Das Zentrum der vergoldeten Dienst-Insignie bildet ein großerTa-
ler, der die Burg zeigt. Die Kette selbst besteht aus rechteckigen
Plattengliedern mit Symbolen von Bezirk, Landkreis und Markt-
gemeinde. Auf ihrer Rückseite werden die jeweiligen Bürger-
meister mit ihren Amtszeiten eingraviert. Varnhold stellte heraus,
dass diese Amtskette der Marktgemeinde gehört und von einem
Bürgermeister zum nächsten weitergegeben wird.
Während des Gottesdienstes vor dem Jahresempfang der Markt-
gemeinde erhielt die Kette den kirchlichen Segen. Und beim Emp-
fang wurde sie von Bürgermeister Kappl offiziell eingeführt und
zum ersten Mal in der Öffentlichkeit getragen.   

Bild und Text: Sieglinde Schärtl

Asylbewerberunterbringung in Fürstenfeldbruck:

Enge Einbindung der
Landkreis-Bürgermeister

Fürstenfeldbrucks Landrat Thomas Karmasin lud die Bürger-
meister des Landkreises jüngst zur Bürgermeisterdienstbespre-
chung ins Landratsamt. Wichtigstes Thema war die Unterbrin-
gung derAsylbewerber. Dabei ging es vor allem um zwei Punkte:
Ob und wie der im Oktober 2014 erstmals vereinbarte Vertei-
lungsschlüssel fortgeschrieben wird und die Entwicklung der so-
genannten „Fehlbeleger“, also der anerkannten Flüchtlinge, die
zum Auszug aus derAsylbewerberunterkunft verpflichtet sind.

Zur Erinnerung: Der Landkreis
Fürstenfeldbruck nahm im Okto-
ber 2014 eine Vorreiterrolle ein:
Landrat Karmasin gelang es, die
Zustimmung aller Bürgermeister
zu einem freiwillig unter ihnen
vereinbarten Verteilungsschlüssel
zur Unterbringung der Asylbe-
werber zu erhalten. Entgegen der
amtlichen Prognose, die damals
noch deutlich darunter lag, ließ
Karmasin den Schlüssel auf der
Annahme von 2.000 bis Ende

2015 benötigten Plätzen berech-
nen. Im April 2015 – wiederum
vor der Erhöhung des amtlichen
Auftrags auf in etwa dieses Ni-
veau mit der neuen BAMF-Pro-
gnose Ende August 2015 – wurde
die Prognose auf 3.000 bis Ende
2015 zu schaffende Plätze erhöht.

Aufstockung

Das Landratsamt hat diese
Zielvorgabe erreicht – allerdings
nur dank der Erstaufnahme-De-
pendance im Fliegerhorst Für-
stenfeldbruck, deren Aufstockung
auf nunmehr 1.600 Plätze geplant
ist. Mit der Dependance gibt es
derzeit rund 3.500 Unterbrin-
gungsplätze im Landkreis. Trotz
„Quotenübererfüllung“ bekommt
das Landratsamt seit Juni 2015
mehr Personen zugewiesen als es
regulär unterbringen kann – des-
halb müssen Turnhallen belegt
werden. Derzeit gibt es 378 Turn-
hallenplätze in insgesamt 4 Turn-
hallen.

Momentan werden wöchent-
lich 41 Asylbewerber dem Land-
kreis zugewiesen. Eine neue amt-
liche Prognose gibt es derzeit
nicht. Die Bürgermeister verstän-
digten sich mehrheitlich darauf,
die 2014 vereinbarte Art und Wei-

se der Verteilung der Asylbewer-
ber im Landkreis, nämlich 70%
anhand der Einwohnerzahl, 20%
anhand der Fläche und 10% auf-
grund des bereits vorhandenen
Ausländeranteils, beizubehalten.

Zur Zahl der „Fehlbeleger“ be-
richtete das Ausländeramt, dass
diese schnell stark ansteigen wird.
In den letzten Wochen erhielten
bis zu 20 Asylbewerber pro Wo-
che ihre Anerkennung, vorwie-
gend aus Syrien, Eritrea und Irak.

Fehlbeleger

Im Moment gibt es rund 190
Fehlbeleger. Jeder Fehlbeleger
„kostet“ einen Platz, denn die mit
Fehlbelegern besetzten Plätze
werden von der Quotenerfüllung
des Landratsamts abgezogen. Der
Landrat verwies deshalb darauf,
dass die Auszugsaufforderungen
umgesetzt werden müssen, vor-
rangig in den Gemeinden, in de-
nen man die Plätze am dringend-
sten braucht, wo also die meisten
Plätze fehlen.

Der Vorschlag, gemeinsam mit
den Gemeinden Projekte zu pla-
nen, soweit dies möglich ist, die
beiden Zwecken – der Asylbewer-
ber- und der Obdachlosenunter-
bringung – dienen, fand bei vielen
Bürgermeistern ebenso Zustim-
mung wie die Ankündigung, dass
das Landratsamt bei ihm einge-
gangene Angebote kleinerer Woh-
nungen in Gemeinden, die ihre
Quote erfüllt haben, an diese wei-
tergeben wird – vorausgesetzt, der
Vermieter stimmt dem zu. 

Kalvarienberge - Ein Film 
von Dr. Michael Zehetmair

„Kalvarienberge“ heißt ein 45-minütiger Film über die ganz ei-
gene, in sich ruhende Aura und auch über die kulturelle und re-
ligiöse Bedeutung der annähernd 2.000 Kalvarienberge in ganz
Europa. Erstausstrahlung ist am Karfreitag, dem 25. März um 
16 Uhr im Bayerischen Fernsehen. 
Für den Film wurden Kalvarienberge in Polen, der Bretagne,
Italien, Österreich sowie Bayern besucht. In Bayern werden die
Kalvarienberge in Füssen, Wenigmünchen (Landkreis Fürsten-
feldbruck), Aiterbach (Gemeinde Allershausen) und Kir-
chenthumbach (Oberpfalz) vorgestellt. Jeder für sich ist eine
kulturhistorische Besonderheit. Zudem ist die Kamera dabei auf
dem wohl bekanntesten Kalvarienberg Bayerns, in Bad Tölz,
wo jedes Jahr in der Karwoche ein Kinderkreuzweg der „Ka-
tholischen Landvolkbewegung“ zusammen mit Pfarrer Scheiel
die Sinnhaftigkeit des Lebens und Sterbens Jesu Christi an die
ganz jungen Menschen vermittelt. 
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Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen:

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell
www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 08724 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)821218
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Kindergarteneinrichtungen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG

Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen 

Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199

E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG

Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen 

Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199

E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Spiel, Sportgeräte + Skateanlagen

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

• im Einzelabo für 81,43 € und
• ab 10 Zeitungen im Sammelabo für

∙ 28,89 € (Lieferung an eine Adresse) oder
∙ 40,93 € (Lieferung mit Einzelversand)

Auf Wunsch jeweils als Kombination print/ePaper
ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau

Komfortlüftungssysteme
mit Wärmerückgewinnung

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten,
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsamm-

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Fahnen/Fahnenmasten

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Vorschau auf GZ 6
In unserer Ausgabe Nr. 6, die am 24. März 2016
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Wasser . Abwasser . Gewässerschutz
Kommunale Baupolitik
Kommunale und private Freizeitanlagen
Fremdenverkehr in Bayern
Kommunalmarketing
Sicherheitstechnik . Brand- und Katastrophenschutz

Landshuter Umweltmesse 2016:

Lernort und Quelle
für Wissenstransfer

Vom 11. bis 13. März 2016 werden der Landshuter Messepark
sowie die Flächen in und um die Sparkassenarena wieder zum
Schauplatz für Produkte, Dienstleistungen und Innovationen.
Zum 11. Mal haben die Besucher Gelegenheit, Einblicke in die
Schwerpunkte Natur und Technik, Bauen & Wohnen, Energie
und Mobilität sowie Gesundheit und Ernährung zu gewinnen. 

Die Landshuter Umweltmesse
zeigt laut den Organisatoren And-
rea Lapper und Rudolf Schnur
(beide sind geschäftsführende
Gesellschafter der gemeinnützi-
gen LA-umwelt GmbH) an vier
Tagen bei freiem Eintritt, was In-
dustrie, Handwerk, Forschung,
Handel und Dienstleistung an
umwelt-, klima- und gesundheits-
freundlichen Leistungen bieten.
Dieses Angebot hat der ganzheit-
lichen Betrachtungsweise von der
Herkunft der Rohstoffe über de-
ren Verarbeitung bis hin zur Ent-
sorgung standzuhalten. Eines der
Sonderthemen ist in diesem Jahr
„Plastikmüll“; mit diesem Thema
wird sich auch der Messestand
der Stadt Landshut beschäftigen.

Insgesamt stehen über 90
Fachvorträge im Stundentakt in
drei speziellen Vortragsräumen
auf dem Programm. Erstmalig
wird ein Bauherreninfoabend an-
geboten. Die künftigen Bauher-
ren werden dabei auf ihrem Weg
in die eigenen vier Wände um-
fassend und kompetent beraten

und bekommen wertvolle Tipps
rund um das Thema Hausbau. 

Im ersten Fachvortrag des Bau-
herreninfoabends referiert LB-
Bauberater Oliver Hartel zum
Thema „Ökologisch Bauen, En-
ergie sparen, behaglich und ge-
sund Wohnen im werthaltigen
Ziegelhaus von Leipfinger-Ba-
der“; der zweite Fachvortrag von
Gastreferent Patrick Behnert,
ZinCo GmbH, informiert über
die Möglichkeiten der Begrünung
von Flach- und Schrägdächern,
auch in Kombination mit Photo-
voltaik und Solarthermie.

Vorträge und Ausstellung

Erstmals beteiligt sich das Poli-
zeipräsidium Niederbayern an der
Landshuter Umweltmesse mit der
Präsentation eines Messestandes
zum Thema „Gut beraten – si-
cher wohnen, Diebstahl- und Ein-
bruchschutz für Privat und Ge-
werbetreibende“. Die Kriminal-
polizeiliche Beratungsstelle der
Kriminalpolizeiinspektion Passau

gibt gemäß dem ProPK-Motto
„kompetent. Kostenlos. Neutral.“
u. a. Empfehlungen zum Thema
Gebäudeschutz und Einbruchsi-
cherungen.

Weinliebhaber dürften sich auf
ein Bio-Weinseminar freuen, das
die ganze Vielfalt des Biowein-
baus in einem Vortrag zeigen
soll. Neu ist auch die Ausstel-
lung „Faszination Moor“ des
Landesamtes für Umweltschutz
Bayern, die über das Ökosystem
Moor informiert und Impulse zur
Renaturierung der Moore in
Bayern gibt. Die Ausstellung
richtet sich auch an Schulklassen
ab der 4. Jahrgangsstufe sowie
an Personen und Multiplikato-
ren, die sich in Verbänden und
Behörden mit dem Moor- und
Klimaschutz befassen. 

Neben Ausstellung, Vorträgen
und Vorführungen beinhaltet das
vielfältige Rahmenprogramm
Kunst- und Kulturbeiträge. Ein
breites Angebot an ökologischen
Schmankerln aus der Region und
eine unentgeltliche umweltpäda-
gogische Kinderbetreuung runden
das facettenreiche Angebot ab. 

Laut Landshuts Oberbürger-
meister Hans Rampf „ergänzt
die Umweltmesse die Bandbrei-
te des wirtschaftlichen Erschei-
nungsbildes in Landshut um ei-
nen wichtigen Baustein. Der be-
wusste Umgang mit der Umwelt
hat sich seit der ersten Messe in
nahezu alle Lebensbereiche aus-
gedehnt. Deshalb ist die Messe
inzwischen für die Unternehmen
aus der Region zu einer Platt-
form für umweltgerechte Pro-
dukte und Dienstleistungen ge-
worden, die fast alle Branchen
umfasst. Die Veranstalter unter-
streichen ihren Anspruch, auch

Lernort und eine Quelle für Wis-
senstransfer zu sein. Diese Aus-
richtung macht die Umweltmes-
se einmalig und zeichnet die be-
sondere Qualität aus.“ 

Für Regierungspräsident Heinz
Grunwald, der die Schirmherr-
schaft übernommen hat, hat die
Stadt Landshut als Messestandort

eine lange Tradition und ist vielen
Branchenkennern ein Begriff.
„Dabei sind es vor allem die Spe-
zialmessen, die sich in Landshut
besonders wohl fühlen. Denn eine
gut etablierte Messe ist das beste
Marketing für eine Stadt, für eine
Region. Sie ist ein Statement für
den innovativen Wirtschaftsstand-

ort Niederbayern.“ Die Umwelt-
messe in Landshut sei hier keine
Ausnahme: „Sie ist fester Be-
standteil im Veranstaltungskalen-
der der Stadt und lockt jedes Jahr
aufs Neue viele Besucher an, die
nebenbei auch noch eine der
schönsten Städte Niederbayerns
erleben können.“ DK

Meilenstein in die Zukunft
Fahnen Kössinger überarbeitet Firmenauftritt 

sowie Produktportfolio und erweitert seine Vertriebswege

Mit der Neuerstellung und Überarbeitung des kompletten Kun-
denauftritts hat die Traditionsfirma Fahnen Kössinger einen
wichtigen Schritt für die Zukunft geschafft. „Es ist für uns ein
Meilenstein, der es uns ermöglicht, als traditioneller Hersteller im
digitalen Wettbewerb zu bestehen und doch dem treu zu bleiben,
was uns ausmacht“, sagt Florian Englmaier, Geschäftsführer und
Inhaber des Unternehmens mit Sitz in Schierling bei Regensburg.

Nach etwa einem Jahr, nach-
dem Englmaier den Mittelständ-
ler übernommen und den Gene-
rationswechsel vollzogen hat,
hält die Digitalisierung in vie-
len Geschäftsbereichen Einzug.
„Laptop und Lederhose, das
nehmen wir wörtlich - wenn der
Trachtenverein das Zubehör für
seine gestickte Fahne per Maus-
klick bestellt oder einen eigenen
Online-Shop für die neuen Ver-
eins-T-Shirts einrichtet.“

Der neue Auftritt ist für Fahnen
Kössinger kein Neuanfang, son-
dern eine logische Weiterent-
wicklung der Identität des Unter-
nehmens. „Mit der Weiterent-
wicklung des Auftritts reagieren
wir darauf, dass sich das Kaufver-
halten und die Kundenanforde-
rungen im Lauf der Jahre stark
gewandelt haben“, sagt Englmai-
er. „Das neue Erscheinungsbild
spiegelt zudem wider, was uns
und unsere Produkte ausmacht:
Wir stehen als Firma für Identität,
unsere Produkte sind Symbol für
Gemeinschaft, Identifikations-
punkt für Vereine, Gemeinden
oder Firmen.“ Der persönliche
Kontakt ist der wichtigste Ver-
triebsweg. „Es ist aber auch klar,

dass ein guter Service manchmal
bedeutet, bequem von zu Hause
aus zu bestellen. Hierfür haben wir
nun die Grundlagen geschaffen.“

der Firma müssten angemessen
zum Ausdruck gebracht werden.
Dieses Selbstverständnis steckt
auch im überarbeiteten Logo.
Dessen markantes Symbol ist ei-
ne rote Raute, die neben dem
Schriftzug die Aufinerksamkeit
auf sich zieht. Sie ist eine stilisier-
te Fahne, steht für das Produkt.
„Zudem steht sie für die bayeri-
sche Heimat und ist nicht zuletzt
ein wichtiges Stilelement in der
Heraldik, der Wappenkunde“.

Mit ihrem Gründungsjahr 1928
ist die Firma Fahnen Kössinger in
der Tat kein Start-up Unterneh-
men, sie geht aber ähnliche Wege.
Mit dem Angebot unter der Mar-
ke „Fashion for Groups“ wurde
ein neue Möglichkeit geschaffen,
um die Bestellung von Vereins-
und Firmenbekleidung zu verein-
fachen. Jeder Kunde erhält seinen
eigenen Online Shop, in dem er
vorab definierte Kleidungsstücke
seinen Mitgliedern anbieten
kann. Das macht es deutlich ein-
facher, einheitliche Kleidung für
Gruppen zu besorgen, ohne auf-
wändige Koordinierung durch
Vereinsvorstände, Gruppenleiter
oder Lehrer. „Traditionsfirmen
müssen sich nicht hinter den jun-
gen eCommerce Start-ups ver-
stecken“. Es gilt den vermeintli-
chen Nachteil in einen Vorteil zu
wandeln und zu zeigen was man
kann. „Oder welches Start-up be-
schäftigt schon Handstickerin-
nen?“, fragt Englmaier.

Florian Englmaier.

„Bei der Gestaltung des Fir-
menauftritts erforderten die unter-
schiedlichen Kundengruppen und
ein breites Produktportfolio be-
sonderes Feingefühl“ sagt der In-
dustrie Designer Franz Reel, der
den Firmenauftritt gestaltet hat.
Die bemerkenswerte Markenhi-
storie und das Selbstverständnis
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